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Eingebracht wurden 
Anfragen der Abgeordneten 

Re g e n s burger, We s t r e i c h e r, Dr. Ke i m eI, 
Dipl.-Ing. Dr. Le i t n e r und Genossen an 

den Bundesminister für Bauten und Technik 
betreffend den Ausbau der Nord-Süd-Ver
bindung in Tirol (193/J) 

Mei ß l  und Genossen an den Bundesminister 
für soziale Verwaltung betreffend Mißstände 
in der Gebarung der Österreichischen Bauern
krankenkasse (194/J) 

Pe ter, Mel t e r  und Genossen an den BlUldes
minister für yerkehr betreffend Erhöhung 
der Tarife der Osterreichischen BlUldesbahnen 
(195/J) 

MeißI, Dipl.-Ing. Ha n r e i ch und Genossen 
an den BlUldesminister für Verkehr betreffend 
EinschränklUlg des Postdienstes an Sams
tagen (196/J) 

Dipl.-Ing. Ha n r e i ch, Pet er und Genossen 
an die Frau Bundesminister f ür Wissenschaft 
lUld Forschung betreffend Publikationen über 
Kunstschätze der staatlichen Sammlungen 
(197/J) 

Dr. Marga Hub i n e k, Dipl.-Ing. Dr. Johanna 
Baye r und Genossen an den BlUldesminister 
für Finanzen betreffend die Überschüsse 
der Ausgleichsfonds für Familienbeihilfen 
(198/J) 

Dr. Scr i n z i, Dr. Stix und Genossen an den 
Bundesminister f ür Auswärtige Angelegen
heiten betreffend die Verhaftung eines kürz
lich auf Bewährung aus der Haft entlassenen 
Südtirolers (199/J) 

Rege n s b urger, Dr. Ha lder, Hub er, 
Dr. Kei m e l  und Genossen an den Bundes
minister für Bauten und Technik betreffend 
die Geldmittelzuteilung f ür den Ausbau der 
Tiroler Bundesstraßen (200/J) 

Dr. G r u b e r  und Genossen an den Bundes
minister f ür Unterricht und Kunst betreffend 
Schülerbeirat (201/J) 

Pet er, Me l t e r  und Genossen an den Bundes
minister für Verkehr betreffend Projekt 
eines Pumpspeicherwerkes in MoHn (202/J) 

Beginn der Sitzung: 11 Uhr 20 Minuten 

V o r  s i t z e n  d e: Präsident Benya. Zweiter 
Präsident Dr. Maleta. Dritter Präsident Probst. 

Präsident: Die Sitzung ist e r Ö f f n e  t. 

K r a n k gemeldet sind die Herren Abge
oroneten Dr. Kranzlmayr und Libal. 

Zuweisungen 

dem Finanz- und Budgetausschuß: 

Vertrag zwischen der Republik Osterreich 
und der Italienischen Republik zur Regelung 
finanzieller und vermögensrechtlicher Fragen 
(38 der Beilagen), 

Bundesgesetz über die steuerrechtliche Be
handlung der Bezüge der Mitglieder der 
Organe der Gesetzgebung, bestimmter ober
ster Organe der Vollziehung, des Präsidenten 

Präsident: Die in der letzten Sitzung einge- und des Vizepräsidenten des Rechnungshofes 
brachten Anträge weise ich zu wie folgt: sowie der Mitglieder des Verfassungsgerichts-

Antrag 17/A der Abgeordneten Hahn und hofes und über im Zusammenhang damit 

Genossen betreffend Einbeziehung inner- stehende Vorschriften samt Erläuterungen und 

städtischer Massenverkehrsmittel in den Ein- Anlagen ( 132 der Beilagen), 

heitstarif Bundesgesetz, mit dem das Vertragsbedien-

dem Ausschuß für Verkehr und Elektrizi- stetengesetz 1948 geändert wird (19. Vertrags-

tätswirtschaftj bedienstetengesetz-Novelle) ( 133 der Bei
lagen), 

Antrag 18/A der Abgeordneten Lane, Doktor 
Mussil, DipL-Ing. Hanreidl und Genossen be- Bundesgesetz, mit dem das Dorotheums

treffend Bundesgesetz, mit dem das Ausfuhr- Bedienstetengesetz geändert wird ( 1 34 der Bei-

förderungsgesetz 1964 geändert wird, und lagen), und 

Antrag 19/A der Abgeordneten Dr. Tull, Bundesgesetz über die Besteuerung der Um-

Dr. Gruber, Dr. Broesigke und Genossen auf sätze (Umsatzsteuergesetz 1 972) ( 1 45 der Bei

Novellierung des Bundesgesetzes vom 5. Juli lagen); 

1962 betreffend die Durchführung des Arti- dem Justizausschuß: 
kels 27 § 2 des Staatsvertrags, BGBl. Nr. 1 95/ 
1 962 ( 1 1 .  Staatsvertragsdurchführungsgesetz) 

dem Finanz- und Budgetausschuß. 

Bundesgesetz, mit dem Bestimmungen über 
die Geschäftsfähigkeit und die Ehemündigkeit 
geändert werden (93 der Beilagen), 

Die in der letzten Sitzung als eingebracht Bundesgesetz, mit dem das Kraftloserklä
bekanntgegebenen Regierungsvorlagen weise rungsgesetz 195 1  geändert wird (121 der Bei-
ich zu wie folgt: lagen), 
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Präsident 
Erklärung der Republik Osterreich betref

fend die Annahme des Beitritts der Ungari
schen Volksrepublik zum Ubereinkommen 
vom 15. April 1958 über die Anerkennung 
und Vollstreckung von Entscheidungen auf 
dem Gebiet der Unterhaltspflicht gegenüber 
Kindern (140 der Beilagen), 

Erklärung der Republik Osterreich betref
fend die Annahme des Beitritts der CSSR zum 
Ubereinkommen vom 15. April 1 958 über die 
Anerkennung und Vollstreckung von Entschei
dungen auf dem Gebiet der Unterhaltspflicht 
gegenüber Kindern (141  der Beilagen), 

Osterreich und den Vereinigten Staaten von 
Amerika über die Anwendung von Kontroll
bestimmungen und betreffeno. die Anwendung 
von Kontrollbestimmungen gemäß dem Ver
trag über die Nichtweiterverbreitung von 
Atomwaffen (120 der Beilagen) ; 

dem Ausschuß für Wissenschaft unO. For
schung: 

Bundesgesetz über die an wissenschaftlichen 
Hochschulen, Kunsthochschulen und der Aka
demie der bildenden Künste in Wien zu ent
richtenden Taxen (Hochschul-Taxengesetz 
1972) (1 37 der Beilagen) . 

Bundesgesetz über die Neuordnung des ge- Behandlung der Tagesordnung 
setzlichen Erbrechts des Ehegatten und des Präsident: Es ist mir der Vorschlag zuge-
gesetzlichen ehelichen Güterstandes (143 der kommen, die Debatte über die Punkte 1 und 2 
Beilagen) und der heutigen Tagesordnung unter einem abzu-

Bundesgesetz über die Neuordnung der führen. 
Rechtsstellung des ehelichen Kindes (144 der Es sind dies: 
Beilagen); 

dem Verfassungs ausschuß : 

Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz 
über die Errichtung eines familienpolitischen 
Beirates beim Bundeskanzleramt geändert 
wiro. (94 der Beilagen), 

1. Bericht des VerfassungsaussChusses über 
die Regierungsvorlage (87 der Beilagen) : 
Bundesgesetz über die ErriChtung eines Bun
desministeriums für Gesundheit und Umwelt
schutz ( 155 der Beilagen) und 

2. Bericht und Antrag des Verfassungsaus
Bundesverfassungsgesetz, mit dem Staats- schusses über den Entwurf eines Bundes

verträge verfassungsrechtlich saniert werden gesetzes, mit dem das Buno.esfinanzgesetz für 
(Erstes Staatsvert räge-Sanierungsgesetz) ( 122 das Jahr 1 972 abgeändert und ergänzt wird 
der Beilagen) , (1 . Bundesfinanzgesetz-Novelle 1972) ( 156 der 

Bundesverfassungsgesetz, mit dem die Uber- Beilagen) . 

tragung von Zuständigkeiten auf dem Gebiete Da es sich beim zweiten Punkt um einen 
des Patentwesens sowie des SChutzes von Antrag eines Ausschusses gemäß § 19 des 
Mustern, Marken und anderen '-Varenbezeich- Geschäftsordnungsgesetzes handelt, lasse ich 
nungen auf internationale Organisationen zunächst darüber abstimmen, ob über diesen 
oder sonstige internationale Einrichtungen ge- Antrag unmittelbar in die zweite Lesung ein
regelt wird (123 der Beilagen) , und zugehen ist oder ob er einem anderen Aus

Bundesverfassungsgesetz, mit dem das 
Bundes-Verfassungsgesetz in der Fassung von 
1929 durch o.ie Einfügung von Bestimmungen 
über die Volksanwaltschaft geändert wird 
(131 der Beilagen); 

dem Zollausschuß: 

SdlUß zur neuerliChen Vorberatung zugewie
sen werden soll. Nur wenn beschlossen wird, 
unmittelbar in die zweite Lesung einzugehen, 
kann der Antrag mit in die Verhandlungen 
genommen werden. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die ihre 
Zustimmung geben, daß über den Antrag des 

Protokoll über den Beitritt der Demokrati- Verfassungsausschusses betreffend die 1 .  Bun
schen Republik Kongo zum Allgemeinen Zoll- desfinanzgesetz-Novelle 1972 (156 der Bei
und Handelsabkommen ( 1 16  der Beilagen) ; lagen} unmittelbar in die zweite Lesung ein

dem Außenpolitischen Ausschuß: 

Abkommen zwisChen der Internationalen 
Atomenergie-Organisation und der Republik 
Osterreich über die Anwendung von SiCher� 
heitskontrollen gemäß dem Vertrag über die 
Nichtweiterverbreitung von Atomwaffen 
(1 19  der Beilagen) und 

Protokoll betreffend die Suspendierung des 
Abkommens zwischen der Internationalen 
Atomenergie-Organisation, der Republik 

gegangen wird, sich von den Sitzen zu er
heben. - Das ist mit Mehrheit a n g e n  0 m
m e n. 

Wird o.agegen ein Einwand erhoben, daß die 
Debatte über die Punkte 1 und 2 unter einem 
abgeführt wird'? - Das 'ist nicht der Fall. 
Die Debatte über die Punkte 1 und 2 wird 
daher unter einem vorgenommen werden. 

nie Abstimmung über diese beiden Vor
lagen ·erfolgt jedoch sel1bstverständlich wie 
immer in solchen FäHen getrennt. 
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1. Punkt: Beridlt des VerfassungsaussdlUsses 
über die Regierungsvorlage (87 der Beilagen) : 
Bundesgesetz über die Erridltung eines Bun
desministeriums für Gesundheit und Umwelt-

schutz (155 der Beilagen) 

2. Punkt: Bericht und Antrag des Verfassungs
ausschusses über den Entwurf eines Bundes
gesetzes, mit dem das Bundesfinanzgesetz für 
das Jahr 1972 abgeändert und ergänzt wird 
(1. Bundesfinanzgesetz-Novelle 1972) (156 der 

- Beilagen) 

Präsident: Wir gehen nun in die Tages
ordnung ein und gelangen zu den Punkten 1 
und 2, über die die Debatte unter einem abge
führt wird. 

Es sind dies: 

Errichtung eines Bundesministeriums für 
Gesundheit und Umweltschutz und 

1 .  Bundesfinanzgesetz-Novelle 1972. 

Berichterstatter über beide Punkte ist die 
Frau Abgeordnete Dr. Erika Seda. Ich ersuche 
sie um ihre beiden Berichte. 

Berichterstatterin Dr. Erika Seda: Herr Prä
sident! Hohes Haus! Ich Ibringe den Bericht 
des Verfassungsaussdmsses über die Regie
rungsvorlage (87 der Beilagen) : Bundesg-esetz 
über die Errichtung eines Bundesministeriums 
für Gesundheit und Umweltschutz. 

Die dem Verfas-sungsausschuß zur Vorbe
ratung vorgelegene Regierungsvorlage sieht 
die Errichtung eines Bundesministeriums für 
Gesundheit und Umweltschutz vor. Zum Wir
kungsbereich des neuen Ministeriums sollen 
unter anderem die Wahrung der allen Ver
waltungszweigen gemeinsamen Interessen auf 
dem Gebiet des Umweltschutzes, die Ange
legenheiten der Volksgesundlheit, bestimmte 
Veterinärangelegenheliten und Standesange
legenheiten der Tierärzte -gelhören. 

Der Verfassungs ausschuß hat diese Regie
rungsvorlage in seiner Sitzung am 1 8. Jänner 
1 972 in Verhandlung gezogen und nach ,einer 
Debatte, an der sich die Abgeordneten Doktor 
Heinz Fischer, Dr. Fiedler, Dr. Broesigke, 
Dr. Blenk, Dr. Marga Hubinek, Dr. Fleisch
mann, Dr. Ermacora, OfenböcK, Dr. Gasper
schlitz, Brandstätter, Kinzl, Gratz, -Dr. Koren 
sowie Bundeskanzler Dr. Kreisky und Vize
kanzler Ing. Häuser beteiligten, beschlossen, 
dem Hohen Haus die Annahme des Gesetz
entwur-fes unter Berücksichtigung von durch 
die Abgeordneten Dr. Heinz Fischer, Doktor 
Fiedler, Dr. Marga Hubinek, Ofenböck, Doktor 
Gasperschitz, Brandstätter und Kinzl vorge
schlagenen Abänderungen zu empfehlen. 

Durch diese Änderungen werden dem neu 
zu errichtenden MiIlfisterium einige weitere 
Kompetenzen übertragen. So insbesondere die 
Mitwirkung bei den grundsätzlichen und 
organisatorischen Angelegenheiten des medi
zinischen und pharmazeutischen Unterrichtes, 
die Standes angelegenheiten der Ärzte, Den
tisten und des sonstigen Krankenpflegeperso
nals einsch.Ji.eßlich ihrer !beruflichen Vertre
tung sowie aUe Angelegenheiten des Veteri
närwesens mit Ausnahme jener Angelegen
heiten, die von der Bundesanstalt für künst
lich'e Besamung der Haustiere zu besorgen 
sind. 

Weiters soll dem Bundesministerium für 
Gesundheit und Umweltschutz in Angelegen
heiten des Pflanzenschutzes mit Ausnahme der 
phytosanitären Grenzkontrolle ein Mitwir
kungsrecht zukommen. 

Der Ausschuß ging bei seinen Beratungen 
von der auch durch die Rechtsprechung des 
Verfassungsgerichtshofes vertretenen Auf.fas
sung aus, daß der Begriff "Angelegenheiten 
der Volksgesundheit" den .gleichen Inhalt wie 
der Begriff "Gesundheitswesen" hat und unter 
anderem - mit Ausnahme der Angelegen
heiten, die inzwischen in den Wirkungsber,eich 
eines anderen Bundesministeriums übertragen 
wurden - auch aUe jene Angelegell!heiten 
umfaßt, die den Wirkungsbereich des am 
8. August 1918  mit Kundmachung RGBl. 
Nr. 297/1918  errichteten Ministeriums für 
Volksgesundheit ausmachten. 

Die übrigen von den Abgeordneten Doktor 
Blenk, Dr. Marga Hubinelk, Dr. Ermacora, 
Kinzl und Brandstätter -eingebrachten Abände
rungsanträge fanden nicht die erforderliche 
Melhrheit. 

Der Verfassungsausschuß stellt somit den 
A n  t r a g, der Nationalrat wolle Idem dem 
Ausschußbericht angeschlossenen Gesetzent
wurf die verfassungsmäßige Zustimmung er
teilen. 

Ferner bin ich ermächtigt, für den Fall, daß 
Wortmeldungen vorliegen, zu beantragen, 
General- und Spezialdebatte in einem abzu
führen. 

Präsident: Frau Beridlterstatterin! Ich bitte 
um den zweiten Bericht. 

Berimterstatterin Dr. Erika Seda: Hohes 
Haus! Herr Präsident I Ich bringe den Bericht 
und Antrag des Verfassungsausschusses über 
den Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem 
das Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1972 alb
geändert und ergänzt wird: 1. Bundesfinanz
gesetz-Novelle 1972. 

Im Zuge seiner Beratungen über die Regie
rungsvorlage in 87 der Beilagen betreffend ein 
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Dr. Erika Seda 

Bundesgesetz über die Errichtung eines Bun- anhaften, die sidl aus einem mühsamen und 
desministeriums für Gesund'heit und Umwelt- sch:rittweisen Auf- und Ausbau und aus der 
schutz hat der Verfassungs ausschuß in seiner 
Sitzung am 18, Jänner 1 972 über Antrag des 
Abgeordneten Dr. Heinz Fischer besdllossen, 
dem Hohen Haus einen selbständigen Antrag 
gemäß § 1 9  Abs. 1 Geschäftsordnungsgesetz 
vorzulegen, der eine Abänderung und Ergän
zung des Bundesfinanzgesetzes für das Jahr 
1 972 zum Gegenstand hat. 

Diese Novelle sieht die Eröffnung von An
sätzen im Bundesvoranschlag 1972 für das 
Bundesministerium für Gesundheit und Um
weltschutz sowie Änderungen des allgemeinen 
Teiles des Dienstpostenplanes 1972 vor. 

Gleichzeitig wird der Bundesminister für 
Finanzen ermächtigt, für die im Jahre 1972 
durch die Errichtung des neuen Ministeriums 
anfallenden Ausgaben und Einnahmen bei den 
neu zu eröffnenden Ansätzen im Wege finan
zieller Ausgleiche vorzusorgen. 

Tatsache ergeben, daß diese Institutionen ganz 
einfach den Erfordernissen der heutigen Zeit 
nicht mehr gerecht werden können. 

Ich bin im allgemeinen dafür, das Wort 
"Reform" sehr sparsam zu verwenden, denn 
es hat einen guten Klang und wird daher 
leichtfertig für alle mögliChen Vorha'ben ver
wendet. 

Wir müssen uns aber, ganz egal, lin welchem 
politischen Lager wir stehen, zu einer perma
nenten Reform bekennen. 

Wir müssen uns vor Augen halten, daß 
alle großen geistigen S trömungen, die unsere 
Welt und insbesondere das Abendland ge
prägt ·haben, von der Aufforderung zur Ver
änderung der Gesellschaft ausgehen. Es ist 
dalber jene Politik die erfolgreichste, die sich 
zur Reform bekennt. 

Der Erfolg, den meine Partei 1 966 errungen 
Bei den Ausschußberatungen wurde festge- hat, war zweifellos zu einem großen Teil 

legt, in Analogie zum ersten Gesetzesantrag darauf zurüdc.zufü'hren, daß man nach der 
statt des Begriffes "Veterinärverwaltung" den lälhmenden Situation der Koalition der OVP 
Begriff "Veterinärwesen" zu setzen. einfach mehr Erneuerungswillen zugemutet 

Diesem Beschluß des Ausschusses wurde hat. Die Osterreichische Volkspartei war es 

im vorliegenden Antrag auf Seite 4 bei der also, die in der Zeit, als die SPO noch von der 

Post 2/174 irrtümlidl nicht Rechnung getragen. Ära Pittermann geprägt war, die Ansprüche 

Bei diesem Ansatz 2/1 74 hat es ebenfalls des StaatSbürgers auf eine reformfreudige 

"Veterinärwesen" an Stelle von "Veterinär- Politik anerkannt hat. Dann war freilich die 

verwaltung" zu lauten. OVP auch die erste, aber nicht die letzte Partei, 
die g,egenüber anspruchsvoHer gewordenen 
Staatsbürgern das Tempo und den Umfang der 
Reformen angesichts der Realitäten und der 
Möglichkeiten redltfertigen mußte. 

Ich stelle nunmehr im Namen des Ver
fassungsausschusses den A n  t r a g, der 
Nationalrat wolle dem dem Aussdlußberidlt 
angesdllossenen Gesetzentwurf unter BerüCk.
sichtigung der vorgetragenen Beridltigung die 
verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Ich bin auch hier ermächtigt, für den Fall 
des Vorliegens von Wortmeldungen zu bean
tragen, General- und Spezialdebatte unter 
einem durdlzuführen. 

Präsident: Wird gegen den Antrag, General
und Spezialdebatte in einem durdlzuführen, 
ein Einwand erhoben? - Das ist nidlt der 
Fall. 

Wir gehen in die Debatte ein. 

Ich dar.f Herrn Abgeordneten Dr. Kohlmaier 
bi tten, das Wort zu nehmen. 

.Abgeordneter Dr. Kohlmaier (OVP): Hohes 
Haus! Wenn wir die neue re gesellschaftliche 
Entwicklung untersuchen, dann zeigt sidl, daß 
unserer Generation eine große Aufgabe ge
stellt ist. Ich me'ine damit die Erneuerung 
aller jener öffentlichen Einrichtungen, die der 
Staat im Laufe der Jahvhunderte geschaffen 
hat, eine Erneuerung, die deswegen notwen
dig ist, weil vielen Institutionen die Mängel 

Ein ,gutes Beispiel für ein gelungenes 
Reformwerk, das durchaus Modell für das 
Inangriffnehmen von Sachmaterien sein kann, 
war die Rundfunkreform. Ich erwähne dieses 
Beispiel deswegen, weil Ihier ein Gesichts
punkt besonders zum Tragen gekommen ist, 
den iCh für entscheidend halte: daß unsere 
Zeit nach klaren Verantwortlichkeiten ruft. 

Nach einer unguten Proporzsituation wurde 
die Funktion des Generalintendanten geschaf
fen, dem die Möglidlkeit gegeben war, ein 
persönliches und umfassendes Leistungs
konzept ungehindert zu realisieren und dafür 
auch die Verantwortung zu übernehmen. 

Wenn wir heute den Generalintendanten 
Bacher oft einer harten Kritik ausgesetzt 
sehen, dann vergessen wir, wie wertvoll es 
allein ist, wenn man ,bei der Bewältigung 
einer Aufgabe im öffentlichen Interesse Klar
heit darüber hat, wer zur Verantwortung ge
zogen wird und wer zu kritisieren ist. 

ICh darf damit direkt zum heutigen Diskus
sionsgegenstand überleiten. Was wir heute. 
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brauchen würden, meine lDamen und Herren, nicht der einzige Verredmungsvorgang, der 
wäre ein Gesundheitsminister als eine Art durch diesen Unfall ausgelöst wird. Wir 
von Generalintendant der Gesundheit in leisten uns !heute den Luxus, ein Heer von 
Osterreich. Ein Verantwortlicher also für ein wertvollen Arbeitskräften damit zu beschäfti
umfassendes Reformwerk, eine Persönlichkeit, gen, den finanziellen Bedarf für die Gesund
die in der Lage ist, ihre Vorstellungen von beit hin- und herzusch-ieben und hin- und her
einer modernen und neuen Gesundheits-politik zuverrechnen. 
ebenso ungehindert durchzusetzen und dafür 
geradezustehen, wie es ibei der Rundfunk
reform der Fall war. 

Als wir von dem 'Plan erfahren haben, ein 
Gesundheitsministerium zu schaffen, haben 
wir eine solche Lösung erhofft und halben uns 
als Opposition grundsätzllich positiv Idazu ge
äußert. Nicht zuletzt deshallb, weil wir davon 
überzeugt sind, daß sich gerade der Gesund
heitssektor für ein umfassendes Reformwerk 
anlbietet, ja geradezu darnach schreit. 

Hdhes Haus I Ich will nicht schwarzmalen. 
Ich möchte vor allem den Wert dessen, was 
bereits aufgebaut wurde, nicht in Frage stellen. 
Aber in der GesundheitspolHik ist es buch
stäblich fünf Minuten vor zwölf! 

Ich brauche nicht auf ,die Gefahr hinzuwei
sen, die der mang,elnde Umweltschutz für uns 
bringt und die dazu führen könnte - wie es 
einmal anschaulich ausgedrückt wurde -, daß 
wir als Bewohner des Raumschiffes Erde 
dieses Raumschiff selbst zerstören. Schliießlich 
hat die Sozialistische Partei sel,bst ihre war
nende Stimme oft genug erhoben. 

Dazu kommt aber auch, daß die Gesund
heitspolitik , wie sie iheute in Osterreich be
trieben wird, weit davon entfernt ist, sozu
sagen eine Politik aus einem Guß zu sein. 
Zersplitterte Kompetenzen sowohl zwischen 
Bund und Ländern als auch zwischen Mini
sterien und anderen öffentlichen Einrichtungen 
tragen einen Hauptteil der Schuld daran, daß 
wir 'heute eine unerquickliche Situation haben. 

,Meine Damen und Herren I Verfolgen wir 
einmal ganz -konkret den Weg eines Men
schen, der einen Sportun'fall erlitten Ihat, also 
ein Ereignis , das g,erade in Osterreich beim 
Wintersport häufig eintritt. Der Transport von 
der Unfallstelle zum Kran1\enhaus wird ent
weder von einer gemeindeeigenen Einrichtung 
oder von einer fre1wiUigen Organisation 
durchgeführt. Der Verunfallte kommt ,in ein 
Krankenlhaus, das vielleicht der AHgemeinen 
Unfallversicherungsanstalt -gehört, also einer 
Einrichtung, die aus .Beiträgen der Wütschaft 
gespeist wird, um den Opfern der Arbeit und 
ihres Berufes die entsprechende Hilfe ange
deihen zu lassen. Es i-st ·gut, wenn er dort 
hinkommt, denn dort a:r1beiten bekanntlich die 
besten Unfallärzte . 

Die Verrechnung zwischen der Kranken
kasse und dem Unfallkrankenhaus list aber 

Braucht das Unfallopfer dann noch einen 
Genesungs- oder Erholungsaufenthalt, wird es 
noch viel komplizierter und eigentlich auch 
ungerechter. War es ein Arbeitsunfall, dann 
hat der Betreffende einen gesetzlichen An
spruch darauf, mit allen mögHchen Mitteln 
rehabilitiert zu werden. 1st da,s Unfallopfer 
pensionsver,sichert, dann hat es Aussichten, 
in eine der hochwertigen Anstalten der 
Pensionsversicherung eingeliefert und dort 
bestens betreut zu werden, damit seine 
Berufsfälhigkeit gewahrt wird. 

War es aber etwa eine Hausfrau oder ein 
Schüler, dann steht dieser Weg nicht offen. 
Dann kann allenfalls die Heilfürsorgeeinrich
tung einer Krankenkasse (in Anspruch genom
men werden. Die Pensionsversicherung ist 
aber besser dran, weil -bekanntlich der Bund 
der Peusionsversicherung viele Milliarden 
großzügig zuschießt. Aber auch die Einrich
tungen der Sozial versicherungsträger sind von 
unterschiedlicher Qualität. Ich möchte das 
salgen, ohne irg-endwo eine ungerechtfertigte 
Kritik anzubringen. 

Der Zufall, welcher Sparte man auf Grund 
seines Berufes angehört, kann entscheidend 
dafür sein, ob man in ein modernes oder 
weniger modernes Krankenhaus oder in eine 
moderne oder weniger moderne Kuranstalt 
eingeliefert wird. Es handelt sich also sicher
lich nicht um einen ,sachlichen, gesundheits
politischen oder medizinischen Gesichtspunkt. 

Der Leidensweg ist aber noch l1!icht aus. 
Wenn etwa eine bleibende Behinderung vor
liegt, die eine echte Rehabilitationsmaßnahme 
notwendig macht, dann ist dies-ern Unfall opfer 
zu gratulieren, wenn es in Vorarl!berg zu 
Hause ist, 'wo bereits ein relativ fortsduitt
liehes Rehabilitationsgesetz auf Landesebene 
beschlossen wurde. In anderen Bundesländern 
ist das bisher noch nicht geschehen. Auch 
hier kann wieder der Zufall, in welchem 
Bundesland der Betreffende 'ansässig ist, zu 
einer unterschiedlichen gesundheitllichen Be
treuung führen. 

Meine sehr -geehrten Damen und Herren! 
Sie werden mir sicherlich recht geben, wenn 
ich noch einmal sage: Das österreichische 
Gesundheitswesen schreit nach einer €inheit
llich€n, sachlichen und organisatorischen 
Durchdringung oder wenigstens Koordinie
rung. Das bedeutet nicht staatlicher Gesund-
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heitsdienst, d e nn das Prinzip , daß wir auch 
kleinere Krankenversimerungsanstalten 
haben, wie zum Beispiel Betriebskranken
kassen, hat sicherl�ch auch sehr viel für sich, 
weH eine versimertennahe Betreuung durch 
die Krankenversicherung möglich ist. A'ber 
auch mit einer solchen Konstruktion ist es 
möglich, in d e r  Organisation, bei den remt
lichen Maßnahmen und so weiter konzentriert 
vorzugehen, e inen Leerlauf zu vermeiden und 
Doppelgleisigkeiten auszuschließen. 

Sicherlich ist nicht nur der Osterreichischen 
Volkspartei, sondern auch der Frau Minister 
Dr. LeodoIter eine solche zentrale 'Funktion 
des neuen Gesundheitsministeriums vorge

schwebt. 

"Die Presse" vom 22. Oktober 1971 berichtet 
- also relativ kurz nach der Wahl -, daß 
die Frau Primaria kritisiere, "das Gesund
heitsproblem s e i  bisher als lächerHche Teil
sektion im BundesministeIlium für soziale Ver
waltung behandelt worden". 

Meine Damen und Herren! Ich darf jetzt 
schon anmerken, daß die Frau Minister nicht 
einmal diese gesamte lächerliche Teilsektion 
in ihr Bundesministerium bekommt. (Beifall 
bei der OVP.) 

Weiters hat die Frau Bundesminister in der 
"Wochenpresse " Ende Oktober 1971 in einem 
Interview erklärt: "Man wird aus allen Mini
st,erien Komp etenzen herausschälen müssen" 
- offen'bar e in medizini-scher Ausdruck. -, 
"und das wird den Regierungskollegen gar 
nicht so unangenehm sein, wenn die Umwelt
schutzfragen an eine gemeinsame Stelle dele
giert werden." 

Das erklärte Frau Minister Dr. Leodolter. 
Wir alle wissen aber, daß von e iner so lchen 
Delegierung an eine Zentral stelle auch nicht 
im entferntesten die Rede ist. 

Eine wahre Fundgrube für die durchaus 
guten Vorsätze der Frau Minister ist das 
SPO-Organ "Unzer Tagblatt" vom 9. Novem
ber 1971. Frau Minister Dr. Leodolter blickte 
damals noch selhr unternehmungslustig und 
hoffnungsvoll auf die Gewässerkompetenz des 
Landwirtsdlaftsministeriums und auf Kompe
tenzen des Handelsministeriums. Wahrschein
I,ich war 'hier an die BetriebsbewiHigung ge
dacht, die auch gesundheitliche Komponenten 
enthält. Es wur:de auch von Sportkompetenzen 
- zweifeHos liegen hier gesundlheitspolitische 
Dimensionen vor -, von HeimJhilfe und -
besonders wichtig - von vorbeugender Medi
zin gesprochen. - Nichts von dem befindet 
sich im neuen Gesundheitsministerium! 

Die Osterreichisd1e Volkspartei hat ·es 
sellbstverständlich nicht unterlassen, ihre Vor-

stellungen davon, wie ein solches Gesund
heitsministerium ausgestattet s·ein müßte, zu 
entwickeln und in Form von Abänderungs
anträgen i.m zuständigen AussdlUß vorzu
legen. Ich möchte aas besonders deswegen be
tonen, weiil uns gelegentlich der Vorwurf ge
macht wird, wir kritisieren lediglich die Regie
rung, ohne entsprechende Anernativen zu ent
wickeln. 

Der wichtigste und größte Teil unserer An
träge und vor allem das, was die Substanz 
betrifft und audl die Zustimmung der Fre:i
heitlichen Partei :gefunden hat, wurde von der 
soziaHstischenM�rheit abgelehnt. 

Meine Damen und Herren! Das neugeschaf
fene Ministerium ist somit ein Torso, ein 
Fl'ickwerk, und weit davon entfernt, für sich 
in Anspruch nehmen zu dürfen , das Ergebnis 
eines Reformwel1kes zu ·sein. (BeUalJ bei der 
OVP.) 

Die Ges undheitsforschung muß die Frau 
Minister Dr. Leodolter mit ihrer Amtskollegin 
teilen. Ganz un!begreiHicherweise ist die !Frau 
Minister nicht ,einmal für einen absoluten 
S chwerpunkt in der Gesundheitspoliti'k, näm
lich für das Spitalwesen, allein zuständig. Hier 
und auch in anderen FäHen 1st die 'starke 
Hand des Mini-sterkollegen Häuser weiter mit 
im Spiel, d essen machtpolitische Aktivitäten 
mehr imponieren als seine gesundheitspoliti
schen Ambitionen. 

Die neue Frau Gesundheitsminister wird 
nidlt einmal bei den Leistungen der Kranken
versicherung mitreden dürfen, die sich direkt 
mit der Gesundheit des Patienten befassen, 
etwa bei d e r  Heilfürsorge oder bei anderen 
Maßnahmen .  Al,lerdings darf der Herr Sozial
minister bei den Spitälern mitreden, die wiI1k
lieh, wenn man ein eigenes Gesundheitsmini
sterium schafft, mit der sozialen Verwaltung 
keJinen Zusammenhang mehr haben. (Abg. 
GI a f: Man muß zeigen, wer der Chef i stl) 

Auch die Vorbeugeuntersudlungen sind 
ebensowenig Gesundheitskompetenz wie das 
Betriebs- und Schulärztewesen, Gesundlheits
schutz am Arbeitsplatz oder der Kampf gegen 
Berufskrankheiten. Alles das ist nidlt 
Gesundheitsministerium. Meine Fraktions
kollegen werden darauf noch zu spredlen 
kommen. 

Die Osterreichisme Volkspartei stellt ange
sidlts dieser geradezu deprimierenden Tat
sachen in aller Form fest, daß die Gründung 
eines Gesundheitsministeriums mit derartig 
mange lhaften Kompetenzen und Arbeitsmög
lidlkeiten eine ausgesprochene Augenaus
wischerei und geradezu ein Hohn ist. (Beifall 
bei deI OVP.) 
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Dieses Gesetz ist eine ,Brüskierung gegen
über dem A nliegen einer modernen und ein
heitlichen Gesundheitspolitik und gegenü'ber 

allen MensChen, die für dieses Anliegen ein
treten. Wir konnten uns daher trotz grund
sätzliich bejahender Einstellung zur Schaffung 
eines eigenen Gesundheitsressorts nicht ent
schUeßen, diesem mit sdlwersten Mängeln be
hafteten Gesetz unsere Zustimmung zu geben . 
Sobald wir bei geänderten Mehrheitsverhält
nissen wieder die ,Möglichkeit dazu haben, 
beabsichtigen wir, das GesundheitsmiIlliste
rium mit besseren Kompetenz,en auszustatten. 
(Beifall bei der OVP.) 

ICh unterstreiche diese unsere Haltung des
wegen, weil der Herr Klubobmann Gratz er
klärt hat, die OsterreichisChe Volkspartei habe 
das Gesetz aus reinen "Prestigegründen" ab
gelehnt. 

Natürlich hat Gratz insofern recht, als es 
'hier tatsächlich um Prestige geht, denn jeder 
Abgeordnete , der einem solChen Ges,etz zu

stimmt, muß einen Prestigeverlust für sich 
und für seine Partei in Kauf nehmen. 

Es geht uns aber hier in erster Linie um 
das Prestige des neugeschaffenen Gesund
heitsministeriums, der Gesundheritspolif:ik und 
um da's Prestig,e der neuen Gesundlheitsmini
sterin. Wir sind ihr politischer Gegner, aber 
wir anerkennen ihre große Aufgabe. Wir 
wär,en froh, wenn es ihr gehngt, Großes zu 
leisten. 

Ich habe von dieser Stelle aus ber,eits mehr
mals vorausgesagt, daß die SPO ihr Human
programm selbst verraten wird. Wir alle 
erinnern uns noCh an die großartigen Ankün
digungen des Jahres 1969. Von "gesünder und 
länger leben" war schon Idamals die Rede. 
In -einem großen Inserat, das die SPO damals 
in allen Tageszeitungen gebraCht hat, heißt 
es : "ge sünder - sChöner - länger leben. 

Das Humanprogramm der SPO verwü'k
liChen. 

Gesundheitsministerium zu gründen und das 
allermeiste von dem, was hier aufgeführt ist, 
überhaupt niCht vom Gesundheitsministerium 
durchführen zu lassen? 

Sie wissen es selbst, Frau Minister, weil 
Sie das alles durchgemacht ha'ben. Man kann 
jeden einzelnen Punkt noch einmal durdl
gelhen: 

Leibensmittelgesetz - das ist auch rin Zu
ku�ft Ihre Sparte. 

Aber Unfälle im Verkehr, Bekämpfung des 
Lärms, vorbeugende Untersuchung für Ge
sunde, alles, was man unter "Gesundheit" 

den Wählern angeboten 'hat, gibt man nicht 
dem Gesundheitsminister, den man einführt. 
Das ist unbegreiflich. (Beifall bei der OVP.) 

Damit zeigt sich mit ,ersdlreckender Klarheit, 
warum das GesundheitsministeriumwitkLidl 

geschaffen wurde. Nicht um das Human
programm zu 'erfüllen, sondern in der Hoff
nung, durch eine Geste, die dem Staat nur 
Geld kostet und die Verwaltung aufblätht statt 
zu rationalisieren, das eigene schlechte Ge
wissen der Sozialistischen Partei zu beruhigen 
und einer nur oberflächlich informierten 
Offentlichkeit Aktivitäten vorzutäuschen. (Bei
fall bei der OVP.) 

Meine Damen und Herren r Wieder beweist 
sich eine Erkenntnis, die sich lelider erst zu 
spät durchsetzt. Die Sozialistische Partei und 
ihr Kanzler ,sind durchaus in der Lage, aufzu
spüren, was die öffentliche Meinung will. Viel 
Arbeitsaufwand und viele 'Mittel werden dazu 
verwendet, systematisch die Meinung der 
Staatsbürger zu erforschen. Dieser erforschten 
öffentlichen Meinung wird nach dem Mund 
geredet und die Ankündigungen der Politik 
werden darnach ausgerichtet. Die sozialistische 
Regierung ist gesChlickt in der Ideendarstel
lung - das sei ihr eingeräumt -, a,ber un
fähig, in das Stadium der Verwirklichung und 
der Ausführung einzutreten. (Beifall bei der 
OVP.) 

Bei der kritischen Beleuchtung '<ler Ereig-
Das heißt: ärztlicher Notfallsdienst bis ins nisse darf auch die unrÜ'hmliche Rolle niCht 

Dorf, genügend Spitalsbetten, beste medizini-

sche Betreuung, vorbeugende Unter-suChung 
für Gesunde. 

Das heißt: Reinerhaltung von Luft und 
Wasser, Bekämpfung des Lärmes, der un

hygienischen Lebensmittel, der Unfälle im 
Verkehr." 

Ein recht eindrucksvolles Programm zweifel
los. A-ber glaubt wirklich irgend jemand , daß 
das jetzt alles g,esmieht, obwdhl es 'bald zwei 
Ja1hre eine sozialistische Regierung gibt? Und 
vor allem: Glaubt irgend jemand, meine 
Damen und Herren, daß es sinnvoll ist, ein 

über,se,hen werden, die der Herr Sozialmdnister 
im Kampf um die Bewahrung ,seiner Kompe
tenzen gespielt hat. Die Handsdlrift des 
Sozialministers ist bei dieser Ges-etzesschaf
fung nicht zu übersehen, und es hätte gar 
nicht des nach außen dringenden Gerüchtes 
über sdlwere Auseinandersetzungen um die 
Wahrung der Kompetenzen bedurft, um das 
festzustellen. 

Auf diese Weise ist auf unrühmliche Weise 
wahr geworden, wa,s der Vorsitz-ende der SPO 
am 1. März 1971 erklärte, daß nämlich die 
Umweltproblematik den Charakter einer 
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Klassenauseinandersetzung in neuer Form an
nehmen könnte. Wie recht er doch hatte. 
Wahrscheinlich hat -er di-e kommenden Ereig
nüsse schon irgendwie gesehen. 

Hinter dem Kompetenz streit der sozialisti
schen Minist�r st-ehen v-erschiedene g-eistige 
Grundhaltungen. Minister Häuser verharrt �n 
der stodtkonservativen Auffassung, daß das 
Um und Auf der Gesundheitspolitik die Ver
teilung von Geldmitteln und die Machtaus
übung in den Institutionen der -sozialen 
Sicherheit ist. Die SPO Ible'ibt damit in den 
überholten Denkkategorien, welche die 
Krankenversicherung als SelbstzweCk. und 
nicht als dienende Einrichtung dm Rahmen 
eines umfassenden g-esundheitspolitischen 
Wollens sehen. 

Gesund'heitspolitik ist aber heute mehr als 
soziale Verwaltung. Die große Aufgabe -einer 
modernen Gesundheitspolitik wäre ·es nicht, 
sich auf die Kunst des GeldumverteHens zu 
konzentrieren , sondern auch einmal gründlich 
darüber nachzudenken, ob das, was heute dem 
Staatsbürger für die Gesundheit zur Ver
fügung steht, auch immer und überall sinnvoll 
eingesetzt ist. 

Die Beschlußfassung über das Kompetenz
gesetz ist leider 'ein schwarzer Tag für die 
Gesundheitspolitik. Heute wird wieder be
stätigt, daß das Humanprogramm der Soziali
stischen Partei endgülNg den Weg von der 
Schublade in den Papierkorb angetreten hat . 
Heute erfährt das Sachdenken eine Nieder
lage und das Machtden'ken einen Tl1iumph. 
(BeiJall bei der avp.) Heute wird die große 
Idee,  die wir bejahen würden, nämlich die 
Gesund'heitspolitik in -e i n e sachkundi'ge 
Hand zu legen, geopf.ert. So wird eine IWirkHch 
konsequente Gesundheitspolitik in Osterreich 
nicht geführt werden könn-en. Wir sind hier 
nicht in der Lag-e, mitzumachen. Wir warnen 
neuerl<ich vor einer unseriösen Pollitik bloßer 
Versprechungen und bloßer Gesten. Wir wer
den diesem schlechten Gesetz mit tiefem Be
dauern - ich sage noch ,einmal: mit Hefem 
Bedauern - keine Zustimmung -gelben können. 
(Beifall bei der avp.) 

Präsident: Als nächster Redner kommt der 
Herr Abgeordnete Dr. Broesigke zum Wort. 

Abgeordneter D� . Broesigke (FPO) : Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Die frei
heitlliche Fraktion hat -es sehr begrüßt, als bei 
der Reg:ierungsbildung mitgeteilt wurde, daß 
beabsichtigt ist, ein eigenes Ministerium für 
Gesundheit und Umweltschutz zu errichten. 
Ich glaube, daß in der heutig.en Zeit die Not
wendigkeit eines solchen Ministeriums an sich 
keiner Begründung bedarf. (Abg. Dr. G ru b e  r 

zur SPO: "Da s wichtigste Anliegen der Bun
desregierun g!" 15 Leute sind im Saal!) 

Umso bestürzter war-en wir, als wir die 
Regierungsvorlage s ah en, aus der sich ergab, 
welch kümmerliche Kompetenzen diesem 
neuen Ministerium zugewiesen werden sollen. 
Was nunmehr im Ausschußbericht beantragt 
wird, ist die dritte , verbesserte Auflage. Aber 
auch d iese dritte Auflage enthält die entscheä
denden Kompetenzen nicht. 

Es ist in diesem Zusammenhang vielleicht 
zweckmäßig, in die Vergangenheit zurüdtzu
blenden und sich in Erinnerung zu rufen, daß 
es in Osterreich schon ·einmal ein Ministerium 
für Volksgesundheit gegeben hat, das im Jahre 
1917, also noch unter der kaiserlichen Regie
rung, errichtet wurde. Aus dem Reichsgesetz
blatt ist zu entnehmen, daß in einer Kund
machung des Gesamtministeriums vom 
8. August 1918 die Kompetenzen dieses Mini
steriums f.estgelegt wurden. Es ist hler eine 
sehr umfangreiche Kompet,enzaufzählung, die 
im Verhältnis zu dem, was heute an Kompe
tenz-en beantragt wird , gerad-ezu als modern 
anzus·ehen ist. (Präsident Dr. Mal eta über
nimmt den Vorsitz.) 

Ich hahe nicht die Absicht, diese Kompe
tenzen im einzelnen aufzuzählen, aber im Hin
blick auf verschiedene Teilbereiche, die im 
Ausschuß bereits erörtert wurden, möchte ich 
doch darauf v-erweisen, daß damals dem Mini
sterium für Volksgesundhelit folg-ende Kompe
tenzen zugewiesen waren: die Mitwirkung bei 
der Organisation des Dienstes der Schulärzte 
sowie deren Auswahl - also das, was heut·e 
abgelelhnt wird -, weiters die Mitwirkung in 
ge-sundheitIicher Hinsicht hei den Angelegen
heiten der Sozialversicherung. A,lso im Ja'hre 
1 918 schon das, was heute einem ,solchen 
Ministerium nicht zugebilligt wird. Wenn Sie 
also heute sagen, die gesundheitlichen Belang-e 
der Sozialversicherung sollen nicht zu den 
Kompetenzen des neuen Ministeriums ,gehö
ren, dann wollen Sie das Rad der Zeit in die 
Zeit vor 1918 zurückdr-ehen, denn damals 
wußte man schon, daß die Krankenversiche

rung selbstverständlich einen T-eil eines 
Gesundheitsminist-eriums darstellen muß. 

Nun ednzelne Bestimmungen im Bereich der 
Kompetenzen und zunächst einrna,} die Frage 
des Umweltschutzes. Im § 3 Abs. 1 Z. 1 in 
der Fassung des Ausschußberichtes heißt es, 
daß das neue Ministerium aus dem Wirkungs
bereich des Bundeskanzleramtes die. Zustän
digkeit zur Wahrung der allen Verwaltungs
zweigen gemeinsamen Interessen auf dem Ge
biete des Umweltschutzes übernehmen soll. 
Das mit den "gemeinsamen Interessen" ist 
irgendwie eine schiefe Formulierung, denn 

109 
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bei einer Zuständigkeitsregelung kommt es 
nicht auf die Interessen der Verwaltungs
zweige, sondern auf die Interessen der Bevöl
kerung an oder, wenn Sie wollen, auf 
bestimmte AUfgabenbereime, aber sicherlim 
nicht auf Interessen von Verwaltungszweigen. 
Das ist aber nur eine Formulierungsfrage. Das 
entscheidende ist, daß das Ministerium nur als 
Koordinationsstelle eingerichtet ist, wobei, 
auch wenn der Zusatz gestrichen wurde, das 
Bundeskanzleramt nach seiner verfassungs
mäßigen Aufgabe als weitere Koordinations
stelle hinzukommt. Man hat sich nicht ent
schließen können, eine Umweltschutzkompe
tenz einzuführen. 

Es ist gerade die Sch.weiz gewesen, die uns 
hier ein Vorbild gegeben hat, indem sie in 
ihre Bundesverfassung einen Kompetenzarti
kel Umweltschutz aufgenommen und ein eige
nes Amt für Umweltschutz errichtet hat, des
sen Aufgabe nicht die eines bloßen Koordina
tions- und Korrespondenzbüros ist, wie es das 
neue Ministerium nach der Regierungsvorlage 
sein soll. 

Man muß also zusammenfassen: Es besteht 
kein Wille, die Kompetenzen, die gerade auf 
dem Gebiete des Umweltsmutzes von entsmei
dender Bedeutung sind, zu ändern, man will 
bei dem bisherigen Kompetenzwirrwarr ver
bleiben. Man beabsimtigt nicht, dem Ministe-

Dazu muß man nun folgendes sagen: Auf rium wirkliche Rechte auf dem Gebiete des 
Antrag der freiheitlimen Fraktion hat der Umweltsmutzes einzuräumen. Man will mit 
Nationalrat im Dezember 1970 eine Entschlie- einem Wort mit dem gängigen Wort Umwelt
ßung angenommen, mit der der Verfassungs- schutz Propaganda machen, ohne den Willen 
dienst des Bundeskanzleramtes um ein Gut- zu haben, wirklich etwas zu unternehmen. 
achten über die Kompetenzen für die Angele
genheiten des Umweltschutzes ersucht und 
weiters die Bundesregierung aufgefordert 
wurde, dem Nationalrat sodann konkrete Vor
schläge für eine den Gegebenheiten gerecht 
werdende Kompetenzregelung auf diesem so 
wichtigen Gebiet zu erstatten. So weit die ein
stimmig gefaßte Entschließung. 

Trotz wiederholter Urgenzen ist dieses Gut
achten erst in den letzten Tagen zugeleitet 
worden. Interessierte konnten einem Artikel, 
der in der "Osterreichischen Juristen-Zeitung" 
am 1 5. Dezember 1971 veröffentlicht wurde, 
zwar schon den Inhalt des Gutachtens ent
nehmen, aber das Hohe Haus hat das Gut
achten erst jetzt bekommen. 

Dieses Gutachten legt die Verfassungslage 
völlig einwandfrei und richtig dar. Es knüpft 
aber daran die Folgerung, daß es eigentlich 
nicht erforderlich ist, auf diesem Gebiete 
irgend welche Änderungen vorzunehmen. 

Gerade hier sind wir aber anderer Auffas
sung. Was an Aufgaben des Staates, was an 
Zuständigkeiten besonders wichtig ist, das 
wechselt im Wandel der Zeiten. Es wechselt 
durm die Änderungen der politischen, wirt
schaftlichen und sozialen Gegelbenheiten, 
nach dem Stande der Wissenschaft und For
schung und dergleichen mehr. Jede Zeit muß 
natürlich ihre Verwaltungseinteilung nach 
dem gegebenen Zustand fassen und neu 
regeln. Man kann nicht sagen: Das, was die 
Generation vorher zum 1. Oktober 1925, dem 
maßgeblichen Termin, an Zuständigkeitsauf
teilungen vorgenommen hat, ist schön und 
gut, und daran soll man nach Möglichkeit 
nichts ändern. Dieser konservative Standpunkt 
ist gerade bei einem Bereich. wie dem Umwelt
schutz verfehlt. 

Das ist die eine Seite. Die andere Seite sind 
die Kompetenzen im Bereich der Gesundheits
verwaltung. Ich habe schon darauf hingewie
sen, daß bereits im Jahre 1 9 1 8  eine Kompe
tenz bestand, die die gesundheitlimen Teile 
der Sozialversicherung einbezog. Nach der 
Statistik sind mehr als 90 Prozent der öster-
reichischen Bevölkerung in der Pflimtkranken
versicherung krankenversimert. Die Kranken
versicherung ist daher der wesentlichste T,eil, 
geradezu das Kernstück der Gesundheitsver
waltung. Denn schließlich werden alle Fragen 
der Spitäler, der ärztlichen Versor·gung der 
Bevölkerung weitgehend von der Regelung 
auf dem Gebiete der Krankenversicherung be
stimmt. 

Wenn man also nun die Krankenversiche
rung draußen läßt, sie bei einem anderen 
Ministerium hat, so mamt man nichts anderes, 
als daß man eine Sektion aus dem bisherigen 
Ministerium herausnimmt, ihr den Titel Mini
sterium verleiht, sie mit einigen kleinen sch.ö
nen Kompetenzen aufputzt und nun den An
schein erweckt, es wäre etwas Ernstlich.es 
geschehen oder man hätte die Auffassung, 
etwas Ernstliches zu tun. 

Ich will hier nicht einige Feststellungen, die 
mein Vorredner getroffen hat, wiederholen. 
Es ist offensichtlich so, daß einige Mitglieder 
der Bundesregierung nimt bereit sind, Kompe
tenzen abzugeben, obwohl das notwendig 
wäre. 

Der Herr Bundeskanzler hat es in seiner 
Regierungserklärung etwa so formuliert, daß 
man sehen werde, was dem Osterreich.er seine 
Gesundheit wert ist. Wir müssen an die Bun
desregierung die Frage stellen, was ihr die 
Gesundheit des Osterreichers wert ist, ob man 
sich da nicht vielleicht doch. entschließen kann, 
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einige Kompetenzen von einem Ministerium 
dem anderen abzugeben, wenn das notwendig 
ist, um ein wirkliches Gesundheitsministerium 
zu schaffen und nicht nur ein Scheingesund
heitsministerium. (B eifall bei FPO und OVP.) 

Aus diesem Grunde bringen wir zu der vor
lie genden Regierungsvorlage in der Fassung 
des Ausschußberichtes einen A b  ä n d e
r u n  g s a n t r a g  ein, der folg,ende n  Wort
laut hat: 

Der Nationalrat wolle in zweit e r  Lesung 
beschließen: 

Die Regierungsvorlage betreffend Bundes
gesetz über die Errichtung eines Bundes
minist,eriums für Gesundheit und Umwelt
schutz (87 d. B.) in der 'Fassung des Aus
schußberichtes (155 d. B.) wird geändert wie 
folgt : 

1 .  1m Artikel I § 3 Abs. 1 Z. 2 hat lit. b 
zu lauten : 

"lit.  b) die Angelegenheiten der gesetz
l ichen Kranken- und Unfallversicherung ;"  

Die bisherigen lit. b bis  d erhalten die 
Bezeichnung c bis e. 

2. Im Artikel I § 4 hat Absatz 1 zu ent
fallen. 

Die bisherigen Absätze 2 und 3 erhalten 
die Bezeichnung 1 und 2. 

Dieser Zusatzantrag bedeutet, daß w ir d er 
Auffassung sind, daß die Angelegenheiten der 
gesetzlichen Kranken- und Unfallversicherung 
in die Zuständigkeit dieses neuen Ministe
riums einbezogen werden müssen und daß wir 
weiters in konsequenter Fortsetzung des 
zugrunde liegenden Gedankenganges der Auf
fassung sind, daß die gemeinsame Zuständig
keit auf dem Gebiete des Spitalwesens zu ent
fallen hat, das heißt, daß das neue Ministe
rium allein für das Spitalwesen zuständig ist. 
Nur dann ist es unserer Meinung n a ch  mög
lich, auf diesem Gebiete, wo ja sehr v ieles im 
argen liegt, zu einer entsprechenden Reform 
zu kommen. 

Gebiet. (B eifall b ei der FPO und bei Ab geord
n et en d er OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Der Abänderungs
antrag der Abgeoroneten Dr. B r o e si gke, Dok
tor Scrinzi und Genossen ist genügend unter
stützt und steht daher mit in Verhandlung. 

Zum Wort gemeldet ist der Abgeordnete 
Dr. Reinhart. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Reinhart (SPO) : Herr 
Präsident ! Hohes Haus! Meine Damen und 
Herren ! Es wäre ohne Zweifel eine verlockende 
Gelegenheit, bei dem nun zur Debatte stehen
den Tagesordnungspunkt eingehend auf Fra
gen einer modernen Gesundheitspolitik und 
des Umweltschutzes einzugehen, besonders auf 
spezifische Probleme in Osterreich. Die Dring
lichkeit läge sicherlich vor. Trotz aller Ver
suchung gestatte ich mir nur fol gende kurze 
Feststellung ; 

Das große Problem der siehziger Jahre lau
tet: Sollen wir vor unseren Umweltverhält
nissen kapitulieren, oder sollen wir unseren 
Frieden mit der Natur machen und mit der 
W'iedergutmachung der SChäden beginnen, die 
wir unserer Luft, unserem Boden und unseren 
Gewässern zugefügt 'haben? 

Die Natur wieder in ihren frühe ren Zustand 
zu versetzen gibt ein Anliegen, das über j edem 
Partei- und Gruppeninteresse liegt.  Es ist zu 
einem gemeinsamen Anliegen aller Menschen 
in diesem Lande geworden. Es ist  ein Anl ie
gen, das besonders die jungen Osterreicher 
betrifft, weil sie mehr noch als wir die bitteren 
Konsequenzen zu tragen haben werden, die 
sich aus unserem Versäumnis ergeben, Pro
gramme in Angriff zu nehmen, die jetzt not
wendig sind, wenn wir katastrop'hale Fol,gen 
für später verhindern woUen. 

Reine Luft, reines Wasser, unberührte off,ene 
Landschaft, das sollte auch weiterhin zum an
gestammten Rechte j edes Osterreichers gehö
ren. Wenn wir jetzt handeln, d an n  kann die s 
blei'ben. Zwischen heute und d·em Jahr 2000 
werden Millionen Kinder in Oste rreich .gebo
ren werden. Wo und wie sie aufwachsen, 

Meine Damen und Herren ! DIe Abs timmung wlÜd mehr als alles andere den Maßstab für 

über d iesen Antrag wird zeigen, ob Sie ein die qualitativen Aspekte unseres Lebens in 

Gesundheitsministerium wirklich wollen oder den zukünftigen Jahren abge'ben. 

nur den Namen eines solchen Ministeriums 
zur Beruhigung der Bevölkerung. Wenn Sie 
wirklich ein Gesund'heitsministerium woUen, 
dann bitte ich, die konservativen Haltungen 
der Vergangenheit auf dem Gebiete d e r  Sozial
versicherung, das Festhalten an dem Gedan
ken der Retichsversidlerungsordnung über 
Bord zu werfen und sich wirklich zu b emÜihen, 
etwas Neues 'zu schaffen, das dann der Anfang 
sein könnte für einen neuen Weg auf diesem 

Was für den Umweltschutz gilt, gilt in er
höhtem Maße für die 'Gesundheit,  das höchste 
Gut unseres Lebens. Die Gesundheit der Men
sdlen ist nicht aUein Angelegenheit der Ärzte, 
der Krankenkassen, der Gesundheitsämter, 
sondern Aufgabe einer zukunftsorientierten 
Gesellschaftspolitik. 

Der Erhaltung der Gesundheit kommt der 
Primat zu, Gesundheit ist nicht Privats ache , 
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sondern eine Aufgabe der Gemeinschaft. Jedes 
Mitglied der menschlichen Gemeinschaft hat 
Anrecht auf Hilf.e. Die menschliche Gesellschaft 
hat sie pflichtgemäß zu leisten. 

Anläßlich der zweiten Konf.erenz zum 
Humanprogramm der Sozialistischen Partei 
Osterreichs im März 1969 vertrat hiezu Profes
sor Sambart folgende Meinung : Noch 'glauben 
viele, Idie Probleme von gestern mit den Er
fahrungen und Instrumenten von vorgestern 
lösen zu können, obschon nie ein zukunftsge
richtetes Denken und Handeln notwendiger 
war. Offensichtl'ich erschwert die der industrie
gesellschaftlichen Entwiddung in!härente Be
schleunigung noch die Anpassung des Den
kens und der Institutionen an die neuen Ver
hältnisse . Die Entwicklung geht schneller vor 
sich als die Erkenntnis dieser Entwicklung. 
Das Mißverhältnis von Auf.gabe und ,Bewälti
gung wird einigermaßen verständlich, wenn 
man die Ungeheuerlichkeit der fundamentalen 
Revolutionierung aller Vorstellungen, die sich 
der Mensch von seinem Erdenschick'sal ge
macht hat, bedenkt, einer Revolutionierung, 
die jetzt j ahrtausendealte Verhaltensmuster 
und Denkstrukturen in Frage stellt. Die Pro
bleme, mit denen Sie sich weiter zu beschäfti
gen haben, werden darum in letzter Analy,se 
als Probleme der Aufklärung und Ausbildung 
der Erziehung erscheinen. Es gibt technische 
Lösungen für alle. Wie aber sie durchführen? 

Im Namen der Bundesregierung gab Bundes
kanzler Dr. Kreisky am 5 .  November 1 97 1  die 
Erklärung ab, daß ein erster Schritt zur Ver
stärkung der Anstrengungen auf dem G ebiete 
der Gesundheit und des Umweltschutzes mit 
der Schaffung eines eigenen Bundesministe
riums für Gesundheit und Umweltschutz unter
nommen würde. Die gegenständliche Regie
rungsvorlage ,ist die prompte Reaktion auf 
diese Erklärung. 

DaJbei ist dieses Vorhaben in europäischer 
und außereuropäischer Sicht keine Er,stlings
handlung. Das j apanische Parlament beispiels
weise verabschiedete das Grundgesetz für eine 
Kontrolle der Umweltverseuchung. 

Frankreich hat nach Großbritannien als zwei
tes westliches Land ,ein Ministerium für Natur
und Umweltschutz geschaffen. Mit diesem 
Schritt 'hat die Regierung den Umweltschutz, 
der bisher mehr oder weniger Zufallsprodukt 
verstreuter und sporadi,scher Maßnahmen war, 
verselbständigt und sein zivilisatorisches 
Eigengewicht anerkannt. 

In der Bundesrepublik Deutschland besteht 
schon seit Jahren ein eigenes Gesundheits
ministerium. Das Bundesland Bay,ern hat 
neuerdings einen Minister für Landesentwick-

lung und Umweltschutz. Auch .in den Ländern 
Hessen und Rheinland-Pfalz .wurde die Frage 
des Umweltschutze,s re,ssortmäßi'g aufg,ewertet. 

HO'hes Haus ! Der nun zur Debatte stehende 
Gesetzentwurf 'hat e ine kuriose parlamenta
risChe Vorgeschichte. Im Verfassungs aussChuß 
fand vorer,st die Regierungsvorlage in allen 
Artikeln und Abschnitten die Zustimmung 
aller Parteien. Nur einen Teil des Entwurfes 
hahen die Osterredchisch,e Volkspartei und die 
Freilheitliche Partei abg,elehnt, nämlich Titel 
und Eingang. Damit war der Gesetzentwurf 
im gesamten durch die Oppositionsparteien 
abgewiesen, wie Kolleg,e Dr. Kohlmaier Ihier 
erklärte, j edoch mit Bedauern abgewiesen. 

Mit dieser Vorgang'sweise hat di·e Opposi
tion wieder einmal unter Beweis gestellt, wel
chen Ernst, welches Verantwortungsbewußt
sein sie existenzwichtig,en Problemen der 
österreichischen Bevölkerung entgegenbringt. 
Der Osterreichti·schen Volkspartei und der Fr,ei
heitlichen Partei Osterreichs geht 'es nur um 
Opposition um der Opp osition willen. Ihr geht 
es nicht um sachliche Arbeit und schon gar 
nicht um sachgerechte Zusammenarbeit. (Bei
fall bei der SPO. - Abg. Dr. F i e d I e  r: Ihnen 
geht es nur um das Prestige! - Zwischenruf 
des Abg. Dr. B 1 e n k.) 

Meine Damen und Herren!  Wie aus den 
Debattenbeiträgen meiner Vorredner entnom
men werden konnte, werden dem gegenständ
lichen Ges·etzentwurf mehrere Einwände ent
gegengebracht, die sich in drei Punkte zusam
menfassen lassen:  

1 .  das Begutachtungsv·erfahren, 

2. die Einbeziehung der Sozialversicherung 
in das neue Ministerium, 

3. die Kompetenzfra,ge. (Ruf .bei der OVP: 
Dazu hat niemand gesprochen!) Dazu seien 
mir einig·e Fest,stellungen ·erlaubt. (Abg. Dok
tor F i e d I e  r: Das war eine schlichte Pro
gnose! - Abg. B l e e  h a: Herr Kollege Fied
ler! Das war jetzt eIst schlicht!  - Abg. Doktor 
F i e d I e  r: Das hat niemand in der Debatte 
heute gesagt! - Abg. B 1 e c h a: Aber so eine 
Bemerkung war jetzt ganz schlichtJ) 

Ich habe nur von den De,battenbeiträg·en 
gesprochen, und dies,e Debatten haben 'sowohl 
in diesem Haus als auCh im Ausschuß statt
gefunden. Im Ausschuß 'halben Sie sich, Herr 
Kollege Dr. Fiedler, an der Delbatte beteiligt. 
Gerade Sie haben das Argument des B egut
achtungsverfa'hrens vorgebracht, und darauf 
ge'be ich Ihnen j etzt ,hier im Hohen Hause die 
entspreChende Antwort. (Abg. Dr. F i e d 1 e r: 
Das ist sehr spät!  Haben Sie vom Dienstag 
bis heute gebraucht? - Zwischenruf des Abg. 
S k I  i t e  k.) 
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Von den Oppositionsparteien wird also der 
Vorwurf erhoben, die Begutachtungsfrist des 
Kompetenzges,etzes sei zu kurz gewesen. 
Zwi schen dem Ende der Begutachtungsfrist 
und der Be1handlung im Ministerrat sei nur 
ein Tag zur UberarbeHung des Gesetzent
wurf e s  g-eblieben, und schließlich liege das 
Gesetz seit dem 1. Dezember 1971 im Hohen 
Haus und werde -erst Jetzt in der zweiten 
Hälfte des Jänner 1972 der eigentlichen parla
mentarischen Erledi'gung zugeführt. 

Meine Damen und Herren von der Oster
reichischen Volk,spartei und von der Freiheit
lichen Partei ! Am 5. November 1971 gab Herr 
Bundeskanzler Dr. Kreisky diesem Hohen 
Hause die Erklärung ab. die Regierung werde 
sich um die Schaffung eines Bundesministe
riums für Gesundheit und Umweltschutz be
mü\hen. (Abg. 0 f e n b  ö c k :  Dabei blieb es!) 
Hören Sie, Kolleg-e ! Bereits am 16. November 
1 97 1  wurde der -entsprechende Gesetzentwurf 
an die begutachtenden Stellen verschickt. Am 
1. Dezember 1971 wurde im Parlament die 
Regierungsvorlage eingebracht (Abg. Doktor 
K o r  e n: Sie ist un vollständig und unkomplett  
gewesen!), und zwar mit der Absicht, diese 
Materie im Dezember 1 97 1  gesetzgeherisch zu 
erledigen. Es war Ihre Partei, Kollege Doktor 
Koren, die bei der Regierungspartei mit dem 
Ersuchen vorstellig wurde. die Behandlung 
dieses Entwurfes auf den Jänner 1972 zu ver
schieben. (Abg. Dr. K o r  e n: Moment! Das ist 
einfach nicht wahr!) Gerade diese Osterreichi
sche Volkspartei. die uns zuerst ein Husm
husch-Begutachtungsverfahren und jetzt eine 
zögernde Arbeit vorwirft. .( Abg. Dr. K o r e n: 
So geht es nichtI) Mit einer solchen Scharlata
nerie betreiben Sie, meine Damen und HerreYl 
von der OVP, Ihre Politik, die Ihnen von der 
österreichischen Bevölkerung sicherlich nicht 
abgenommen werden wird. (Abg. Dr. B I  e n k: 
Traurig, was Sie produzieren!) 

Bezüglich der Berücksichtigung der Begut
achtungen sei noch darauf verwiesen, daß sehr 
wohl die Wünsche. die in den Gutachten zum 
Austdruck gelangt sind. in der nunmehrigen 
Vorl age enthalten sind. Ich -beziehe mich nur 
auf die Wünsche der Veterinärärzte, denen 
nunmehr vollauf Rechnung getragen werden 
konnte. (Abg. Dr. P r  a d e  r: Er ist ja jetz t 
im Veterinärminis terium!) Das würde nom 
besser funktioniere n  als Ihr ehemaHges Ver
teidigungsministerium ! (Beiiall bei der SPO. 
- Abg. Dr. K o r  e n: Das is t aber großartig!) 

Apropos Begutachtungsverfaihren : Es war 
zur Zeit der OVP-Alleinregierung, als das 
Bautenministerium erridltet wurde . Damals 
hat die sich iheute so demokratisch gebende 
O sterreichische Volkspartei das damalige 

Kompetenzgesetz über die parlamentarische 
Bühne gebracht, ohne vorher überhaupt ein 
Begutachtungsverfahren abgeführt zu haben. 
D a schweigen Sie jetzt, meine Herren von 
der Osterreichischen Volkspartei. (Wider
spruch bei der OVP. - Abg. 0 f e n b ö c k :  
Aber Sie lösen gar nicht ein, was Sie sich 
vorgenommen haben! - Ruf bei der SPO: Wie 
war es mit dem Bau tenministerium ? - Weitere 
Zwischenrufe bei der SPO. - Abg. 0 f e n

b ö e k: Wir haben aber gar keines gemach t !  
- Lebhafte Heiterkeit bei der SPO. - Präsi
dent Dr. M a I  e t a  gib t  das Glockenzeichen.) 

Nun zur Fmge der Sozialversicherung. Frau 
Abgeordnete Dr. Hubinek Ibrachte im Ver
fassungsausschuß einen Abänderungsantra g  
e in. wonach das Leistungsrecht (Abg. Doktor 
Marga H u b  i n e k: Nein, zweif) - sie brachte 
unter anderem einen Abän'derungsantrag ein ,  
wonach d a s  Leistungsrecht der Sozialversiche
rung, soweit es sich auf gesundheitliche Fragen 
bezieht, und seine Finanzierung sowie d i e  
Angelegenheiten d e r  Bemfs-, Gewerbe- u n d  
Unfallhygiene, und zwar inshesondere Ver
hütung und Bekämpfung der Berufskrankhei
ten, aus den Agenden des Soz�alministeriums 
herausgenommen und in den Kompetenz
b ereich des neuen Ministeriums eingebaut 
werden sollen. 

Ohne auf den bisher unbekannten Begriff 
" Gesundheitliche Fragen" und seine Finan
zierung näher einzugehen oder auf die Tat
sache, daß die Angelegenheiten der Berufs-, 
Gewerbe- und Unfallhygiene zum Arbeits
inspektorat und Verhütungsmaßnahmen sowie 
Bekämpfung der Berufskrankheiten zum Auf
gabenbereich der gesetzlichen Unfallversiche
rung zählen, gestatte ich mir doch. diese 
Sozi alversicherungsfragen eingehend zu be
l euchten. Ich möchte fast  sagen, ich gestatte 
mir, dem Sozialversicherungsangestellten D ok
tor Kohlmaier eine kleine Privatvorlesung zu 
geben. (Abg. Dr. B I  e n k: Sehr gut! Vorlesun
gen sind eine Spezialität von Dr. Reinhart! 
- Abg. S k r i t e  k: HeIT Dr. Blenk! lhre Leu te 
lesen alle, also reden Sie nicht! Wir werden 
b ei Ihnen nachschauen! - Ruf bei der OVP: 

Es geht um eine Privat vorlesung! - Abg. 
S k r i t e  k: Kollege Kohlmaier hat auch gele
senl) 

Die Krankenversicherung gehört zum Kom
petenztatbestand des Sozialversicherungs
wesens im Sinne des Artikels 10 Abs. 1 Z. 1 1  
des Bunde·s-Verfassungsgesetzes. (Zwischenruf 
bei der avp.) Nach Ihren Anträgen wäre 
sogar noch eine Vorbereitung für diese Vor
lesung notwendi g !  

N a ch  der ständigen Judikatur d e s  Verfas
sungsgerichtshofes besteht das Wesen der 
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Sozialverskherung darin, in -einer 'bestimmten, 
von anderen Maßnahmen der Sozialpolitilk 
verschiedenen Form die m annigfachen Gefah
ren, die die wirtschaftliche Existenz hedrohen, 
auszuschalten oder doch zu mildern. Ich ver
weise Ihiebei -auf die Erkenntnisse des Ver
fass ungsgerichtshofes vom 16. Jänner 1960 und 
vom 5. Dezember 1960. 

Wie der VerwaHungsgeriChtshof wiederiholt 
ausgesprochen hat, bezweckt die Sozialver
siCherung durm Schaffung von Riskeng-emein

schaften die gegenseiHg-e Verbundenheit des 
einzelnen und der Gemeinschaft und i'hr wech
selseitiges Eintreten füreinander in den Not
fällen des Lebens. Hiebei verweise ich auf 
die Entsmeidung des Verwaltungsg-eriChts
hofes vom 1. Oktober 1 958. (Zwischenruf des 
Abg. Dr. B I  e n Je) Das dürfte siCh Ibis zum 
Wirtschaftsbund in Vorarlberg nirnt o.urrn
gesprochen haben. Das kann im mir vorstel
len. 

Diese für das Wesen und den Zweck der 
Sozialversirnerung -entscheidenden Merkmale 
weist die Krankenversicherung ebenso auf wie 
die übrig€n Zweige der Sozn. alversicherung , mit 
denen sie untrennbar verflochten ist. Die 
untrennbare V,erflechtung der Krankenver
sicherung mit der Pensionsversicherung und 
Unfallversicherung, die im W-esen der Sozial
versicherung begründet ist, kommt in den ver
schiedensten Bereichen mehrfach deutlich zum 
Ausdruck. Sei es auf dem Gebiet der Legistik, 

der Rechtsprechung, der Organisation oder d€r 
Finanzierung, immer findet sich ein Zusam
menhang zwisChen Krankenversicherung einer
seits und Pensionsver-sicherung und Unfall

versicherung ander-ersedts, der sich weder 
i gnorieren noch trennen -läßt . 

Das Problem sei vorerst in legistischer Hin
sicht betracht.et. Die Sozialv-ersicherung der 
Unselbständigen ist bekanntlich mit Aus
nahme der Kranken- und Unfallvers icherung 
der Bundesangestellten im ASVG geregelt . Es 
kann wohl niemand ernstllirn daran denken, 
die Regelung der Krankenversicherung aus 
diesem Gesetzesweä herauszulös-en. (Abg. 
Dr. K 0 h 1 m a i  e r: Müßte man ja nichtf) Bei 
einer Ausgliederung der Krankenversicherung 
aus dem ZustäffiHgkeitsbereich des Bundes
ministeriums für soziale Veflwaltung wären 
sohin kÜlllftig zur VOIlbereitung einer Novel
l ierung des ASVG 'Zwei Ministerien zuständig . 

Was das bedeutet, kann w ahrscheinlich nur 
jemand ermessen, der die Schwierigkeit,en der 
Vorbereitung einer Novellierung des ASVG 
kennt. Die Systematik ,dieses Gesetzes und die 
enge Verflechtung der in verschiedenen Teilen 
des ASVG geregelten Kranken-, Unfall- und 
Pensionsversicherung macht es nämlich not-

wendig , bei der kleinsten Änderung einer 
Bestimmung des ASVG die Auswirkungen 
dieser Änderung auf andere Bestimmungen 
so rgfältig zu prüfen . 

Wenn zudem auch noch auf dde Kompetenz 
eine,s ander-en Mini,steriums Bedacht genom
men werden muß und der Vor-bereitung e iner 
Änderung korrespondierender Bestimmung-en 
durch eine willkürliche Zuständigikeitsrege
lung Schranken g-esetzt sind, könnten diese 
Arbeiten nur in einer .interministeriellen Kom
mission erfolgen. Angesichts der Häufigkeit 
der NovelHerungen des ASVG (Abg. Doktor 
H a I  d e r: Wozu dann ein Gesundheitsmini
s terium? - Abg. Dr. K 0 h 1 m a i  e r: Er redet 
gegen das Ministerium! Das spricht doch alles 
gegen die Schaffung eines Gesundheitsmini
steriums! - neuerlicher Zwischenruf des Abg. 
Dr. H a I  d e r) und der übrigen Sozialversiche
rungsgesetze und in Anbetracht der zahl
reichen Anregung-en zu Novellierungen, die im 
Lauf-e des ganzen Ja1hres von den verschi-eden
sten Stellen heim Sozialministerium einlan
gen, müßte diese Kommission faktisch perma
nent tagen . (Abg. Dr. B I  e n k: Herr Kollege, 
eine Bitte: Sie müssen ankündigen, wenn Sie 
von der Vorlesung Kohlmaier zur Vorlesung 
für das Haus übergehen! Sonst können wir das 
nicht registrieren!) D adurch würden kaum 
überbrückbare personelle und organis atori
sche Schwierigkeiten entstehen. Besonders bei 
der zeitlichen Planung der Vorbereitung einer 
Novelle müßt-e j-eweils ein Ministerium auf die 
Wünsche und di-e personelle Situation des 
anderen Ressorts Rücksicht ne'hmen. (Abg. 
Dr. K 0 h 1 m a j e  r: Das ist ja jetzt auch!) 

Es braucht wohl nicht näher erklärt zu wer
den, daß dadurch der Ablauf der Vorberei
tungsarbeiten wesentlich -er,schwert und v-er

langsamt würde und eine vorausschauende 
Planung na!hezu unmöglich w äre. Uberdies 
entstünde durch die Aufsplitterung der Kom
petenz zur Vorbereitung sozialversicherungs
rechtl icher Regelungen die Gefahr der legisti

schen Auseinanderentwicklung der Kranken
versicherung einerseits und de r  übrigen Ver
sicherungs'zweig-e anderersei ts. 

Was hier in erster Linie für den Bereich 
des ASVG gesagt wurde, gilt  l in gleicher Weise 
für das Beamten-Kranken- und Unfallversime
rungsgesetz, da·s die Kranken- unld Unfallver
sicherung der Bundesangestellten regelt . 

Aber auch die Vorbereitung einer Novelle 
d·es Gewerblichen SeJ.bständi.gen-Krankenver
sicherungsgesetzes oder des Bauern-Kranken

versich-erungsg€setzes könnte wohl nur im Zu
sammenwirken der beiden in Hetracht kom
menden Ministe ri,en e-rfol'gen _ 
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Schl'ießlich müßten auch die Verhandlungen 

zur Vorbereitung zwisch·enstaatlidler Sozial
versicherungsverträge von beiden Ministerien 
zusammen mit dem Bundesministerium für 
Auswärtige Angelegenheiten in einer inter
ministeriellen Kommission geführt weJ1<J..en, 
wobei Koordinationsschwierigkeiten nicht aus
zusdlließen wären. 

Auf dem Gebiet der Rechtsprechung tritt die 
Verflechtung zwischen Kranken- ,  Unfall- und 
Pensionsver·sicherung gleichfalls in Erschei
nung. Die bei einem oder mehreren Dienst
gehern beschäfti gt-eu Dienstnelhmer unterliegen 
gemäß § 4 ASVG in der Regel der Vollver
sicherung. Das heißt, sie sind in allen Zweigen 
der Sozialversicherung versichert. Uber die 
Versicherungspflicht entsdleidet in erster 
Instanz der V ersidlerungsträger, in zweiter 
Instanz der Landeshauptmann und in letzter 
Instanz das Sozi alministerium . 

Im Falle der Ausgliederung der Kranken

versicherung aus dem Zuständigkeitsbereich 
des Sozialmini steriums müßten künftig in drit
ter Instanz zwei Ministerien über diese Ver
sicherungspflicht entscheiden. Dabei blieben 
etliche Fragen zu klären, etwa die Regelung 
der Zuständigkei t  für eine verfahrensredltliche 
Entscheidung b e i  Verspätung oder Unzulässig
keit einer Berufung, die sowohl die Kranken
versicherung wie auch die Pensionsversiche
rung betrifft. 

Die zuletzt angeführten Schwierigkeiten 
könnten zwar vermieden werden, wenn die 
Ausgliederung der Krankenversicherung aus 
dem Zuständigkeitsbe reich des Sozialministe
riums auf die l eistungsrechtlichen Angelegen
heiten beschränkt bliebe. Eine solche Regelung 
würde aber die Bewältigung der vorhin ange
führten legistischen Probleme, die bei der Vor
bereitung von Novellierungen entstünden, 
noch schwieriger gestalten. 

Wäre nämlich für das Leistungsrecht der 
Krankenversicherung ein anderes Ministerium 
zuständig als für das Beitragswesen, so müßte 
bei der Vorbereitung einer Änderung des Lei

stungsrechtes j ew eils erst das andere Ressort 
auf der Beitragsseite die finanziellen Voraus
setzungen für die beabsichtigte Änderung 
schaffen. Aber auch innerhalb des Leistungs
rechtes der Krankenversicherung ist die Ver
fledltung mit der Pensionsversicherung und 
Unfallversicherung nicht zu übersehen. 

Auch in organisatorischer Hinsicht ist die 
Krankenversidlerung mit der Pensionsver
sicherung und Unfallversicherung eng verfloch
ten, wobei -eine T-endenz zu einer noch enge
ren Verbindung besteht. Als Beispiel hiefür 
sei mir gestattet, den Initiativantrag vom 
1 3. Juli 197 1  anzuführen, d er dann zur Schaf-

fung des Gewerblichen Selbständigen-Kran

kenversich erungsgesetzes geführt hat. Das 
GewerbliChe Selbständigen-Krankenversiche
rungsgesetz 197 1  sieht nämlich vor, daß ab 
1 .  Jänner 1 973 der Beitragseinzug für die 
Selbständigenkrankenkassen von der Pen

sionsversicherungsanstalt der gewerblichen 
Wirtschaft durchgeführt w erden soll und daß 
ab 1 .  Jänner 1 974 alle derzeitigen Selbständi
genkrankenkassen und die  Pensionsversiche
rungsanstalt der gewerblidlen Wirtschaft in 
die neue "Sozialversicherungsanstalt der 
gewerblichen Wirtschaft" übergeführt werden. 

Von der Versicherungsanstalt öffentlich Be
diensteter, der Versicherungsanstalt der äster
reichischen Eisenbahnen und der Versiche
rungsanstalt des österreichischen Bergbaues 
werden sowohl die Angelegenheiten der Kran
kenversicherung als auch Angelegenheiten 
anderer Versicherungszweige wahrgenommen. 

Wie schon die vorhin zitierten Bestimmun
gen gezeigt haben, ist also zwischen dem Auf
gabenbereich der Sozialversicherung und dem 
Aufgabenbereich der Volksgesundheit eine 
scharfe Grenze zu ziehen. 

Daß d i e  Beziehungen der Versicherungs
träger zueinander enger sind als etwa die 
Beziehungen der Versicherungsträger zu den 
Ärzten, D entisten, Hebammen, Apotheken, 
Krankenanstalten und anderen Vertragspart
nern, läßt schon die Art der rechtlichen Gestal
tung dieser Beziehungen erkennen. Die Be
ziehungen der Versicherungsträger zueinander 
unterliegen nämlich der öffentlich-rechtlichen 
Regelung, während die Beziehungen der Trä
ger der Sozialversicherung zu ihren Vertrags
partnern durch privatrechtliche Verträge gere
gelt sind. 

Nun, meine sehr verehrten Damen und Her
ren, sei mir nur gestattet, zu der gegenständ
lichen s ehr wichtigen Frage der Einbeziehung 
der Sozialversicherung in das neue Ministe
rium auf die Meinung des Professors Adamo
vieh, welche im "Handbuch des österreichi
schen Verwaltungsrechtes" dargelegt ist, zu 
verweisen. Adamovich schreibt : 

"Die Krankenversicherung als Teil der 
Sozialversicherung hat primär nicht gesund
heitspolitisChe Aufgaben, sondern wirtschaft
liche. Nach dem grundlegenden Gedanken der 
Sozialversicherung sollen die Gefahren, die 
der wirtschaftlichen Existenz der einzelnen 
und ihrer Familien bei Eintritt bestimmter 
Ereignisse, insbesondere bei Krankheit, Unfäl
len, Tod des Familienerhalters, dauernder 
Arbeitsunfähigkeit oder Arbeitslosigkeit, dro
hen, dadurch abgewehrt werden, d aß die 
Gesamtheit der durch gleichartige Gefahren 
bedrohten Personen durdl Gesetz zu einer 
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auf territorialer oder auf berufsgenossenschaft
licher Grundlage organisierten Zwangsgemein
sChaft zusammengeschlossen wird und die Mit
tel zur Deckung der Vergütungen für die von 
einem Schaden wirklich Betroffenen durch 
periodisch wiederkehrende, nach versiche
rungstechnischen Grundsätzen bemessene Bei
träge der an der Schadensgefahr ,Beteiligten 
aufgebracht werden." 

Ich glaube, die Meinung dieses international 
anerkannten Fachmannes ist doch für die heu
tige Entscheidung richtunggebend. 

Ich glaube nicht, Herr Kollege Dr. Kohl
maier, daß Sie durch die von Ihnen vorgese
hene Regelung erreichen wollten, daß etwa 
das Sterbegeld in Zukunft beim Krankenhaus
portier und das Krankengeld beim behandeln
den Arzt zur Auszahlung gelangt. (Abg. Dok
tor K 0 h 1 m a i  e r: Sicher nichtf) Ich gl aulbe , 
das wäre auCh niCht in Ilbrem Blickfeld. Aber 
wenn diese Regelung, die Sie vorgeschlagen 
haben, käme, dann würde das praktisch auf 
diese Auswirkungen hinauskommen. 

Ohne das Aufgabeng·ebiet des Leistungs
rechtes der Sozialversicherung ist daher das 
Bundesministerium für Gesundheit und Um
weltschutz kein Torso. Das neue Ministerium 
wird sich daher getreu der verfassungsmäßig 
gedeckten Kompetenz mit volksgesundheits
politisChen Maßnahmen zu beschäftigen haben 
und nicht mit wirtschaftHchen Existenzfragen 
von Sozialeinrichtungen. 

Sollte aber mit dem Wunsche der Oster
reichischen Volkspartei die Absicht verfolgt 
werden, mit der 'Einbeziehung der Kranken
versicherung in den Amtsbereich tle's neuen 
Miinisteriums die finanzielle Misere der öster
reiChisCh-en Krankenanstalten zu lösen, so muß 
dieser Absicht noch -entschiedener entgegen
getreten werden. (Abg. Dr. K 0 h 1 m a i  e r: 
Also wollen Sie es nicht gelöstf) Da·s öster
r·eichische Krankenanstaltenwesen kann nicht 
mit HHfe der Sozialversicherung allein saniert 
werden. (Abg. Dr. Marga H u b  i n e  k: Ohne 
Krankenversicherung überhaupt nich tJ) Bund, 
Länder und Gemeinden und andere davon 
betroffene Stellen müssen solidarisch eine 
Lösung finden. 

Freilich iwäre !diese Lösung heute schon er
reicht, würde die Osterreichische Volkspartei 
ihre RegierungszeH und ihre Mehrheit im Par
lament von 1 966 'bis 1 970 dazu benützt haiben, 
der finanziellen Lage der österreichischen 
Krankenanstalten die entsprechende Bedeu
tung zuzumessen. Versäumni-sse der Osterrei
chischen Volkspartei können nicht durch heu
tige Winkelzüge gutgemacht werden. 

Und nun noch eine kurze Bemerkung zur 
Kompetenzfrage : Von der Opposition wird 
immer wieder vorge,bracht, daß dem neuen 
Ministerium zuwenig Kompetenzen übertra
gen würden. Das neue -Ministerium sei ein 
Mini-Ministerium, welches in den wichtigsten 
Belangen der Gesundheitspol'itik und des Um
weltschutzes 'höchstens 'koordillJieren, aber 
kaum -eigenständig entscheiden könne. 

Meine Damen und Herren I Die Opposition 
hat es bisher versäumt, klar zu formulieren, 
was sie unter mangelnden Kompetenzen ver
steht. Nicht einmal im Verfa·ssungsausschuß, 
der sich sehr eingehend mit dem Regierungs
entwurf befaßte, -ist die Opposition in dieser 
Richtung mit k,laren oder zumindest klärenden 
Anträgen hervorgetreten. fAbg. Dr. B I  e n k:  
Da haben Sie schlecht aufgepaßt, Herr Kol
lege!) Schon gar nicht hat sie sich an die 
Definition des BegIliffes Umweltschutz heran
gewagt. 

Die SPO-Fraktion -ist bezügErn der Kom
petenzfrage der Meinung, daß der Kompetenz
tatbe,stand Umweltschutz im Zuge des großen 
Kompetenzgesetzes einer verfassungsrechtHch 
einwandfreien Regelung zuzuführen sein wird. 
Da sich bekanntlich auch di-e Bundesländer mit 
Angelegenheiten des Umweltschutzes befas
sen, werden hiezu eingelhende Vorarbeiten zu 
leisten sein. Wie schwierig die Behandlung 
dieser Materie ist, zeigt das Bemühen der 
Verbindungsstelle der Bundesländer beim Amt 
der Niederösteneichischen Landesregierung 
bezüglich ErsteUung eines gesamtösterreichi
schen Konzeptes für Umwelthygiene. 

Was das vermeintlich kleine Aufgabengebiet 
des -Ministeriums hetrifft, so sei auf die vom 
Sozialministerium ausgearbeiteten Berichte 
über die soziale Lage, A:bschnitt Volksgesund
heU, und zwar Berichte, di,e sich noch mit der 
Zeit der Regierungsverantwortung der OVP 
befassen, deren Bericht über das Gesundheits
wesen in Osterreich ,im Jahre 1969, heraus
g'egeben vom Bundesministerium für 'soZlia}.e 
Vl€rwaltung und dem Osterre,ichischen Stati
stismen Z-entralamt, sowi,e den Bericht d-es 
Bundesministers für soziale Verwaltung über 
Umwelthygi,ene, ,erschienen 191 1 ,  verwiesen. 

An Hand zClihlreicher Bundesgesetze und 
Verordnungen, der-en Aufzählung an dieser 
Stelle unmöglich :ist, und mit Hilfe zahlreicher 
Institutionen wird das neue Ministerium einen 
sehr wesentlichen ersten Schritt, so wie es in 
der Regierungserklärung g-elautet hat, für ,eine 
moderne Gesundheitspolitik und für eine zedt
gemäß·e Umweltschutzpolitik setzen. So wie 
auf manchen anderen -gesellschaftspolitischen 
Gebieten ist auch hier die Zeit des politischen 
HandeIns gekommen. Das Diskussi onsstadium 
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soll von dem Verwirklichungsstadium abge
lö'st werden. 

FreiUch werden die durch wissenschaftliche 
und administrative Erkenntnisse gewonnenen 
Erfahrungen früher oder spät'er Anlaß für 
einen weHer,en Reformschr,itt bi,eten. Das Bun
desminist,erium für Gesundheit und Umwelt
schutz, 'so wie es durch den vorlqegenden ·Ge
setz,entwurf geplant ist, ist sicherlich nicht für 
alle Zukun�t das Nonplusultra. Es i:st aber ohne 
Zweifel ein wesentlicher Beitrag lim Zuge der 
schrittweisen Realisierung des sOZlialdemokra
tischen Humanprogramms. 

Es ist zu bedauern, d a ß  dieser Gesetzent
wurf nicht einstimmig zum Gesetz·e erhoben 
werden kann. Die kleinka rierte, destruktive 
Oppositionspolitik hat wieder e inmal Vorrang 
vor verantwortungsbewußter, moderner Ge
sellschaiftspolitik. (Abg. DI. H a  1 d e r: Klein
kariert ist die Kompetenz deI Frau Bundes
minister!) Wenn die Osterreichische Volks
partei der Schaffung dies e s  Ministel1iums ihre 
Zustimmung versagt, 'so Hefert sie wie seiner
zeit beim Wissenschaftsministerium den Be
weis . i'hrer Politik gegen den Fortschritt. Der 
Konservativismus der Oste rreichischen Volks
partei ist wieder e inmal stärker als all tiie 
Lippenbekenntnisse ihrer historischen 1 07 Vor
schl äge für Osterreich. (Beifall bei der SPO.) 

Nun, meine s·ehr .geehrten Damen und 
Herren von der Regi·erung·spartei, ich glaube, 
es war bisher noch immer Sache der Regie
rung, Gesetze zu formulier,en. Aber Sie können 
doch die besseren Gesetze nicht ausschHeßlich, 
wenn Sie woUen, von der Opposition e rwar
ten! 

Wenn uns der Herr Dr. Reinhart vorwirft, 
daß wir unsachlich sind . , . (Zwischenruf bei 
der SPo.) - Sie werd e n  'sie hören, ihaben Sie 
Geduld ! Ich werde d ann gerne in meinen 
Ausführungen 'einiges bringen. Sie müssen 
nur unseren Anträg,en zustimmen, und Sie 
lhaJben einen wesentlichen Schritt getan. (Bei
fall bei der OVP.) 

Meinem Vorredner kann ich in a'llem dort 
beipflichten, wo er d a r auf hinweist, wie pro
blemabisch es ist, Mitkompetenzen zu haben. 
Ich kann ihm hier das nur bestätigen. Das ist 
ja e in sehr gewichtig-e r  Einwand, den wir vor 
allem in 'Cler Frage der iMitlkompetenz bei der 
Sanierung der Krank e nanstalten haben. Wenn 
man uns also vorwirft, daß die Opposition 
u1l'sachHch ,se,i, es ging,e nur um Opposition 
um der Opposition w illen, dann glaube ich, 
kann man 'sagen, daß es der Regierung, so 
scheint es mir, auch in diesen Fragen nur 
um die Optik geht. 

Es ist be.zeichnend, daß gerade ein OVP- Wenn die Regierung 'Dr. Kreisky II ein 
Abgeordnet,er, nämlich Professor Dr. Ermacora, Ministerdum für Gesundheit und Umweltschutz 
seinem Lehrbuch über AHgemeine Staatslehr,e installieren wollte , so glaube ich, meine sehr 
den S atz Ernst Jüngers voranstel,lt: g,eschätzten Damen und Herren, daß zweif.ellos 

"Gewisse Probleme im S taate steh·en jmmer 
und immer wieder zur Fra,ge. Der eigentliche 
Sinn solcher Fragen Hegt darin, daß sie Prüf
steine der Gedanken sind : Man errät sie nie, 
aber m an verrät sich dur ch  ihre Beantwor
tung." (Bei/all bei der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist die Frau Abgeordnete Dr. Marga Hubinek. 
Ich erteile es ihr. 

Abgeordnete Dr. Marga Hubinek (OVP) : 
Hohes Haus ! Meine ·sehr -geelhrten Damen und 
Herren ! Mein Vorredner that sich bei der 
Verteidigung des Ministeriums ein bisserl 
schwer getan. Ich glaube, es war nach seinen 
anfänglichen philosophischen Betrachtungen 
über die Probleme der Umwelt nicht ganz 
l'eicht, hier die mangelniden Kompetenzen 
eines "Mini-Ministerium s "  - der Ausdruck 
stammte j a  von ihm - verteidigen zu wollen.  
Aber hier möchte ich eines ,sehr konkr·et 
sagen. Er hat gemeint - im Verlassungs
ausschuß war es der Ahgeordnete Fischer -: 
Die Opposition soll deutltich formulieren, wie 
sie sich eine Regelung der Zuständigkeiten 
bei den Frag,en der Umwelthy,giene vorstellt. 

auch hiefür die Uberlegungen maßgebend 
waren, daß ,im Kabinett Kreisky I die Agenden 
der Gesundheitspolitik und der Umwelt durch 
den bisherigen So�ialminister nur sehr kurso
risch wahrgenommen wurden. Es ist mir keine 
einzige wichtige Initiative in den Fra'g·en der 
Gesundheitspolitik \n EDinnerung, keine Initia
tive im HinMick auf die Tatsache, daß Ost,er
reich im Vergleich zu anderen europäischen 
Staaten die höchste Sterberate aufweist, daß 
wir den absoluten R ekord bei Todesfällen 
an Kre'bs und Gefäße rkrankungen des Z.entral
nervensystems halten, ja auch bei libc-Erkran
kungen und bei der Säuglingsst.erblichkeit 
erreicht Osteneich bedauerHcherweise abso-
lute Spitzenwerte. 

Daß in den Frag,en der Umwelthygiene der 
Herr Vizekanzler Häuser nicht besond·ers ·er
folgr,eich agiert hat - sieht man von der 
Federführung im interminister-ieUen Komitee 
ab -, wissen wir. Wli r  haben bisher 'l ediglich 
einen Bericht vorgelegt bekommen. Ich zweifle 
überhaupt, ob der Herr Vizekanzler Häuser 
die Aktualität d·es Fragen'komplexes über
haupt erkannte. Denn symptomatisch war die 
Antwort auf eine p arlamentarische Anfrage, 

l lO 
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in der er meinte: Die Massenmedien erzeugen 
eine künstliche HysteI1ie. 

Diese vöUige Stagnation auf dem Gehiet der 
Gesundheitspolitik und, ich glaube, auch die 
mangelnde Einsicht in die Fragen einer moder
nen Umweltschutzgesetzgelbung haben zwei
f.ellos auch di,e Sozialistische Partei und ihr,en 
Regierungsch:ef bewogen, hier eine Änderung 
Platz greifen zu lassen. Es ist zweifeHos ein 
sehr ,spektakulärer Zug, die Agenden loszu
trennen und ein neues Ministerium zu schaffen 
und dieses Mini,sterium -einem Arzt und, wenn 
Sie wollen, darüber hinaus einer Frau anzu
vertrauen. 

Allerdings, einigermaßen fragwürdig scheint 
mir zu sein, ein Ministerium für Gesundheit 
und Umweltschutz anzukündigen, ohne daß 
die Ziele für eben dies-es MinisteI1ium vor
liegen. Daher ist es auch nicht verwunde,dich, 
d aß es in der jüngsten Vergangenheit SeihT 
widersprüchliche Aussagen über den Umfang 
dieses Ministeriums geg,eben hat. Der unbe
fangene Beobachter mußte aber den Eindruck 
gewinnen, j e  mehr Z,eit diese Regierungs
vorlage benötigt, desto kleiner wtird dieses 
Ministerium, Und es nimmt nicht wunder, 
daß in einer Zeit des innerparteilichen Ringens 
um Kompetenzen letztlich die Frau Primaria 
Dr. Leodolter gegenüber dem Vlizepräsidenten 
der Gewerkschaft und Vizekanzler den kür-ze
ren ziehen mußte. 

Die widersprüchlich'en Interviews finlden 
sich vor aUem nach d,er Ministerklausur in 
Vöslau ' "  (Zwischenruf bei der OVP.) Am 
1 0. November 1 97 1  konnte man in den Zeitun-

worfen, die OVP-Alleinregierung hätt-e 'b-ei 
der Installierung des Bautenministeriums 
keine Begutachtung vorgenommen. 

Me'ine selhr geschätzten Damen und Herren 
von der sozialistischen Fraktion I Ich ihaIt-e 
dieses Vorg-ehen zumindest für ehrlich-er oder, 
wenn Sie wollen, zumindest für transparenter, 
als eine Begutachtung zu machen, die, wie in 
diesem Fall, eine reine Farce ist. (Beifa1J bei 
der OVP.) Ich glauibe, es hieße alle Beamten 
überfordern, wenn man ihnen Montag, den 
29 , November, einen AI1beitstag zubilligt, an 
dem sie 50 mehr oder minder umfangreiche 
Stellungnahmen ,aUer begutachtenden SteHen 
lesen und auch verarbeiten sollen. 

Dah-er war es auch nicht weiter -erstaunlich, 
daß einen Tag später die Regierungsvorlage 
praktisch völlig unverändert den Ministerrat 
p a·ssierte. Es waren auch einige gewichtige 
Fe:hler unterlaufen. 'Man hat die Tierärzt-e 
gle,ich zwei Ressorts zugeteilt. Die Bundes
anstalt für künstliche 'Besamung der Haustiere 
gehörte plötzlich auch der Frau GesundheHs
minister, und man hat wohl die Standesinter
ess·en der Tierärzte erwähnt, aber auf die 
Stand-esinteressen der Humanmediziner ver
gessen. 

Wir haben im Vedassungsausschuß erlebt, 
daß die sozialistische Fraktion am Beginn 
der AusschußsHzung die Re-gierungsvorla'ge 
in einem Abänderungsantra-g praktisch. um
geändert hat und das noch mündlich ergänzen 
und korrigieren mußte, Auf die Novelle zum 
Bundesfinanzgesetz und über die Personal
yertr'etungsregelung hat man überhaupt ver-

gen lesen : Der Herr Vizekanzler Häuser gessen. 
erklärt dezidiert : In der Sozialversicherung Die Osterreichische Volkspartei !hat um Ver
lasse ich mir nichts wegnehmen !  Di·e Frau fassungsausschuß eine Reihe von Abände
Primaria Dr. Leodolter ist hingegen sehr rungsanträgen eingebracht. Es stimmt:  Sie 
optimi-stisch, sie meint, si·e werde zumindest haben einigen Anträgen zugestimmt. Aber es 
ein Mitsprachel'echt bekommen, und dieses waren dies - und verzeihen Sie,  daß ich das 
solle in einem Ressortübereinkomm-en nieder- sehr deutlich sage - ledj'gläch kosmetische 
gelegt werden. Retuschen. In den entscheidenden Fragen 

Mitnichten, Frau Primaria ! Der Herr Vize- haben Sie uns niederg·estimmt, haben Sie von 
kanzler hat dies damals entschieden in Abrede dem Recht der Mehrheit Ge'brauch gemacht. 
gestellt, und er hat in den innerparteilichen Es war uns kla r :  Herr Viz'ekanzler Häuser 
Aus-einandersetzungen wen nimmt es war j a  nicht bereit, ,entscheidende Kompeten
wunder? - leider recht behalten. Und die zen abzutreten - das Ressortdenken konnte 
Regierungsvorla-ge, die schließlich den Mini- leider nicht überwunden werden. 
s terrat am 30. November p assierte, bedeutete 
wirklich, wie die s  mein Vorredner dankens
werterweise sagte, ein 'Miniressort. 

Mein Vorredner meinte, über die Begut
achtung werde wahrscheinlich Herr Dr. Kohl
maier reden. Die Prognose war nicht richtig: 
I ch habe sie mir vorbehalten. Zweifellos gibt 
es zwei Möglichkeiten : Man hält ein Begut
achtungsy,erfahren ein oder man 'hält es nicht 
ein. Sie haben uns auch im Ausschuß yorge-

Mein Vorredner von der sozialistischen 
Frakbion hat darauf 'hing·ewiesen. Wir haben 
in einem der .A!bänderungsanträg,e v'erlangt, 
daß das Leistungsrecht der Sozi alve'rsicherung, 
soweit es sich auf gesundheitliche Fragen 
bezieht, und seine Finanzierung dem neuen 
Ressort überantwortet werden. Ich darf hin
zufügen, daß sich diese Anträge deck·en mit 
dem Antrag, den di·e Ffaiktion der Freiheit
lichen Partei heute hier eingebracht hat. Es 
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war hier die Uberlegung maßgehend, daß 
man in einem L and, in dem 95 Prozent der 
Bevölkerung pfHebtversidlert sind, ,wo vor 
allem die Krankenversicherung im Rahmen 
ihrer freiw.nIigen Leistungen Vorbeugungs
und Vorsorgemaßnahmen, ja HeiUürsorge
maßna'hmen setzt, diese Agenden e inem Ge
sundheitsministerium nidlt entziehen kann. 
Wie kann man vernünfNgerweise gesund
heitspolitische Schwerpunkte setzen, wenn 
man die Krankenversidlerung auskl ammert? 
leb glaube, daß eine vernünftig·e Kranken
versicherungspolitik - und damit mödüe ich 
auch der Privatvorlesung meines Vorredners 
entgegnen - voraussetzt eine Bestimmung 
des Standortes und der Funktion der Kranken
versieberung, wobei diese Bestimmung nur 
durch eine allgemeine Gesundheitspolitik vor
genommen werden kann. Wenn Sie wollen, 
ist 'die Krankenversicherung nur ein Mittel 
zur Erroeidmng langfri,stiger und ganz 'bestimm
ter Zielsetzungen. 

Ich weiß schon, daß hier beri der sozialisti
schen FraktJion ein Umdenken in der Frage 
der Krankenversicherung nicht stattg·efunden 
hat. Wir haben im Verfassungsausschuß sehr 
deutlieb die Meinung des Ressortministers 
g·ehört, der sehr lautstark und selhr emotioneU 
- wie dies meist se'ine Art ist, wenn i1hm die 
Argumente fehlen (Widerspruch bei der 
SPO) - von der materiell-reebtlichen Bedeu
tung der Krankenversicherung ge'sprochen hat .  

Meine sehr gesebätzten Damen und Herren l 
Es war ,sehr erstaunlich: In ,einem Atemzug hat 
der Herr Vizekanzler auf den Viz·ekanzler 
vergessen und hat in seiner Eigenschaft als 
V'izepräsident der Gewerkschaft gemeint, das 
Recht der Arbeitnehmer auf die Krankenver
sicherung wer,den wir uns nicht nehmen lassen. 
Ich möchte den Herrn Viz·ekanzler fragen : 
Wer ist denn mit dem "wir" gemeint? Gibt 
es hier bereits besitzrechtliche Ansprüche :der 
Gewerkschaft auf di,e Krankenversicherung? 
(Abg. Dr. K 0 h 1 m a i  e r: Hat die Frau Mini
ster Leodolter nicht das Vertrauen der Arbei
ter und Angestellten?) Da gehen die Meinun
gen auseinander. Ich glaube, bei der Kranken
versicherung können Sie sich irgendwo nicht 
loslösen von einem historisch verständlichen, 
aber heute völlig antiquierten Begriff. (Abg. 
Dr. S e h r  a n  z: Ihr habt nicht einmal ein 
Staatssekretariat gemacht! - Abg. Dr. P I  a
d e r: Aber dafür ist etwas geschehen! -
Weitere Zwischenrufe. - Präsident Doktor 
M a l  e t a  gibt das Glockenzeiten.) 

Ihre Einst<ellung zur Krankenversicherung 
besteht heute darin, daß nur der k rank i st, 
der noch therapeutisch beeinflußbar rist ,  und 
daß alle j ene, die unheilbar krank s ind, wo 

das größte menschliche Leid und aueb die 
tiefste finanzielle Sorge ist, von der Kranken
versicherung nicht mehr betreut werden. Diese 
Gruppe der Ärmsten der Armen soll von den 
Ersparniss,en und, wenn diese zu Ende gehen, 
von der Fürsorge leben. 

GesundheitspoliNsche Agenden das 
wurde heute mehrmals gesagt - finden sich 
in allen Zweigen der Sozialvers:icherung. 
Neben der Krankenversicherung befaßt sich 
in einem 'gewissen Umfang die Unfallversiche
rung damit, die allerdings eine HeHbehand
lung nur dann vorsieht, wenn 'e s  ,sich um 
Opfer von Arbeitsunfällen oder um Berufs
krankheiten handelt. 

Wie schon gesagt, betreut auch die Pen
sionsversicherung im Bereiche ihrer freiwilli
gen Leistungen gesundiheitlich·e Störungen. 
Allerdings geht sie meist von übe rlegungen 
der Rentabilität aus, weil sie glaubt, ihre 
Ausgabenl ast verringern zu müssen. Sie orien
tiert sich an der Rentabilität und nicht so 
sehr an dem Kriterium der Sicherung der 
Gesundheit. 

Ich 'glaube - das sollte und m ö chte ich vor 
allem meinem Vorredner sagen -, für uns 
ist auch die So�ialversicherung ke ine heilige 
Kuh, Auch hier kann man einmal an eine 
Entflechtung der Ag,enden, eine Entflechtung 
der Zuständigkeit'en und an ,eine v,ernünftige 
Abgrenzung gehen. (Beifall bei der OVP.) Zu 
welchem Zeitpunkt will man denn eine ver
nünftige Abgrenzung vornehmen, 'Wenn nicht 
dann, wenn man ein neues Ministerium 
schafft? Gibt es einen bess,eren Anlaß? Ich 
wüßte keinen. (Erneuter Beifall bei deI OVP.) 

Der Herr Bundeskanzler hat dn der Regie
rungserklärung ein Gesamtkonzept für alle 
Zweige der Sozialversicherung angekündigt. 
Wenn dieses Gesamtkonzept erarbeitet wird, 
dann wird das einzige medizinisch vorg·ebil
dete Mitglied der Bundesregierung ,leider 
nichts mitzured'en haben. Ich glaube, das ist 
eine völlig falsche Weichenstellung auf Jahre 
hinaus. Die Gesundheitspolitik wird damit 
auf ein falsches Geleise abgedrängt ,  und ddes 
in einem Lande, wo die gesundiheHliche Be
treuung der Bevölkerung in personeller und 
sachlicher Hinsicht natüdidl über die Sozial
verSicherung erfolgt, weil eben eine er
drückende Mehrheit 'in diesem L ande pflicht
versichert ist. 

Dieses Nebeneinander wird sich ebenso 
verhängnisvoll auch in der Reform der Kran
kenanstalten zeigen, der Reform des Kran
kenanstaltenwesens, für die ja der Bund der 
Grundsatz.g·es·etzgebung nach zuständig i st. Ob 

sich diese Aufgabe bewerkstelligen lassen 
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wird, wenn die KrankenversiCherung -in einer 
anderen Hand ist, möChte iCh bezweifeln. 

D as Krankenanstalten;wesen nimmt in jeder 
modernen Gesundheitspolitik eine Schlüssel
stellung ein. Es gehört natürliCh in die allei
nige Kompetenz des GesundheitsmiIüsteriums. 
Das Krankenanstaltenwesen ohne die Kran
kenversicherung in der Hand der Frau Mini
ster ist wie eine Schale ohne Kern. Im Spitals
wesen eine Mitkompetenz 'Zu schaffen, mag 
vieHeicht im Hin'bHck auf innerparteiliChe 
Differenzen und auf ein innerparteiliches 
Kraftemess-en eine salomonische Lösung dar
stellen. Für die Sache bedeutet sie den Keim 
künftiger Zwistigkeiten und spricht natürlich 
j eder Verwaltungsreform Hohn. 

Wir haben unsere Anträge im Verfassung's
ausschuß eingebracht. D aß wir sie hier nicht 
noch einmal wiederholen, meine ,sehr ge
schätzten D amen und Herren, ist nur in der 
Tatsache begründet, daß wir wissen, 'daß Sie 
sie abermals ablehnen werden. Wir gingen 
von der Uberlegung aus, Ihnen einen etwas 
komplizierten und verwirrenden Abstim
mungsmodus ersparen zu wollen. Wir sind 
uns vöUig darüber -im klaren, daß Sie aus 
innerparteilich-en Rücksichten trotz besserer 
Einsicht unseren Anträgen 'hier nicht zustim
men können. Dieser Eindruck war ja am 
D ienstag im Verfassungsausschuß sehr deut
l ich zu erkennen. 

Ich glaube, die OffentHchkeit rwar sehr er
staunt, als die desi1gnierte !Frau Minister s agen 
mußte, daß sie an -einem Gesundheitsplan 
arbeite, der im April oder Mai dieses J ahres 
fertig ,sein wird, aus dem man auch 'einige 
Ansätze für die Finanzierung erfahren wird. 
Dies ist umso erstaunlicher, als m an doch 
damit seihr deutHch von dem Humanprogramm 
abrückt, das mein Vonedner boi-er so lobend 
erwähnte, das, wie mir scheint, 1 400 Experten 
erarbelÜet haben und das man im Jahre 1 969 
einer staunenden Offentlichke'it präsentiert 
hat. Dieses Humanprogramm scheint nicht 
mehr gegenwartsnah zu sein. Es sch,eint nicht 
mehr zu V'erwerten zu sein. Auf 1 45 Seit'en 
konnte man dort alles n achlesen, was für die 
Gesund'heitspolitik und den Umweltschut'Z zu 
tun wäre. Dennoch muß die Frau 'Minisioer 
erst einen Plan erarbeit,en. 

VeTOI"dnungsmitt'el beinhaltet, lediglidJ. ein 
dürftiges Aufsichtsr,echt. Frau PI1imaToia Leodol
ter wird bestenfalls als Beobachtepin fungieren 
können. Die Kompetenz1en H egen nach wie 
vor bei sieben Ministerien und neun Landes
regierungenj dort bleiben sie auch weiterhin. 
Ich glaube, es ist ein einmai,iger Fall, daß 
ein Ministerium ausgestattet wird, das in -so 
entsCh,eidenden Fragen keine Kompetenzen 
hat. Uber eigene Kompetenzen hat ja da,s 
Sozialministerium nur im Bereiche der Strah
lengesetzgebung und der Lehensrnittelgesetz
gebung verfügt. 

Der Herr Bundeskanzloer hat in der Regie
rungserklärung die Zahl jener Institutionen, 
die sich mit Unt,ersuChung-en der Luft- und 
Wa-sserverschmutzung befassen, nämltich 46, 
erwähnt und gemeint - ISO Dr. Krei,sky -, -es 
gelte, di,e Erg,elbnisse der Unter,suchunglen 
dieser Institutionen zu koordinieren. Wie soll 
nun dies die neue Frau Ministe r  koordinieren, 
wenn sie über keinerlei Befehls'gewalt ver
fügt? 

Für die Schaffung von organisatorischen 
und rechtlichen Grundlagen, wie es in der 
Regierungserklärung heißt, für die Fragen der 
Erholungsräume, der Lärm- und Geruchsbe
lästigungen ist sie nach wie vor nicht zu
ständig. Ich glaube, da-s ist ein sehr deutlicher 
Beweis für das Auseinanderklaffen von poli
tischen Zielvorstellungen und 'sachl,iCher Reali
tät. 

Ich möchte keine Kassandrarufe ausstoßen, 
will aber doch meinen, daß ein Ministerium, 
das so wenig-e a:bgegrenzte Kompetenzen hat 
und nur über Koordinierungsfunktionen v-er
fügt, leider von Anfang an zum SCh,eitern ver
urteilt ist. 

ICh bin der 'Meinung, daß diese Mehrfach
Zuständigkeiten niCht nur im V,eI'k,e'hr mit dem 
Sozialministerium, sondern auch im Verkehr 
mit dem Wiss'enschaHsministerium Verwirrun
gen schaffen. Die Effektivität der Arbeiten 
muß trotz al'ler guten Absichten, die wir der 
Frau Minister Leodolter natürlich zubilli'gen, 
ausbleiben. 

Völlig off-en, meine se'hr geschätzten Damen 
und Herren, bleibt his zur Stunde die Frage,  
wie es s i ch  mit den 1,ebensmiUelrechtlichen 
Mitkompetenzen, die derzeit heim Sozialmini
-sterium li egen, verhält. Zum Beispie l :  Wer 
behandelt das Qualitätsklas'sengesetz und die 
Lebensm'ittelkennzeiChnung ? Wird nun der 
Herr Handelsminister allein hiefür verant
wortl:ich sein? 

Zur Frage des Umweltschutzes darf ich viel
leicht sagen, daß auf Grund der Regierungs
vorlage, die heute wahrsch'einliCh mit den 
Stimmen der SoZ'iaI.isten vera;b schi'ed,et wird, 
das neue Ministerium praktisch nur die Kom
petenzen 'h at, die vorher das Interministerielle 
Komitee hatte, nämlich keine. Das neue Ministerium, das so vielverspre

Die Koordinierungsfunktion ,ist ein gutes chend angekündigt wurde und d·em man nach 
Schla'gwort, ein Schlagwort, das aber keinerlei den Worten des Reg1ierungschefs mit ,seIhr 
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großen Erwartungen 'beg-egnen mußte, erweist 
sich nicht nur, wie dies heut-e in einer großen 
Wiener Tageszeitung sehr treffend charakte
risiert wurde, als ein "Wachhund ohne Zähne",  
sondern auch als  ein - verzeihen Sie, wenn 
ich hier einen, w.ie ich glaube, ebenso treffen
den Vergleich bringe - Wachhund, der nicht 
beißen, sondern Ibestenfalls bellen kann. (Leb
hafte Zustimmung bei der avp.) 

Die unzulängliche Struktur und die Be
schränUmng dieses Ministeriums werden schuld 
daran sein, wenn es nicht fäih,ig ist, jene 
groß-en Aufgaben zu bewältigen, die so d rin
gend einer Lösung bedürfen. Das Sterben vor 
der Z.eit werden wir mit diesem untaugHchen 
Instrument kaum verhindern können. Auch 
die ß.ewahrung der Gesundheit wird damit 
nicht erreicht werden können. 

Der Herr Bundeskanzler 'hat mit -großen 
Erklärungen nicht gespart. Doch es kreißte 
ein Ber-g, und ein Mäuslein wurde geboren ! 
Und deshalb und nicht wegen elines Prestige
denkens, meine sehr geschätzten Damen und 
Herren, können wir diesem Ministerium nicht 
unsere Zustimmung 'geben. (Beifall bei der 
avp.) 

Präsident Dr .  Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Dr. Scrinzi. Ich erteile 
es ihm. 

Abgeordneter Dr. Scrinzi (FPO) : Herr Prä
sident ! Meine Damen und Herren! In 'fort

Bekenntnis zu diesem Ministerium an sich 
abgelegt worden - für die Lösung im Rahmen 
eines eigenen Ministeriums entschieden. 

Wenn wir trotzdem nein sagen, so lliegt 
dies einfach daran, daß dieses Ministerium 
durch diese Vorlage nicht mit jener Mindest
sUibstanz ausgestattet -werden soll, die not
wendig wäre ,  wenn dabei in absehbarer Zeit 
auch Er-folge herauskommen sollen. 

Es ist schon darauf hingewiesen worden ,  
daß e in  ganz wichtig'er Pfeiler der Gesund
heitspol,itik, die Krankenversicherung, von 
vornherein aus der Kompetenz ausg-ek'lammert 
bleibt. 

Wenn man zur Rechtfertigung dieser Unter
lassung den hochgeachteten Verfassungsjuri
sten und großen akademischen Lehrer Profes
sor Adamovich bemüht, dann muß ich 'be i  
allem Respekt vor diesem Gelehrten hier 
sagen: In diesem Punkt ist Professor Adamo
vich nicht mehr zeitgemäß, denn es  besteht 
doch gar kein Zwej.fel dar an, daß die Kranken
versicherung, sosehr sie natürlich wirtschafts
politische Aspekte hat, pl1imär eine gesund
helitspolitische Funktion -erfüllen muß,  'der das  
andere untergeordnet ist. Denn wollte man 
das anders verstehen, dann müßten Sie sehr 
viel weiter gehen, dann müßten Sie ja  dies e  
n a ch  Adamovich wirtschaftspolitische Einrich
tung beim Handelsministerium und nicht beim 
Sozjalminister,ium ressortieren lassen. 

setzung des Monologs, den zunächst die Oppo- Hier scheint mir also doch etwas geschehen 
sition bei diesem Geg,enstand führen muß, zu sein, was man in Abwandlung eines ge
darf i ch auf den bisher -einzigen Redner der flügelten lateinischen Wort-es als "Fiat con
Regierungspartei ,  den He-rm Kollegen Doktor s titutio , pemat homo !" bezeichnen könnte ,  
Reinhart, zurü�kommen. Herr Dr. Reinhart !  also : Hauptsache, die Satzung ist g-ewahrt, 
Ich darf Ihnen versichern: Es fällt gerade mir : auch wenn der Mensch da'bei zugrunde geht ! 
als Arzt nicht leicht, das Nein, das mein ! Dieses an sich ehrenwerte Denken de r  
Parteifre�nd Dr. Broe-sigk'e als J�rist hez�e- Juristen, das zur ,gegebenen Zeit und am 
hungswelse Verfa�sungsrechtler 

,
dleser Regle- g-egebenen Ort sicherlich am Platze ist, kann 

rungsvorlage ertellen mußte, wlederholen zu aber nicht angewendet werden, wenn wir  
müssen. uns mit der kritischen Situation - ich sage 

Es i st keineswegs -ein Standpunkt der Oppo
sition um der Opposition wiBen. Ich darf dazu 
anführen: Wenn Sie sich die Mühe nehmen, 
die stenographischen Protokolle durchzublät
tern - ich mute Ihnen aber das gar nlicht zu, 
denn für so weltbewegend halte ich die ganze 
Vorgeschichte nicht -, werden Sie finden, daß 
seite n s  meiner Partei von dieser Stelle aus 
wie'de:r1holt die Koordinierung und die Kon
zentration der gesamten gesundiheitspoliN
schen Ag-enden schon in der Zeit der OVP
Alleinregierung g-efordert worden sind. Wir 
Heßen es damals offen, ob man eine solche 
Maßna'hme im Ra-hmen eines Staatssekreta-

das ohne Schwarzmalerei und ohne Hysterie 
erzeugen zu wollen -, -in der wir uns be
finden, heschäfUgen. Es geht dabe,i darum, 
durch zukunftsweisende Maßnahmen Gefahren 
nach Möglichkeit a:bzuwenden und eing-etre
tene Schäden in absehbarer Zeit zu behehen. 

Es ist natürlkh wenig .befriedigend, wenn 
unter anderem anscheinend im Sinne eines 
ersten Ablenkungsmanövers auf das kom
mende große Kompetenzgesetz verwies-en 
wird, :in d-em sich die Re-gierung endlich dazu 
aufraffen will, den Kompetenztatbestand des 
Umweltschutzes einmal zu definieren. 

riats oder im Rahmen eines eigenen Minist-e- Da man sich seit Jahren mit dieser Frag e  
riums vollziehen soll. Wir hatten uns schließ- beschäftigt -hat und anläßlich der Wahl ein 
lich - und damit 'ist ein grundsätzliches Humanprogramm vorgelegt hat, müßte m an 
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annehmen können, es wäre die Zeit der daß wir uns daranmachen, diese unfort
definitorischen Diskussion lange genug ge- schrittlichen Nebenprodukte des Fortschritts 
wesen und man könnte jetzt aus den ge- beiseite zu räumen, wenn wir nidlt von ihnen 
wonnenen Erkenntnissen Konsequenzen zie- e ines Tag·es aufgefressen und vernichtet wer
hen, die uns in die Lage versetzen, auf diesem den wollen. 
Ge�biete zu handeln. Aber handeln, Frau 
Bundesminister, werden Sie gerade auf dem 
Gebiete des Umweltsmutzes nicht können. 
Sie �haben sich in Ihr,en Ausführungen in den 
"Salzburger Namrichten" vom 20. 1 .  1972 in 
einem groben Irrtum befund·en, wenn Sie 
meinten, daß dem Bundesministerium für Ge
sundheit und Umweltsmutz zwei Arten von 
Aufgaben zukommen, nämlidl die Vollziehung 
der Ihnen auf dem Gebiete des Umweltsdmt
zes übertragenen Aufgaben und zum anderen 
die Koordinierungsauf.gahen. 

Man kann diese Regierungsvorlage von 
vorne nach hinten und von hinten nach vorne 
l esen, und man wird keinen einzig·en Hin
weis auf 1rgendeinen Tatbestand finden, wo 
Sie mit der Vollziehung in Umweltschutz
agenden 'betraut sin1d. Ich muß Ihnen das 
sagen, weil ,ich annehme, daß Sie selbst über 
diese Tatsache nicht glücklich sind. Was die 
Umweltschutzkompetenz,en anlangt, müßte 
man ja eigentlich sagen : Es list das 'ein Kom
petenzgesetz zum Smutz,e des Herrn Sozial
ministers, aber nicht zum Schutze der Umwelt 
geworden ! (Heiterkei t und Beiiall bei FPO 
und OVP.) 

Frau Dr. Hubinekl Sie haben ganz zu Recht 
eine ganze Menge von Unterlassungen ange
führt. Eine haben Sie vergessen. Im ursprüng
lichen Entwurf hatte man zwar der Frau 
Bundesminister und Primaria die Kompetenz 
für die künstliche Besamung der Haustiere 
zugebill igt, aber nicht Idas Deckungsgeset,z 
- also nicht das Bedeckungsgesetz - für 
die finanZliellen Mittel, die sie für das Gesamte 
braucht . Das wurde vergessen, und es mußte 
im Ausschuß durch ,einen Antrag des Herrn 
Dr. Fisdler korrig�ert 'Werden. Alles das deutet 
doch sehr darauf hin, daß es hier entweder 
an Zeit und Sorgfalt gefehlt hat oder, was 
wahrscheinlicher ist, daß es erhebliche perso
nelle und innerparteiIich-e Schwi,erigkeiten 
waren, die am Ende dies·en recht unbefried,i
genden Gesetzesantra'g zur Folge hatten. 

Meine Damen und Herren! Ich will nicht 
wiederholen, was ich ,gerade als Arzt von 
dieser Stelle aus oft genug gesagt halbe und 
was ,Frau Dr. Hu'binek Iheute wieder erwähnt 
hat. Die Situation ist keineswegs harmlos. 
Es ist wirkLich so, daß wir in unserer Fort
schrittswundergläubigkeit die unfortsdlritt
lichen Nebenwirkungen des Fortschritts durch 
J a1hre, um nicht zu sagen durch J ahrzelhnte 
verdrängt haben und daß es höchste Zeit ist, 

Diese lelbensfe'indlichen, diese mensdlen
feindlich·en Nebenerscheinungen des von uns 
so glordfizierten Fortschritts sind fast auf allen 
Gebieten wirksam. Es sind Strukturen, die 
über lange Zeiträume hinweg dodl einig·er
maßen biologisch verträglich waren, z·erschla
gen worden, ob das nun im Bereich. des 
Wohnungs- und Siedlungswesens, im Bereich 
der engeren soziologischen Struktur der Fa
milie und so weiter ist, oder ob ·es letzten 
Endes in der unmittelbaren Auswirkung auf 
die Gesundheit j edes einz·elnen und die Volks
gesundheit insgesamt ist. Es ist wirklich mehr 
als Gefahr im Verzug. 

Wir hahen uns immer dazu hekannt, daß 
der Mensch letzten Endes das Maß aller 
Dinge sei, daß ein 'Gemeinwesen mit demo

kratischer Verfassung den Menschen in den 

MiUelpunkt seiner pol<itischen Anstrengungen 

zu stellen habe, aber wenn wir redlich sind, 

müssen wir doch zugeben, Idaß wir in den 

letzten J ahrzehnten allzusehr Produktion und 

Produktionsziffern, Wachstumsprozente und 

die Ziffern des zune'hmenden materiellen 

Wohlstandes im Auge gehabt 'hahen und uns 

von ihnen faszinieren 1ießen, daß wir aber 

übersehen haben, daß wir im Zuge dieses 

Prozesses, Fortschritt genannt, unsere Welt, 

unsere Umwelt im weitesten Sinne des Wor

tes, die matefi.elle , a�ber auch die psychische, 

gefä'hrLich verändert 'haben untl daß wir zum 

Teil nicht mehr ,in einer Umwelt, sondern in 

einer U n welt leiben. 

Um nun die aus dieser U n welt auf uns 
einwirkenden Schädlichkeiten und Gefa'hren 
erfolgreich abzuwenden, i st das Instrumen
tarium, Frau Bundesminister, das man I'hnen 
mit diesem Gesetz in die Hand 'g·egeben hat , 

unzureichend, und unser Nein ist nicht der 
Protest gegen das 'Ministerium als solches, 
sondern unser Nein ist der Protest dagegen, 
daß eine ganze Reihe auch von Thnen erkann
ter sadÜ'icher Notwendi'gkeiten personellen 
Uberlegungen geopfert wurden. 

Ich komme dabei noch einmal auf das Thema 
der Krankenversicherung. Wir sind umso be
sorgter, daß sich �hj.er der Herr Vizekanzler 
und Sozialminister oder vielleicht auch die 
Gewerksdlaft durchgesetzt haben, als in den 
letzten Wodlen Töne aus Idieser Richtung 
gekommen sind, di'e uns mit Unru'he erfüllen. 

Wäihr·end wir geglaubt haben, im Laufe 

des vergangenen J alhres feststellen zu können, 

daß auf se,iten der Sozialistischen Partei di e 
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Bereitschaft bes teht, einen .gewissen histor4-
schen Ballast abzuwerfen, den Sie auf diesem 
Gehi-et noch mits chleppen - ich bin dabei der 
letzte, der Ihre ge schichtlichen Verdienste auf 
diesem Gebiet in Abr-ede stellt, aber wlir 
mußten in all d en Jahren feststellen, daß e s  
nicht möglich w a r ,  in die Diskussion über 
eine konkrete R eform dieser Binrichtungen 
einzutreten; ich d arf hier das Wort "Reform" 
trotz der Bedenken des Herrn Dr. Kohlmaier 
verwenden -, während WIÜ also im letzten 
Jahr den Eindruck gehabt haben, daß einzelne 
Sprecher der Sozialistisch'en Partei durchaus 
di&kussionsbereit waren, daß die Notwendig
keit einer Reform vom Grun'de her erkannt 
wurde, hör-en wir nun, daß man die hier 
anstehenden Probleme mit einer Dynamisie
rung -der Beitrags l eistungen lös-en will.  

Ich glaube, das i st keine Lösung. Im Gegen
teil, wenn mit e iner solchen Dynamisierung 
die unmittelbare und fortgesetzte Verantwor
tung und Kontroll e  aus diesem Hohen Haus 
in das Ministerium gerückt wird und man 
nur mehr im VeroJ1dnungswege feststellen 
kann, um wieviel  dynamisiert wird, so besteht 
die Gefahr, daß man sich der Reformdiskussion 

wurde schon genannt, auch die Bundesrepublik 
ist auf dem Wege, gleiche Maßnahmen zu 
treffen - fo lgen. Wir sollten hier wirklich 
dieses im w ö rtlichsten Sinn vitale und exi
stentielle Recht des modernen Menschen ver
ankern, wir sollten seinen Anspruch auf eine 
gesunde ode r ,  sagen wir etwas bescheidener, 
auf eine mög lichst gesunde Umwelt wirklich 
als eines seiner Grundrechte verankern. Denn 
aller Wohlstand, aller Fortschritt, alles, was 
ihm heute d i e  moderne Technik bietet, wird 
er nicht genießen können, wenn ,in gleim,em 
Maß die Welt, in der er l�ebt, für ihn 
unlebenswert wird. 

Die nächste Konsequenz einer solchen 
Maßnahme w äre die, daß wir dann in die 
Bundesverfas sung alle jene Kompetenzen klar 
einarbeiten, die sich zur Sicherung dieses 
Rechtes der Menschen und Bürger unseres 
Landes als notwendig erweisen. 

Ich bringe daher einen E n t s c h i i e
ß u n g s a n  t r a g der Abgeordneten Doktor 
Scrinzi, Dr. Broesigke und Genossen, der 
lautet : 

Der Nationalrat wolle beschließen : 

nicht stellen, daß man diesen notwendigen Die Bundesregierung wird ersucht, ehest 

Maßnahmen ausweichen wird,  weil eben die die erforderlimen Gesetzesvorlagen zur 

Abgänge durch eine solche Maßnahme der Verbesserung und Modernisierung der 

Dynamisierung d e r  B eiträge abgedeckt werden österreichischen Rechtsordnung auf dem 

können, weil m an der Sorge enthoben ist, Gebiete d e s  Umweltschutzes dem National-

dem Hohen Hau s gegenüber von seiten der rat vorzulegen. 

Regierung Rechenschaft legen zu müssen, Ich bitte, d iesen Antrag in die Beratungen 
warum immer und immer wieder die be- mit einzubezi ehen und darüber abstimmen zu 
trächtlichen Mittel ,  die alle zusammen auf- lassen. 
bringen müssen, nicht ausreichen. 

Das erfüllt uns mit doppelter Sorge, weil 
damit dieses im gesundheitspolitischen Inter
esse, nicht nur i m  Interesse der finanziellen 
Sanierung - wenn ich hier Adamovich 
folge - gelegene Reformwerk wiederum auf 
nicht absehbare Zei t  vertagt ersmeint und ein 
wichtiger Pfeiler der Gesundheitspolitik 
morsch und brüchig bleibt. 

Noch viel tragischer ist die Situation bei 
den Umweltschutzkompetenzen. Von meinen 
beiden Vorrednern von der OVP ist das 
schon in groben Zügen ausg'eführt worden,  
und ich möchte m i ch  hier nicht allzu lange 
wiederholen. Ich glaube aber, daß wir uns 
mit einem Entschließungsantrag, den im 
namens meiner Partei hier einzubringen be
absichtige, doch e i ne r  sehr wichtigen S ache 
zuwenden, nämlich der Notwendigkeit, das 
Recht auf Umwelts chutz im Grundrechtskata
log zu verankern. 

Auch hier brauchen wir nicht Pionierarbeit 
zu leisten, hier s ollten wir dem Beispiel 
anderer westli cher Länder - die Schweiz 

Meine Damen und Herren ! Mit Recht ist 
zuvor eine Zeitung zitiert wopden, die davon 
spricht, d aß m an mit diesem Ministerium einen 
"Wachhund ohne Zähne" geschaffen habe. 

Meine Courtoisie erlaubt e s  mir nicht, bei 
diesem Vergl,e ich zu bleiben. Frau Bundes
minister, Sie haben so wenig Ähnlichkeit mit 
einem Wachthund, ich möchte daher ein ande
r-es Beispiel h eranziehen. Ich glaube, Frau 
Bundesminister,  man hat Ihnen hi,er eine 
Scheinschwangerschaft zugemutet (Heiterkeit), 
und ich fürchte ,  das, was im Endergebnis auf 
die Welt kommen wird, wird sehr wenig 
lebensfähig sein. 

Ich kann Ihnen versichern : Wir werden 
uns im weiteren Verlauf der Entwicklung 
Jederz-eH bereit und bemüht z'eiogen, diese 
Ihre vömg unzureichenden Kompetenz-en zu 
erweitern. Es wird natürlich sehr auch auf Sie 
selber ankommen, wieweit Sie bei der Kon
frontation mit der elenden Wirklichkeit, �n 
die Sie dieses Gesetz -stellen wird, in der Lage 
s-ein werden, wirklich die Zähne zu zeigen 
und dem Herrn Vizekanzl-er zu beweisen, daß 
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er von der Gleichberechti,gung der Frauen 
zu Unrecht nicht allzuviel hält, da er Sie 
absolut in entscheidenden Dingen in AJbhän
gigkeit gehaUen hat, anstatt Ihnen ganz klar 
die Ihnen zustehenden Alleinkompet,enzen zu 
Ü'berge,ben. 

Vorerst also kann ich namens der Freiheit
lichen Partei nur folgendes sagen: Sie halben 
ja Gott sei Dank eine Kompetenz behalten : 
da-s ist die Kompetenz für das Leimen- und 
Bestattungswesen. (Heiterkeit bei der avp.) 
Tragen Sie dieses Gesetz möglichst bald im 
Rahmen einer Leiche dritter Klasse zu Grabe 
und versuchen Sie, im Rahmen der ange
kündigten 'großen Kompetenz -wiI1klich Ihre 
Kompetenzen so auszuweiten, daß Sie in die 
Lage versetzt werden, die großen Angelegen
heiten der Gesundheitspolitik und des Um
weltschutzes im Interesse ,Osterreichs wirksam 
zu vertreten. (Beifall bei ,der FPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Der von den Abge
ordneten Dr. Scrinzi und Genossen einge
brachte Entschließungsantrag ist genügend 
unterstützt und steht daher mit in Verhand
lung. 

Zum Wort gemeldet ist der Abgeordnete 
Dr. Blenk. Im erteile es ihm. 

daß die Regierungsvorlage, bevor sie vom 
Ministerrat beschloss'en wurde, e'inem soge
nannten -Begutamtungsverfahr-en unterworfen 
wurde, allerdings einem Scheinbegutachtungs
verfahren, dessen Ergebnis zweifellos in kei
nem Punkt Niedersmlag gefunlClen h at. 

Wie sChlecht diese ganze Vorlage voI'bereä
tet wurde und wie unvertraut damit im Grunde 
die gesamte Regierungspartei ist, mit Aus
nahme V'ielleicht - des smon mehrfach erwähn
ten starken Mannes - zumindest in diesem 
Fall starken Mannes - der Regierungspartei, 
nämlich des Vizekanzlers, da'5 erhellt daraus, 
daß noch am Tag der Behandlung dieser 
Regierungsvorlage im Verfassungsausschuß 
seitens der Regierungsfraktion ein AJbände
rungsantrag vorgebracht wurrle, der eine völ
lige Neufassung des  gesamten Gesetzes zum 
In'halt haUe, ganz zu schweigen davon, daß 
d,ie finanzgesetzliChe Regelung seinerzeit über
haupt -vergessen wurde. 

Meine Damen und Herren! Das nur zum 
Beweis für das, was wir schon lim Ausschuß 
gesagt haben, daß es hier nämlich um eine 
'sicherlich aum auf Differenzen in der SPO 
sel'bst zurückg,ehende, echt unvorbereitete 
Husch-Husch-Metlhdd-e geht. 

Abgeordneter Dr. Blenk (OVP) : Herr Prä- Wa-s herausgekommen 'ist, wurde heute 
sident! Hohes Haus ! Meine sehr ve_rehrten schon hinreidlend darg-etan. Ich mödlte es so 
Damen und Herren! Es ·ist einigermaßen über
raschend, daß nunmehr der sechste Spredler 
zu dieser Regierungsvorlage der fünft-e Spre
cher  der Oppositionsparteien ist ; das wurde 
von meinem Vorredner schon erwähnt. Ich 
meine, daß dies kein beson1derer Beweis damr 
ist, daß diese Regi,erung,svorlage und damit 
das Rudiment von 'Ministerium, das heute 
zum Leben erweckt werden soll, sich -in Krei
sen der Regierungspartei selbst besonderer 
Liebe und Unterstützung erfreut. Dabei ist 
festzustellen, daß der Sprecher der Re'g,ierungs
partei Dr. Reinhart in -seiner Vorlesung doch 
einiges gebracht hat, was idem ernsten Bemü
hen der Oppositoionsparteien nicht g-eremt 
wird. Er hat, nachdem er zunächst in Ibarocker, 
pl<i,stischer Form die Zukunft heraufbeschwo
ren und g-emalt hat, nachdem er einige, wie 
wir hörten und wlissen, höChst umstrittene 
und bestreitbare Thesen über die Gesamtpro
blematik der Sozialversicherung aufg-estellt 
hat ,  schlußendlich gemeint, daß das alles, was 
Mer vorliege, nur aus der kleinkarierten und 
destruktiven Haltung der Opposition heraus 
abgele'hnt werde. 

Meine Damen und Herren! So kann m an, 
glaube ich, mit den nun sowohl in den Aus
schüssen als auch heute 'hinlänglich dargeta
nen Bedenken denn doch nicht umspringen. 
Es wurde schon von Vorrednern dar-getan, 

umsdlreiben : Es ist niCht mehr und nidlt weni-
ger als eine Alibiaktion für etwas, von dem 
man weiß, daß es einerseits zwar in der Sache 
sehr wes-entlidl ist, daß -es ein e  der ganz gro
ßen Zukunftosauf.galben unserer Gesellsdlaft ist, 
das Problem Gesundheit, das Problem Um
weltschutz, daß es alber darüber hinaus ja 
nicht etwa ,in angestammte Redlte' eingreifen 
darf. Es ist ·eine Ali'biaktion, die in Wider
spruch nicht nur zu den Notwendigkeiten die
ser Materien steht, sondern die auch in 
einem sehr bedauerlichen oder zumindest 
bedeutsamen Widerspruch zu dem eigenen 
Humanprogramm der SoziaHstischen Partei 
steht. 

Ich darf hier nur in Erinnerung rufen, daß 
man in dem mit großem Pathos verkündeten 
Programm, in dem man die Zukunft di-eser 
Ges'eUsChaft vorauszeichnen . wollte, davon 
-gesprochen hat, -daß alle Bere-iche der Gesund
helÜspolitik verwaltungsgemäß zu vereinigen 
seien, daß alle Kompetenzen des Gesundheits
wesens und so weit-er einem neuen Ministe
rium -einzuverleiben wären. W-enn wir dem 
g,egenüberstellen, was heute vor uns liegt, 
dann möchte ich doch meinen, daß aUe die 
bereits vorg-etraogenen Bedenken und Einwände 
mehr als berechtigt sind. 

Meine sehr verehrten namen und Herren ! 
Es .ist auch interessant, wenn man die Äuße-
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rungen, die seitens verschi-edener Regierungs
mitglieder zu diesem ganzen Projekt im Laufe 
der letzten Monate abgeg-elben wurden, ver
gleicht. 

Die Frau Minister Leodolter, die heute nun 
gewissermaßen ihr Gewand umgehängt be
kommen soll - ihr klein e s  Gewand; ich wül 
hier dieses Mini-Ministerium mit dem Mini 
jetzt nicht noch weiter abwandeln -, hat sich 
dazu schon ein'ig,e Male geäußert. Ich glaube, 
daß sie das nicht zur allgern'einen und siCher
lich auch nicht zur reinen Freude ihrer Par
teifreunde getan hat. Denn da,s, was dort 
gesagt wurde - Frau Minis ter, Sie mögen mir 
verzeihen, wenn ich das so ausdrücke -, 
klang so konzeptlos, so absichtsolos und so -
ich würde sagen - nadldruckl05, daß es 
schon etwas bedenkHch ist. 

Ich habe hier einige Auszüge aus verschlie
denen Interviews vor mir, die sich zum Teil 
zeitlich sogar seltsam übelTschneiden. In der 
"Wochenpresse" vom 10 . November 1 971  ist 
eine NoHz erschienen, worin Sie s'Üh, Frau 
Minister, offensichtlkh mit dem Kompetenz
umfang Ihres neuen Resso rts auseinander
gesetzt hahen. Sie haben damals gesagt: Wenn 
man mir den Gesetzentwurf vorle'gt, dann 
werde ich sehen, ob er so i s t ,  wie ich ihn filir 
vorstelle.  

Nun war es eine gewisse Tück,e tier Zeit
abwicklung und des Zeitnblaufes, daß am Tag 
zuvor, nämlich am 9. November 1 97 1 ,  ,ein 
Interview mit rhnen erschienen o1st. Auf die 
Frage : Frau Minister I Wie st,eUen Sie sich zu 
den sich nun a1bzeiclmenden Kompetenzen 
Ihres künftigen Ressorts? Sind Sie also zufrie
den mit ]hren Kompeten�en?,  haben S.ie laut 
ORF-Interviewband wörtlich gesagt: Ja, ich 
bin zufri-eden. 

Ich möchte gar nicht auf die Tra'gikomik 
dieser heiden Daten eingehen, sondern nur 
festhalten, daß Sie offen/bar mit dieser Mini
Ausstattung eines in der S ache so bedeut
samen Ressorts zufrieden und einverstanden 
sind. Ich möchte dazu - es wurde heute 
schon einige Male der "Kurier" vom heutigen 
Tage zitiert - nicht d en "Wachhund" zitrieren. 
Mir scheint aher in diesem Zusammenhang 
eine Uberschrift etwas si,gnifikanter zu sein, 
die heißt: "Selig sind die Sanftmüt1igen" . Di,e 
Sanftmut, Frau Minister, die Sie hei der Be
handlung dieser ganzen Materi'e an den Tag 
gelegt haben, ehrt Sie zwar als Frau. Es geht 
aber hi-er nicht darum, wie charmant oder 
sanftmütig Sie bezüglich der Ausstattung Ihres 
Ministeriums sind, das für Sie zweifellos 
- ganz gleich,  wi'e es ausfällt - einen -ganz 
respektablen Zuwachs 'bedeutet, sondern es 
geht darum, wie diese lebensentscheidenden 

Materien der künftig-en Gesellschaft geregelt, 
behandelt und umliissen werden. (Zustimmung 
bei der OVP.) 

Genau unter diesem 'Motto "Selig sind die 
Sanftmütigen" möchte ich einen Passus aus 
einem ORF-Interview wiedergeben, das Sie 
vor zehn Tagen, am 1 1 .  Jänner, gegeben 
haben. Sie meinten damals zum Thema etwa 
der Abgrenzung des Gesundheitsschutzes zur 
Krankenversicherung : M'eine Sache - und das 
hat der Kanzler ziemlich deutl1ch ausge
drückt - ist, die gesundheitspolibische Seite 
dieses Konzeptes auszuarbeiten. Er, der Herr 
Bundeskanzler, wollt,e eigentlich nicht, daß ich 
von der finanziellen Seite zu stark beein
flußt bin, sondern ,er hat gemeint, das F,inan
zieHe wird man immer in Verhandlungen mit 
dem Finanzminister beraten. 

Sehen Sie, das sind die Sanftmütigen, die 
letztlich verhindern - Frau Minister, das �st 
leider ein Ülber die Courtoisie hinausg-ehender 
Vorwurf -, daß man h ier zu einer sachlichen 
Lösung kommt. 

Wie .gchaut es mit der Finanzi,erung all di'e
ser Ang,elegenheiten aus? Wo kommen denn 
di'e Mittel her? Ich darf d aran ,erinnern, daß der 
Herr Bundeskanzler in einem ORF-Interview 
vor wenigen Tagen gemeint hat: Wir werden 
die Mittel, die beispielsweise aus der Erhö
hung der Preise der Tabakwaren und der 
Alkoholika kommen, ,da'zu venwenden, um die 
Gesundlheitspolitik mitzufinanzieren. Zumin
dest, meinte -er, die erste ,Etappe. 

Frau Bundesminister ! Sie haben damals 
nicht mit'gestimmt, weil Sie keine Abgeord
nete dieses Hohen Hauses sind. Ich fage aber 
mich und frag,e die Fraktion der Linken: Wenn 
dem schon 'so ist, w arum haben Sie denn 
seinerze.it im Rahmen der ,Burlgetde'batte 
dagegeng-estimmt, al's seitens unserer Fraktion 
ein 'Entschließungsantra g  vorgelegt wurde, 
der das vorgesehen hat, was tier Herr Bundes
kanzler dann offensichtlich �ur Beruhigung der 
Off,entlichkeit und verschiedener Stimmen 
auch in seiner Partei g-eme>int hat, daß nämlich 
diese Mittel, die zusätzLich aus den Erhöhun
gen der Preise bei Tabakwaren und so weiter 
hereinkommen, auch tatsächlich zweckgebun
den für die Gesundheitspolitik verwendet wer
den? - Die Sozialistische Partei hat 'dag,egen
ge,stimmtl 

Ich frage, ob der Her r  Bundeskanz'ler mit 
seinen Erklärungen mehr will als -eine Be
schwichtigung oder Irreführung d,er 'breiten 
Masse .  Sovi-el zum Thema Gesundheitsschutz. 

Nun möchte ich einige Uherle-gungen zum 
Thema Umweltschutz anstellen. Es ist eine 
ganz absonderliche Geschichte , wenn man die 

1 1 1  
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Entwicklung dieser Regierungsvorlage in die- Ebenen unserer föderalistischen Staatsstruk
sem so entscheidenden Bereich verfolgt. Ich tur hineinwitkt. Das hat aber nichts damit 
kann nicht um!hin anzunehmen, daß man mit zu tun - ich wiederhole das -, daß man 
der Anführung dieses Be-gl1iffes im Titel des diesen Begr,iff eben nicht 'so klar zu umschrei
Ministeriums und auch lim Wortlaut Ider Re- ben hätte, daß man weiß, was man damit 
gierungsvorla-ge beziehung,sweise des Abände- meint. Man kann auch hier zur näheren Illu
rungsantrages der Regierungspartei sich tat- stration eine s-ehr wertvolle Anleihe /bei die
sächlich nur -ein Alibi verschaff-en wollte. Es sem Gutachten des Verfassungsdienstes im 
ist in der ganzen Regierungsvorlag-e etwas Bundeskanzleramt machen. 
nicht enthalten, was 'seitens unserer Fraktion 
von Anfang an immer ver-langt wurde, näm
lich eine Umschr-eibung dessen, was man damit 
meint. 

Nun komme man nicht damit, wrie es der 
Herr Kollege Dr. Fischer im Verfassungsaus
schuß getan hat, daß man uns sagt : Meine 
Herren ! Dann bring-en ehen ISi,e eine Defind
Non! 

Meine Damen und Herren ! Erstens möchte 
ich hier etwas wiederholen, was schon ver
schiedentlich 'gesagt wurde : !Es ist nicht dde 
AufgaJb.e der Opposition, Gesetze zu machen. 
Die Opposition hat auf Mängel un1d Fehler 
hinzuweis-en, sofern solche Ibestehen. 

Aber man kann auch nicht eliwidern (Abg. 
Dr. R e i n  h a r t: Da ist der Withalm anderer 
Meinung!), eine Umschreibung sei nicht mög
lich, denn d a  möchte ich sehr wohl auf ein 
- 'ich nehme an - auch J1hnen erst gestern 
zugegangenes Gutachten des Verfassungs
dienstes im Bundeskanzleramt verweisen. Die
ses Gutachten ist -sehr interessant. Ich hätte 
mir vorsteHen k önnen, daß vielleicht einiges 
- wer weiß, ob ,es gefruchtet hätte - lin der 
Reg,ierungsvorlag'e etwas sinnvoller und kon
kreter formuliert worden wäre , wäre man 
bereits im Besitz-e dieses Guta-chtens gewesen. 

Eines geht j edenfalls daraus seihr klar her
vor, daß nämlirn der Be'griffsumfang des an 
sich noch in 'keiner Verfassung festgelegten 
BegI1iffes "Umweltschutz" sehr wohl definier
bar ist, wie zum Beispiell in der Empfehlung 
562 des Europarates, die QJ.ier -einen durchaus 
brauchbaren und anwendbaren Urnsd:uei
bungsrahmen für all da's ge-bracht und ange
gelben hat, was man unter UmweltsChutz ver
steht. Zusammeng,efaßt versteht man da'runter 
etwa all das - ähne auf die DetaHs einzu
gehen, die Sie selber naChlesen 'können -, 
was zum Schutz der Gesundheit der Menschen 
notwendig wird. Das greift zweHellos in viele 
Bereiche hinein. 

Nun ist es richtig, daß der Umweltschutz 
naturg,emäß eine - wi-e es auch verrfassungs
rechtlich genannt wird - sehr komplexe Ma
terie ist. Es ist eine Materie, die nicht nur in 
sehr viele Ressorts hineingr-eift, sondern die 
auch vertikal ges-ehen in die verschiedensten 

Auch das ist einer der Gründe, warum wir 
leider Gottes diesem Rudiment einer Regie
rungsvorlage und eines sogenannten Mini
steriums keine Zusage erteilen können. 

Wir haben im Verfassungsausschuß unteI 
anderem auch beantragt, daß man einen Art�
kel aufnehmen möge, der etwa e-ine Bestim
mung zum Gegenstand hat, nach der die Wahr
nehmung der im Artikel 1 5  der Bundesver
fassung vorgesehenen Aufskhtsrechte für die 
in die-sem Hundesges-etz geregelten Angele
genheiten dem Bundesministerium für 
Gesundheit und Umweltschutz zusteht. 

Auch das, Frau Bundesminister, wäre eine 
wesentHche Aufgabe, die gar nichts mit einer 
Verschiebung der Kompetenzen, sondern ledig
Ech mit einer Wahrung older Konzentrierung 
der Aufsichtsrechte für d'en breiten Bereich 
des Umweltschutzes in den na-chgeordneten 
Ebenen zu tun hätte. Aber nichts dergleich,en 
ist geschehen. 

Das alles sind Fragen, vor denen wir mit 
Uberraschung und Verwunderung stehen. 

Ich meine auch, daß [)r. Fische'r :im Verfas
sungsausschuß um-echt hatte, wenn er zur gan
zoen 'Fra-ge der Festlegung des Umweltschutzes 
meinte : Wir können nun eben keinen neuen 
Kompetenztatbestand aufstellen. 

Darum geht es ja  nirnt. Das habe ,ich hän
reichend dargetan, glaube ich. Es geht ledig
lich Idarum, aus den ver-schiedenen Bereich-en 
der heutigen Verwaltung in aUen Ebenen, vor 
allem in der Bundesebene, jene Bereiche 
herauszuschälen oder zumindest zu umschrei
ben, die eben unter -einen zu definierenden 
Begriff Umweltschutz fallen würden. 

Nun komme ich zu -einem besonders krassen 
Punkt, dessen Inhalt, iCh muß schon sagen, 
einer jener dauernd .wiederkehrenden Wider
sprüche ist, denen wir lbei rlen ve_rschiedenen 
Ressortgründungen mellufach begegnen. 

Meine Damen und Herren! Wir hahen -schon 
seinerzeit, als wir das Ministerium für Wis
senschaft und Forschung -gegründet halben . . . 
(Widerspruch bei der SPtJ.) Ich -gebe diese 
Kompetenz -gern der Regi,erungspartei ab, Herr 
Kollege, in Zusammenarbeit mit der kleinen 
Opposi tionspartei. 
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Ich wollte sagen : Al s das Hohe Haus dieses 

Ressort beschlossen hatte, haben wir auch 
darauf verwiesen , daß die Kompetenzen aus 
einem Misdlmasdl und aus einer Stückelei 
zusammengesetzt wurden, daß man aus dem 
ursprünglliehen Ministerium für Wissenschaft, 
Forschung und Kunst, weil dann auf e inmal 
das andere zu kurz gekommen wäre, die Kunst 
herausg·elöst und dem Unterrichtsministerium 
belassen hat, dann wiederum sind einige Teile 
doch zurückgekommen , weil es zu kurz gewor
den wäre, wie Denkmalschutz, Museen und so 
weiter. 

Nun kommt beim neuen Ressort eine Kom
petenzsHuat<ion vor, die schlechthin geradezu 
absurd ist. Es steht außer Zweif·eI, Hohes 
Haus, daß der ganze Bereich des Umweltschut
zes 'in Z.ukunft immer mehr zu einem wes'ent
liehen Forschungsbereich werden wird. Es ist 
daher verständlich gewesen, daß man diesen 
Bereich der Forschung für alle umweltpoliti
sdlen Fragen dem neuen Ministeflium für 
Gesundheit und Umweltschutz überträgt.  

Aber auch hier hat man Angst vor dem 
eigenen Mut. Ich würde sagen : Wenn man auf 
halbem Wege 'haltmadlen würde, wie das in 
allen ander·en Bereidlen und vor allem in dem 
der Gesundheitspolitik geschehen ist, dann 
wäre das noch eine Sache. Aber hier wider
spricht und widerlegt man Slidl selbst in einem 
Maße, das nur zu Verw,irrungen und völligen 
Kompetenzdifferen7ien führ-en muß. 

Es heißt nämlich in der Regierungsvorlage, 
d aß das neuzuschaffende Ministerium unter 
anderem aus dem Bundesikanzleramt die Zu
ständigkeit nach § 1 1  des Gesetzes StGBl. 139 
aus 1 9 1 8  auf dem Gebiete des Umweltschutzes 
übernehme. 

Das heißt mit anderen Worten: Dieses Ge
setz aus dem Jahre 1 9 1 8  behält dem Bundes

kanzler - wir würden heute sagen - die 
Koordinierung der zwisdlenministeriellen An
gelegenheiten vor. Für den Bereich des 
Umweltsdlutzes aber wird die Koordini erung 
d ies er Angelegenheiten laut § 4 Abs. 1 der 
Reg ierungsvorlage - in der abgeänderten 
Fassung ist  es, glaube ich, § 3 Abs. 1 - dem 
neuen Ministerium vorbehalten. Und dann 
heißt es im Absatz 2 des § 3 der neuen Fas
sung, der Wirkungsbereich des Ministeriums 
umfasse in dieser Sache auch die Forschung, 
allerdings unbeschadet der Komp etenz en des 
Bundesministeriums für Wissenschaft  und 
Forschung. 

Meine Damen und Herren I Außer einer un
wHligen Handbewegung des Herrn Bundes
kanzlers, die wahrscheinlidl bedeuten sollte : 
Hörts auf mit dem Blödsinn, die Sache wird 
einfach ,beschloss·en ! ,  'habe ich auf diese Frage 
in der Sitzung des Verfassungsausschusses 

keine Antwort bekommen. 

Das Ministerium für W'issenschaft und For
sdlung hat aber laut seinem KompetenZibereich 
genau dasselbe zu tun. Es 'hat nämlich die 
Zuständigkeit für die Koord,ination der For
schungsvor-haben des Bundes zur Wa1hrung 
der in allen V,erwaltungsbereichen gemein
samen Interessen . 

Was soll das nun 'heißen, meine Damen und 
Herren? 

Das neue Ministerium hat die Kompetenz 
zur Koordinierung der Forschung in allen 
Bereich-en unbeschadet d·er :bestehend-en Kom
petenz des Forschungsmini·steriums ,zur Koor
dinierung der Forschung in aUen Ber-eichen. 

Wir haben dazu einen Antrag eingebracht 
und haben gesagt , wenigstens hier  soll das 
neue Ministerium die Koordinierungskompe
tenz erhalten. Ich weiß nicht, wer sie nun 
haben wird : niemand oder beide. Man hat 
auch diesen Antrag abgelehnt . Ich gestatte 
mir zu sagen, das .ist ein krasser Unsinn, 
denn mit den Erläuterungen , mit d enen man 
mir im Verfassungs ausschuß gekommen ist, 
können Sie keinen Staat madlen. 

Der Herr Kollege Fischer hat gemeint 
- wenn ich es remt in Erinnerung habe -, 
das habe man eingeführt, dami t  es nicht zu 
Doppelfunktionen kommt . 

Aber das ist j a  die Doppelfunktion , die wir 
auflösen wollten l 

Der Herr Kollege Blecha hat dann eine 
besonders neue verfa-ssungs- und staatsrecht
liche Theorie aufgestellt. Er hat gemeint, das 
ist eben so : Wir haben 'hier eine Koordination 
in zwei ·Ebenen. Das eine ist die höhere Ebene, 
und das ander-e ist die niedrigere Eben-e. 

Ich habe weder gehört , was die ihöhere noch 
was die niedrigere Ebene ist. Albgesehen 
davon, daß ·es so etwas ·bekanntl>ich überhaupt 
nicht g-ibt, denn wenn es eine gäbe, dann 
wäre es vielleicht - C1Jber audl daran ist ver
fassung-sredltlich zu zweifeln - die vom 
Herrn Bundeskanzler übernommene Koordi

nierungsfunktion, die hier dem Ministerium 
für Gesundheit und Umweltschutz zugestan
den ist. Also lauter Dinge, von denen ich 
sa:gen muß : Hier wird der Sinn zum Unsinn. 
Hier wird das Alibi zur reinen, zur alleinige n 
Absidlt der Vorlage. «Beifall bei der OVP.) 

Meine Damen und Herren l Einer Regierungs

vorlage , mit der man mit iha�ber ,Bereitschaft 
halbe Funktionen zu einem halben Ziel hin
ordnen will ,  kann eine Opposition mit gutem 
Gewissen leider, muß ich noch e inmal sag·en, 
weil diese Belange es verdient hätten, daß 
man sidl ·Ihrer seitens der Regierungsparte:i 
ernsthafter angenommen hätte, d ie Zustim-

21. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 27 von 63

www.parlament.gv.at



1564 Nationalrat XIII. GP - 2 1 .  Sitzung - 2 1 .  Jänner 1972 

Dr. Dlenk 

mung nicht geben . Danlke. (Beifall bei der 
OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Brandstätter . Ich erteile 
es ihm . 

Abgeordneter Brandstätter (OVP) : Herr Prä
sident! Meine Damen und Herren! Es scheint, 
daß die Mehrheitsfraktion lWil1klün keine posi
tiven Argumente vorzubring,en hat. Anders 
kann ich es mir nicht erklären, daß nur ein 
einziger Abgeordneter der sozialistischen 
Fraktion gesprochen hat. 

Man kann auch nicht annehmen, daß Sie 
die Ve:r:handlungen hie-r im Hohen Haus unter 
dem Gesichtspunkt s-ehen : Wa-s geht das uns 
an? Wir werden das sowieso besdüieß.en. Wir 
ha:ben dazu überhaupt nichts mehr zu sagen. 

Ich g'lauibe , man kann <dieses Hohe Haus b-ei 
einer so wichtigen Gesetzesvorlage nicht so 
abwerten. (Beifall bei der avp.) 

Sehr 'gee,hrte Frau Bundesminister ! Sie sind 
heute schon se'hr oft ang,esprochen worden. 
Aber das -ist nun eintmal so, wenn so -ein wich
tig-es Gesetz zur De:batte -steht. 

Ich möchte gle ich zu Beginn darauf zurück
kommen, daß Sie gesagt haben, Sie sind mit 
ihren Kompetenz-en vollkommen zufrieden. 

Ich sag,e ganz ehrlich, ich habe nichts gegen 
zufriedene Damen. Ganz im Ge g·enteil .  (Heiter
keit.) 

Auch gibt e.s ein Sprichwort, das 'heißt : 
Besdl·eidenheit ist eine Zier. Das ist alles sehr 
nett. Das Sprichwort g-eht aber weiter:  Weiter 
kommt man ohne jlhr, nämllich ohne Beschei
denheit kommt man weiter. 

Das hat der Herr Vi:zekanzler lng . Häuser 
s·e;hr deutlich bewiesen. !Der war näml,ich nicht 
bescheiden und hat einfach .gesagt :  Ich lasse 
mir nichts wegnehmen l Punktum ! Aus l  

Darum ist es heute so, Frau Bundesminister, 
daß Sie sich vorwerfen lassen müssen, daß 
Sie jetzt ein Mini-Ministerium zu verwalten 
haben werden. 

In einem Zeitungsinterview haben Sie bei
spielsweise auch ge·sa·gt: W-enn es n idlt 
gelingt, die Kompetenzen zu erhalten, dann 

müßten die Probleme eben interministeriell 
geregelt werden. Da frag-e ich mich schon : 
Wozu brau<hen wir ein neues Ministerium , 
wenn die Probleme sow,ieso interministeriell 
geregelt werden müssen? 

Und nun noch eines : Es war ursprünglich 
vorgesehen, daß Sie Teile des Veterinär
wesens ühertragen bekomm·en. Das war zu 
einer Zeit vorgesehen , wo auch noch vorge
sehen war, daß Sie andere Kompetenzen eben-

fans,  zum Beispiel eben der Krankenversiche
rungen, erhalten werden. W-ie sich nun heraus
gestellt hat, daß Vizekanzle.r Häuser absolut 
nicht und unter keinen Umständen bereit dst, 
etwas abzug e,ben, hat m an I1hnen eben die 
gesamten Kompetenzen des Veterinärwesens 
übertragen. 

D as gin-g so weit, daß -zum Beispiel - wie 
schon von einem Vorredner gesagt wurde -
auch die Kompetenzen der künstlichen Besa
mung Ihrem Ministerium übertragen werden 
sollten . Dazu darf ich 'sagen : Ich bin selber 
R.inder-züchter, und ich weiß sehr genau, wie 
wichtig die künstliche Besamung ist. Nur, was 
si-e in einem Ministerium für Gesundheit und 
Umweltsdlutz zu suchen hat, kann ich mir 
beim besten Willen 'wirklich nicht vorstellen. 

Damit aber hier nicht vielleidlt fal'sche Vor

stellungen erweck.t werden und damit nicht 
vielleicht gesagt wiIxI, daß es unbedingt not
wendig war, gerad·e die Kompe-tenzen des 
Veterinärwesens ,in das neue Ministerium ein
zubauen, möchte ich doch ·einige Dinge vor
bringen, was alles besonders auf diesem Ge
bi,et bis jetzt schon geschehen i.st, vor allem 
zum Sdlutz der Konsumenten genauso wie 
natürlich auch zum Schutz der Landwirtschaft. 

Die Veterinärmedizin dient der Gesund

erhaltung von T.i-eren und ist unter besonderer 
Verantwortung für die Gesunderhaltung des 
Mensdlen bestimmt. Es Ihandelt sich hier glo
baI 9 e.s ehen um folgende Aufgahen : um den 
Gesundheitsdienst für die Tier'hestände, um 
die Seuchenbeokämpfung und VOI1beugung von 
Seuchen und um die Vieh- und Fleischb-eschau . 

Es ist sicher, daß wir von der Landwirt
schaft her natürlich auf die RentahiHtätsver-
besse rung Bezug nehmen müssen. Aber durch 
einen funktiontierenden Gesundheitsdienst, 
eine rigorose Seuchen bekämpfung und eine 
Kontrolle der Schlachttier-e in den Tierpro
duktionsstäUen ist ·es uns gelungen und ist 
es möglich, gesundheitsschädliche Rohstoffe 
und Produkte erst gar nicht in den Verkehr 
kommen zu lassen. nioe -spätere Kontrolle ist 
nämlich wesentlich mühevoller, und es ist 
nicht immer möglich und -einfach, nachträglich 
gesundheitsschädliche Substanz,en nachzuwei
.sen. Dies trifft in erster Lini,e für Imporbe zu. 
Darum muß gerade der österreichische Kon
sument be.sonders daran interessiert sein, daß 
er PrOdukte der einheimischen Landwirtschaft 
in genügendem Ausmaß bekommt. Denn es 
ist eine Tatsache, daß in den europäischen 
Ländern wohl sehr g'enaue Bestimmungen für 
die einzelnen Länder bestehen, daß man aber 
bei der Ausfuhr wesentlich weni'ger genau 
ist. Hier kann mandles pas sier·en , was bei der 
eigenen LandwirtsChaft nicht passlieren könnte . 
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Die im Vergleich zu den umH'egenden Län

dern sehr günstige Seuchenlage in Osterreidl 
und der anerkannt gute Ge'sundheitszustand 
unserer TieI1bestän'<le ist zweifelsohne auf die 
sethr enge und beispielhafte Zusammenarbeit 
zwischen dem Landwirtschaftsmini-steI1ium, der 
Veterinärverwaltung, den Landesr,egierungen 
und den Landwirtsdlaftskammern zurückzu
führen. So konnte, um nur ein Beispiel zu 
erwähnen, bereits vor 1 5  Jahren das Einzugs
gebiet der Molkerei Stainadl-Irdning lIbc
und bangfrei erklärt werden. Auf Grund der 
anerkannt guten Milchqualität ergab s,ich 
dadurch die Möglichkeit, versc.hiedene Trup
penverbände der Vereinigten Staaten mit 
österreichischer QualitätsmHch zu ver'sorgen .  
Nach anfänglichen freiwilligen Aktionen 
wurde die Tbc- und Bangbereinigung sehr 
bald auf eline breite Basis ·gestellt. Heute kön
nen wir saog·en,  daß wir in Osterreich prak
tisch Tbc- und bangfrei sind. (Präsiden t 
P r o  b s t übernimmt den Vorsitz.) 

Das hat aber auch schwerwieg·ende Opfer 
geford.ert, .sowohl von d·en einzelnen Land
wirten als auch vom Staat. Es wurden allein 
in Nied,erösterreich für die Tbc-Berednigung 
zum Beispiel 1 30 Millionen Schilling an Bun
desmitteln und 48 'MHlionen Schilling an Lan
desmitteln ausgegeben. Man kann sagen, 
wenn man weiß, welch wertvolle Zuchttiere 
Mer im Interesse der Gesundheit geopfert 
werden mußten, daß ,die Bauern zumindest 
einen ebenso hohen ,Beitrag zu diesen Leistun
gen erbracht haben. 

Und noch eines : Zur Verbesserung der Roh
milchqualität wlird neben den Babymilchbetrie
ben nach anfänglichen Versuchen se'it Jahren 
der Eutergesundheitsdienst verwüklicht. Die
ser wird nun durch ein besonders wirksames 
Hygieneprogramm unterstützt. Obwohl es sich 
dab e i  um fr·eiwillige Maßnahmen handelt, dst 
durch die bekannt gute TeamaDbeit der Erfolg 
dies er Aktion gesichert. 

Ebenso ist es auch auf dem Schwe,inese:ktor. 
So ist zum Beispiel in Niederösterreich der 
Schweineg.esund'heHsdienst schon im Jahre 
1 962 eingeführt worden. Durch die Zusammen
arheit  von Landwirtschaftskammer und Lan
desregierung wurde hier eine weH über unsere 
Grenzen hinaus anerkannte ,Einrichtung ge
schaffen. 

Sporadisch durch Fremdfutter.mittel verur
sachte Ausbrüche von Schweinepest konnten 
durch konsequentes Vorgehen immer rasch 
liquidiert werden. 

Dasselbe gilt für die Geflüg,elwirtschaft. Die 
Verordnung des Bundesministe:riums für Land
und Forstwirtschaft zur Hintanhaltung der 
W·ei terverbr,eitung der W,e,ißen Kükenruhr und 
des Geflügeltyphus - das ist die Poulorum
seuche - geht auf den 1 5. Dezembe.r 1949 
zurück. Die Hühner,pest konnte durch das Zu
sammenwirken der Vetef'inärverwaltung des 
Bundes und der Länder durch die im Tier
seuchengesetz festgelegten Maßnahmen im In
land praktisch getilgt werden. 

Warum sage -ich das aUes? Wen eine große 
Sorg'e besteht, daß die fruchtbare Zusammen-

Bei der Bangbereinigung ist es in Nieder- arbeit  aller beteiligten SteHen in Zukunft ver
österreich so, daß die Tierbesitzer rund 17 Mi!- bürokratisiert werden könnte und da·durch 
lionen Schilling aufgewendet haben, der Bund wesentlich erschwert werden würde. 
rund 1 1  Millionen und da,s Land rund 1 ,5 Mil-
lionen. 

Darum möchte ich noch eJnmal darauf hin
weisen : Dies alles ist .g.eschehen ohne Gesund
heitsministerium, dies alles ist geschehen ohne 
viel bürokratischen Aufwand, einfach aus der 
Erkenntnis heraus, daß dies·e Dinge notwen
dig sind, dadurch, daß man überall dort, 'wo 
es erforderlich w ar, zusammengeaI1beitet hat. 
Dadurch konnten diese Leistungen erbracht 
werden. 

Im Ge,gensatz zu anderen Ländern - wir 
müssen da gar nicht weit gehen, wir brauchen 
nur die Bundesrepublik Deutschland herzu
nehmen - ist es in Osterrekh auch vortreff
lich gelungen, einig·e Maul- und Klauenseuche
Ausbrüdle sehr rasch und wirksam unter Kon
trolle zu bringen. Die seit Jahren erre,ichte 
Maul- und Klauenseume-Frei'heit kommt der 
gesamte n  Volkswirtschaft und natürlich auch 
der Volks'gesundheit g·ehr zugute. 

Nun auch zu einigen Fragen des Futter
mittelrechtes. Die bisherige Zusammenarbeit 
hat geholfen, den Schutz der Konsumenten 
zu gewährleisten und den im Rahmen des 
Vertretbar'en w.irtsmaftHch notwendigen Fort
schritt zu ermöglichen. Auf Grund des beste
henden Futtermittelgesetzes, das strenger ist 
als die entsprechenden Vorsmrdften vieler aus
ländisch,er Staaten, 'hat die Futtermittelkom
mission über die Zulassung gewiss-er Misch
futtermittel und insbesondere aum der dabei 
verwendeten ·Futterzusatzstoffe zu entsmei
den . 

In dieser Kommission sind nicht nur ruie 
Vertreter der Landwirtschaft und der Futter
mittelerzeuger, sondern in gleicher Weise auch 
die zuständigen Professoren unserer bei den 
einschlägigen Hochschulen, da's LandlWirt
schafts-, das Handels- und das Soz.ialministe
rium sowie die Arbeiter'kammer vertreten. 
Diese Zus ammensetzung der Kommission gibt 
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Brandstätler 
allein schon Gewähr dafür, daß in vernünftiger 
Weise allen Forderungen gerecht wird. 

In Osterreich sind viel wel1!iger der erwähn
ten FuUerzus atzstoffe ·erlaubt als im Ausland. 
Außerdem w.ird -bei den meisten erlaubten 
Zusätzen auch die Dosierung vielfach niedriger 
gehalten, um sozusagen ganz sicherzugehen. 
So ist zum Beispiel in Osterreich zum Unt·er
schie·d von vielen anderen Ländern der Einsatz 
von Hormonen, organischen Arsenv·eI1bindun
gen, geschmacksbe'einflußenden Stoffen und so 
weiter gesetzl,ich streng veJ1boten. 

Osterreich importiert aber, um nur ein Bei
spiel zu nennen, jahrlich 25 Prozent seines 
Geflügelfleischbedarfes und etwa 20 Proz,ent 
des Eierbedarfes sowie zeitweise größere 
Mengen an SchI achts chweinen, aber auch ·an 
Mastkälbem. Mit welch·en Futterzusatzstoffen 
- nämlich auch mit solchen, ·die bei uns ver
boten sind - di-ese Tiere ·gefüttert wurden, 
ent:l!ieht sich unserer Kenntnis. Es muß sehr 
eigenartig ,empfunden IW·erden, daß darüber 
die zuständigen Stellen, aber auch andere 
Kreise, die sich berufen fülhlen müßten, schwei
gen. 

Ein Wort auch zum ·Pflanzenschutzgesetz, 
das bei uns seit dem JaJhr·e 1948 bestehtj in 
Deutschland zum Beispiel ·gilbt es ein Pflanzen
schutzgesetz seit dem Jahre 1968. DDT-Rück
s tände betragen bei uns Z'irka 5 P.roz,ent der 
international gestatteten Normen. Größere 
Rückstände wurden auch in Osterreich schon 
gefunden, aber zum Beispiel ,bei ausländischen 
Karotten. 

. 

Auch dieshezüglich war die Zusammenarbeit 
zwischen dem Bundesministerium für Land
und Forstwirtschaft und dem Bunde·snIliniste
rium für soziale Verwaltung immeJ vonbHd
lich. Das möchte ich mit aller DeutHChkeit 
sagen. Ich betone es nodl ·einmal, damit j a  
keine falschen Vorstellungen entstehen : Wir 
bekennen uns dazu, daß se'hr 'sorgfälti'g vor
gegangen wird und daß der Konsument sicher 
sein kann, wenn er Lebensmittel der einheimi
schen Prdduktion ißt, daß ihm nichts passieren 
kann. Aber es besteht überhaupt kein Grund 
dafür, daß aUe Veterinärkompet'enzen in das 
Bundesministerium ,für Gesundheit und 
Umweltschutz kommen. Das ist nur ein Be
weis dafür :  W'eil man eben di,e Kompetenzen, 
d'ie ·eigentlich hierher gehörten, nicht bekom
men hat, ,hat man einen Ausweg g·esuCht, und 
da - das ist ja bekannt - Bundesminister 
Dr. \Veihs weitaus der SChwädlere ist, hat man 
einfach Kompetenzen von da !hergenommen, 
denn 'sonst hätte die Frau Bundesminister 
praktisch ja überhaupt keine Kompetenzen zu 
vel'walten. 

Sehr gehrte Frau Bundesminister ! Zum Ab
schluß folgendes : Daß die Regierungsvorlage 
so aussieht, dafür können Sie nichts. lOaß Sie 
nun einem Bundesministerium für Tiergesund
heit vorstehen, das ist nicht Ihre Schuld, son
dern das ist die SChuld des Herrn Bundes
kanzlers, der sich gegen seinen Vizekanzler 
einfach nicht durchsetzen konnte. Von ßmen 
als PI'Iimarärztin aber, se'hr geehrte Frau Bun
desminister, hätte iCh persönlich 'erwart'et, daß 
Ste nicht Ihr:e Zufriedenheit mit dem neuen 
Ministeliium :bekunden, sondern daß Sie diese 
Degradierung ,einfach nicht hing·enommen und 
lieber die Konsequenzen gezogen hätten. (Bei
fall bei der OVP.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist der 
Herr Abgeordnete Dr. Schranz. Er hat das 
Wort. 

Abgeordneter Dr. Schranz (SPO) : Hohes 
Haus ! Die Mehlfueitsfraktion kann es den 
Opposi,uonsparteien nidlt leiCht recht machen. 
Reden zu v,iele Sprecher der Mehrheit, dann 
geht di'e meiste Zeit für diese Sprecher drauf, 
reden zu wenige, dann ist es Ihnen auch nicht 
recht. Wir !haben es daher vorgezogen, weil 
nicht allzu vi,eIe neue Argumente in der 
bisherigen Debatte vorgebradlt wurden, demo
kratischen Usancen folgend den Oppositions
sprechern einen größeren Teil der zur Ver
fügung stehenden Zeit einzuräumen. (Abg. 
Dr. G r u  b e r: So kann man es auch sagen!) 

Die OpposHion hat es bei der Behandlung 
der 'heutigen VorIa'gen nicht sehr leicht. Sie 
ha:t ,sich, was di,e Genesi,s betrifft, auCh recht 
eigenartig verhalten. Im Ausschuß wurde 
bei der abschnittsweisen Abstimmung mit 
Ausnahme von zwei �bsätzen über alle Teile 
der Vorlag·e völlige Erinstimmigkeit erzielt. 
Dann hat man aber gegen das gesamte Ge
setz gestimmt. (Rufe bei der OVP: Weil es 
zuwenig istl) Zuerst war man mit allen Vor
sdllägen einverstanden, ausg·enommen zwei 
Details, nämlich § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 1 i 

die Oppositionsparteien haben den Vorlagen 
zugestimmt. Dann hat man sich j e doCh gegen 
d as ganze Gesetz gewendet. Wollen Sie da 
noch von einer klaren Politik der Oppositions
parteien sprechen? (Zustimmung bei der SPO. 
- Zwischenrufe bei der OVP.) Das sind sehr 
billige Argumentel Ich werde Ihnen dazu ein 
Beispiel 'sagen. 

Anläßlich der Debatte über die 24. Novelle 
zum Allgemeinen So'Z'ialversidlerungsgesetz 
hat die damaHge OVP-Regierung angesichts 
der Wa'hlen - Inkrafttreten der V,erhes'se
rungen ·erst naCh den Wahlen -, so wie 
man es von der OVP..(Reg,ierung eben g·ewohnt 
war, eine Vorla·ge eingebraCht, die eine ·Er
hö'hung der Ausgleidlszulag·enrichtsätze um 
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50 S vorgesehen h at. Die Sozialisten haben 
damals eine EIfuöhung um 80 S beantragt. 
Das hat die IJVP 'in iihrer !bekannt "sozialen··  
Einstellung abgeloehnt. Dennoch haben die 
Sozialisten den 50 S die Zustrimmung gegeben!  

vVenn Ihnen das also lheute, wie Sie sagen, 
zuwenig ist, dann hätten Sie doch alls ersten 
Schritt der heutigen Vorlage die Zustimmung 
geben können, (Beifall bei der SPO.) So aber 
zeigt sidl wieder sehr eindeutig Ihr Zickzack
kurs. 

Dabei, meine Damen und Herren, war die 
Regierungspartei durchaus v,erhandlungs- und 
kompromißbereit. Sehr im Gegensatz zu den 
Us ancen von 1 966 bis 1 970 hat sie Abände
rungsanträgen der Opposition die Zustimmung 
gegeben. (Abg. Dr. K 0 h I m a i  e r: Das haben 
wir auch gemacht!  Sehr oft l) Es wurden 
mehrere solche Anträge angenommen, und 
sie sind in der Vorlage audl -enthalten. Nur 
den sachlidl unmöglich durch,zuführenden An

trägen konnte die Zustimmung nicht erteilt 
werden. 

Ich komme zur Frage, warum sich die 
heutige Vorlage von der ursprünglichen 
Regierungsvorlage unterscheidet. Es hahen 
in der Zwisdl,enzeit alle Int'eressenvertretun
gen und Organi sationen der Ti-erärzte, und 
zwar aller Fraktionen, darüber hinaus Idie 
Professoren und ander,e berufene Sprecher 
verlangt, daß d as gesamte Veterinärwesen -
ich sage : das war ,der Wunsch aUer Fraktio

nen ! - in das n eue Bund,esminist'erium für 
Gesundheit  und UmweltsdlUtz aufgenommen 
werden soll . Die Sozialisten haben sich 
diesen 'kräfti-gen und 'g,ewidlhgen Argumenten 
gefügt und 'halben deshalb eine neue Vorlage, 
die Iden Wünschen der Fachleute entspridlt, 
e ingebracht . 

D�e Gründung 'eines Gesundheitsministe
riums wird in der OffentliChkeit in Usterreich 
seit vielen Jahren verlangt, lbesonders auch 
von ärztlicher Sei te. Es wurde auch davon 

haben, gab es  auf diesem Gebiet keine Initia
tiven der OVP-Regierung , es ging auf dem 
Sektor der Gesundheitspolitik überhaupt 
nidlts weiter (Abg. Dr. K 0 h 1 m a i  e r: Also 
bitte!), es wurde kein neues M'inisterium 
geschaffen, kei n  Staatssekr,etariat, und es 
wurden ke in e  nenen Initiativen 'entwickelt. 
Si,e hahen viel  'später, als das Humanpro
gramm der OffenHidlkeit in Osterreich von 
den Sozialisten vorgelegt wurde, erst den 

Umweltsdlutz entdeckt. Das wiss'en die Oster
reicher. (Zustimmung bei der SPO. - Zwi
schenrufe bei der OVP.) Auf Plakaten werden 

keine Kompetenzkatalog,e von Mdnisterien der 
Offentlichkeit angegeben , sondern bestenfaUs 
eine allgemeine AufgabensteIlung, und es 
werden alle Ressorts dieser Bundesregjerung 
dafür sorgen, daß diese dring,enden Aufgaben 
auch 'in die Wirklichkeit umgesetzt werd'en. 

Es wird Iihnen audl nidlt der Versuch 
gelingen, Ihr Wunschdenken in ai'e Realität 
umzusetzen. Wenn Sie von Meinungsver
schiedenheiten und Interessengegensätzen ,in 
d,er Sozialistischen Part.ei r,eden wollen, so 
sind Ihre Hoffnungen falsch. Denken Sie doch 
vielmehr an Ihre Bünde, ,denken Sie an Ihre 
personellen Auseinand,ersetzungen ; da ha'ben 
Sie einen Vii el besse ren und einen viel trifti
geren Grund, über Meinungsverschiedenheiten 
und Interessengegensätze zu reden. fZustim
mung bei der SPO. - Ruf bei der OVP: Das 
braucht nicht Ihre Sorge zu sein!) 

Genauso wenig, meine -Damen und Herren 
von der Opp o s ition, wird es Ihnen gelingen, 
den Sozialminister dieser Regierung, der auf 
so vielen 'Gebieten Millionen Osterreichern 
Fortschritte ge:bracht hat, als Buh-Mann hin
zustellen. Nehmen Sie zur Kenntnis, daß 
hinter diesem Sozialminister di,e gesamte 
Soziallistische P artei steht! (Zustimmung bei 
der SPO. - A bg. Dr. G r u b e r: Das hätten 
wir nicht erwartet! - Zwischenruf des Abg. 
K e r n.) 

gesprochen , ein Staatssekretariat für Gesund- Wenn vom Aufgabenbereich des Bundes

heitswesen einzurichten. Jetzt ,erfüllt diese ministeriums für Gesundheit und Umwelt-

soz,jalisHsdl,e Mehrheit unseres Hauses diese 
Wünsche der OffentHdlkeit und d'er Fachleute 
und schafft unter sadlkundiger Leitung einer 
erfahrenen Ärztin ,ein eigenes 'Bundesmini
sterium. Es gibt erstmals in der Zweiten 
Republ.ik Osterreich ein ,solches Minist'erium, 
und dabei zeigt ,sich wi,eder, daß die PoEtik 
dieser Regi'erung im Einklang mit den Wün
schen der österreichischen OffentHch:keit steht. 
(Beifall bei der SPO.) 

sdlutz ge-sproch-en wird, dann können Sie 
diesen seihr leicht an Hand des umfangreidlen 
Kataloges, der dem e!benfalls zur Beratung 
stehenden Antrag des Ausschuss'es zur 1. Bun
desfinanzges'etz-Nov-elle 1 972 'beige-fü-gt ist, 
entnehmen. Daraus können Sie -eine ,ganze 
Liste widltiger Kompetenzen dieses Ministe
riums -ersehen. Ich. will es Ihnen ersparen, 
sie vorzulesen. Wenn Sie ,das wünschen, kann 
idl das aber gerne tun. 

Der Umweltschutz wurde von der OVP und Das neue Ministerium Ihat also eine ansehn-
audl von manchen Massenmedien sehr spät liehe Fülle von Aufgaben, Es kann aber ein 
entdeckt. Als d i e  So.zialisten 1 968/69 ihr Kompetenzgese tz nicht neue originäre Zustän

Humanprogramm der Offentlichk.eit vorgelegt digkeiten, nicht neue ursprüngliChe Kompe-
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tenzen schaffen. Es kann nur für eine bessere 
und zweckmäßigere Verteilung derivaNver, 
abgeleiteter Zuständigkeiten sorgen. Sie wis
sen doch ganz genau, daß es in diesem 
Zusammenhang auch notwendig ist, die Kom
petenzen der Länder zu berücksichtigen. 

Die Bundesreglerung und die sozüHstischen 
AJbgeordneten sind der Ansicht, daß über diese 
diffizilen und lange Beratungen erfordernden 
Kompetenzfragen jetzt nicht monatelang ver
handelt werden .soll. Das kann allenfalls zu 
einem späteren Zeitpunkt geschehen. Wir 
wollten und wollen die Voraussetzungen dafür 
schaffen, daß nun endlich mit den wichtigen 
AJ1beiten begonnen werden kann, nachdem 
so lange Zeit während der OVP-Alle,inreg.ie
rung hier Blockade geübt wurde. 

Es st-ehen dem neuen Ministerium auch 
erhebliche finanzielle Mittel zur Verfügung, 
nämlich 1 972 rund 1/2 Milliarde Schilling. Im 
Verwaltungsibereich dieses Ressorts befinden 
sich ungefähr 800 Bedienstete. Es s.ind die 
Mtittel des neuen Mini'steriums etwas größer 
als jene Mitte.l, die dem Bundesministerium 
für Handel, Gewerbe und Industrie zur Ver
fügung stehen, das in der Zeit der OVP
Alleinregierung durch die A,b.spaltung des 
B autenministeriums geschaffen wurde. NeIh
men Sie sich also bei IDuer eigenen PoJ!itik, 
bei Ihrem eigenen Wort, wenn Sie den Aus
spruch "Mini-Ministerium" verwenden. 

Eine vernünftige GesundheitspoW:lik ist aber 
nicht nur an der Frage zu messen, wie viele 
Milliarden od·er Hunderte Millionen zur Ver
fügung stehen. Ich könnte mir vorstellen, daß 
man vernünftige -gesundheitspolitische Maß
nahmen auch verwirklich-en kann, die kein 
Geld kosten oder sogar Geld einsparen, wenn 
man etwa die Frage diskutieren würde, ob 
die Ta'bak- und A:l'koholwerbung 'in den 
Mass-enmedien noch sinnvoll ist oder ob es 
nicht besser wäre, diese W-erbe-Millionen für 
ve.münftigere volkswirtschaftliche und g-e
sundihe:itliche Aufga-ben zu verwenden. !Es er
geben sich also zahlreiche 'Möglichk:eiten, auch 
auf anderen Gebieten als finanz-ieU begrün
deten, eine gute Gesund'heitspolitik zu be
treilben. 

Was die Frage der Kompetenzverteilung 
zwischen Sozial- und Gesundheitsministenium 
betrifft, bitte ich ISie, doch audl die auslän
dischen Vorbilder zu !betrachten. Sie werden 
sehen - denken Sie etwa an die Bundes
republik Deutschland -, daß es dort ein 
Gesundheitsministerium m it ä'hnlkhen Kom
petenzen wie nun 'in Osterreich gibt, aher 
auch ein Bundesministerium für Arbeit und 
Sozialordnung - so heißt es in Bonn -, da-s 
für die gesamte Sozialversicherung zuständig 

ist. Wdssen Sie,  wer di-ese Kompetenzauft.ei
lung 'im Deutschen Bundestag herbeigeführt 
hat? - Die CDU-Regierung, die genauso wie 
hier die sozialistischen A'bgeordneten der 
Meinung sind, daß die Sozialver'sicherung 
besser im ArbeitsministeJlium in der Bundes
r·epublik oder im Sozialministerium in Oster
reich ressortieren. Die ausländischen Vorbilder 
bestätig·en also die R!ichtigkeit dieser Politik. 

Ich komme nun zu dem Abänderungsvor
schlag, dem Abänderung,santrag, der von der 
s-ehr geschätzten Frau Abgeoroneten Doktor 
Hubinek im Verfa-ssungsausschuß eingebradlt 
wurde und der sich auf eine Kompetenzver
lagerun-g der sozialversicherungsrechtlichen 
Agenden bezieht. Mich wundert nur, daß 
dieser Abänderungsantrag nicht von einem 
Ihrer von mir so gesdlätzt-en Sozialver-siche
rungsexperten gestelH wurde. Da hätte ich 
ihm mehr GewiCht 'beigelegt. Aber es wird 
schon seinen Grund ihaben, warum diese 
Kollegen den Antrag nicht unterschrieben 
haben. 

Es he.ißt also in diesem Abänderungsantrag, 
daß das Leistungsrecht der S 0 Z i a I versiche
rung, soweit es sich auf ge·sundheiHiche Fra
gen he1lieht, und seine Finanzierung in di-e 
Kompetenzen des Gesundheitsministeriums 
übertragen werden sollen. Ich betone S 0-
z i a 1 ver·sicherung und nicht K r a n  k e n ver
sicherung. (Abg. Dr. Marga H u b  i n  e k: Ja!) 
Beachten Sie also bitte den Unterschied, der 
für die weitere Debatte noch sehr entscheidend 
sein wird. Nach diesem Antrag bedeutet das, 
daß auch jene Fragen, die ldie Gesundheits
probleme und ihre Finanzierung betreffen, der 
Kran:kenversicherung, der Pensionsversiche
rung und der Unfallversicherung dem Ge
sundheitsministerium kompetenzmäßig hätten 
übertragen werden müssen. 

Die Folgen, meine Damen und Herren, 
wären, auf einen einfadlen Nenner gebracht. 
die Zerschlagung der einheitl.ichen österreichi
schen Sozialversicherung. Das hieß·e auch, das 
Niveau der Leistungen dieser einheitlichen 
österreiChischen Sozia.Jversicherung aufs Spiel 
zu setz'en. Es ist doch - das weiß micht nur 
der, der sich intensiv mit der Sozialversiche
rung besdläftigt - die Krankenversicherung 
mit der Pensionsversicherung und der Unfall
versicherung außerordenUich eng verflochten. 
Jetzt eine zusätzlric:h.e Kompetenz eines weite
r,en Ministeriums einzuräumen, hätte im Be
reich des AUge,meinen Sozialversicherungs
gesetzes, aber aum auf dem Sektor aller Son
derversicherungen zu einer Melhrgleisigkeit, 
zu einer Verdoppelung der Vor,bereitung der 
G esetzgebungsarbeit, der Aufsichtstätigkeit, 
des Streitver.fahrens, der Rechtsmittelinstan
zen und auch auf anderen Gebieten geführt. 
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Denken Sie -doch an die Uberschneidungen 

dieser Gesundheits auf'gaben der Sozi alver
simerung, im besonderen der Krankenver
sicherung, mit den anderen Problemkreisen. 

Denken Sie an die Krankenversich'erung der 
Pensionisten. 

Denken Sie an das Zusammentreffen von 
Leistungen der Krankenver sicherung mit der 
Pensionsversicherung, an die Konkurrenz von 
Leistungen der Krankenversicherung mit 
der Unfallversicherung, an die Ersatzan
sprüche zwischen Krankenversicherung und 
Pensionsversicherung, an die Ersatzansprüche 
zwischen Krankenversicherung und Unfallver
sicherung. 

Denken Sie an den einheitl ichen Hauptver
band der öst'erreichisch1en Sozi alversich,erungs
träger, der dann auch eine Aufsicht mehrerer 
Ministerien auf sich zu nehmen hätte, was 
aber auch zu einer zusätzlichen Verwaltungs
arbeit dieser Ministerien und der Bundesregie
rung geführt hätte. 

Denken Sie aber auch an jene Versiche
rungsträger, meine Damen und Herren, die 
für mehrere Zweige der Sozialversicherung 
zuständig sind, etwa an die Versicherungsan
stalt der Osterreichischen E i senbahnen, die 
sowohl Kranken- als auch Unfall- wie auch 
Pensionsversicherungsträger ist. Sie hätte für 
j eden Versicherungszweig ein anderes Mini
sterium als Aufsichtsbehörde g e genüber. 

Denken Sie an die Versicherungsanstalt des 
österreichischen Bergbaues, die sowohl Kran
kenversicherungsträger als auch Pensionsver
sicherungsträger ist und die in die gleiche 
Situation käme, 

Denken Sie - ab 1 974 - an die Sozial
versicherungsanstalt der gewerblichen Wirt
schaft, die dann Kranken- und Pensionsver
s icherungsträger ist und die ebenfalls die 
Doppelgleisigkeit im eigenen Bereich in Kauf 
nehmen müßte. 

Aber die gleichen Doppelgleisigkeiten wür
den dann auch im Bereich zahlreicher anderer 
Ministerien entstehen. Denken Sie an die 
agrarische Sozialversicherung, an die Uber
schneidungen Bauernkrankenve rsicherungsge
setz - ASVG hinsichtlich der Unfallversiche
rung - Bauernpensionsversicherungsgesetz. 

Denken Sie an die Besonde rheiten im Be
reich der Beamten-Sozialversicherung. Es ist 
di,e Versicherungsanstalt öffentlich Bedien
steter ja Kranken- und Unfallversicherungs
träger. Dort würden die gleichen Schwierig
keiten auftreten. 

Meine Damen und Herren ! Vernünftiger
weise kann doch niemand an einer Zer splitte-

rung der Aufsidlt, der Verwaltung, der Organi
sation der Dachorganis ation der österreidli
schen Sozialversicherung interessiert sein. 
Wenn Sie die Finanzierung aUer dieser Auf
gaben ·auf gesundheitlichem GeJbiet für alle 
Zweige der Sozialversicherung im Bereich der 
BundesverwaUung auf zwe i  'Ministerien elben
falls aufsplittern wollen, s o  haben Sie doch 
offenbar den Zusammenha ng dieser Gesund
heitsleistungen mit den G eldleistungen über
sehen. Ärztliche Hilfe, M e dikamentenfragen, 
Anstaltspflege und so w e iter würden nach 
Ihren Anträgen zum B u ndesministerium für 
Gesundheit und Umwelt s chutrz re ssortieren, 
die Geldleistungen der K rankenversicherung 
aber zum Bundesministerium für soziale Ver
waltung. 

Denken Sie an die G esundheitsaufgaben 
der Pensionsversicherung und der Unfallver
sicherung. Dort würden S i e  zu den gleichen 
Problemen kommen, die e infach nicht zu lösen 
sind, wenn Sie die Sozialversicherung zer
splittern wollen. 

Ich sage noch einmal:  Die Annahme Ihres 
Antrages würde bedeuten , daß die einheitliche 
österreichische Sozialversicherung zerschlagen 
wird, und einem solchen Antrag können wir 
Sozialisten im Interesse der österreichischen 
Bevölkerung in keinem Fall unsere Zustim
mung geben. (Beifall bei der SPO.) 

Noch ein Wort zur Finanzie rung : Sie wi'ssen, 
daß die Frage der Pensions dynamik, Vorarbei
ten im Beirat, Auswirkungen für die Pensions
versicherung und die Unfallversicherung nach 
der derzeitigen Gesetzeslag e  'im Sozialm'ini
sterium behandeH werden. Wir wis sen aber 
alle, daß die Dynamisierung der Höchstbei
tragsgrundlage in der Krankenversicherung 
- einhelliges Ergebnis der Enquete - wird 
kommen müssen. Die Krankenversicherung hat 
e'ine Ausgabendynamik auf sich 'Zu nehmen, 
weil ihre sämtliChen Aufwendungen steigen. 
Es ist auf die Dauer unhaltbar, daß ihr keine 
Einnahmendynamik hinsichtlich der Höchstbei
tragsgrundlage gegenülbersteht. 

Es ist hier auch noch eine Reihe anderer 
Fragen zu berücksichtigen : Unterversicherungr 
das Verhältnis d,er Geldleistungen zur Höchst
beitragsgrundlage ; ein :Festh alten an der der
zeitigen Höchstbeitragsgrundlage schädigt j a  
auch die Versicherten. M an kann also die 
Krankenversicherung nicht ständig zappeln 
lassen, weil ihre Ausgaben dynamisch steigen 
und Ihr keine dynamische Einnahmensteige
rung ermöglicht werden. Wenn aber nun die 
Dynamik der Höchstbeitragsgrundlage kom
men wird und kommen muß,  w orüber sich 
alle Fachleute - ich nehme an, auch im La·ger 
der großen Oppositionsp artei - doch zumin-
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dest im stillen einig sind, dann hätte die An
na'hme Ihres Antrages, nämlich Fragen der 
Krankenversicherung urud ihrer Finanzierung 
ins Gesundheitsministerium zu transferieren, 
zur Folge, daß dann dort ein eigener Beirat 
geschaffen werden müßte, der sich mit der 
Dynaraisierung der Höchstheitragsgrundlage 
beschäftigen müßte, und daß dann dort eigene 
Gesetzesvorarbeiten für diese finanziellen Fra
gen notwendig wären und ähnlimes mehr. 

Sie werden mir also zugeben, meine Damen 
und Herren, daß es so nicht .geht. Wir können 
also diesen Antra·g nicht ernst nehmen. Ent
weder er ist nimt ernst gemeint, oder Sie 
haben tatsächlich die Absicht, das einheitliche 
Gebäude der österreichischen Soz1alversiChe
rung aufzugeben. Beide Alternativen sind 
gleich sdlledlt. 

Die Sozialisten wollen im Interesse aller 
sozial versicherten Osterreicher, und das sind 
9S Prozent der Bürger dieses Staates, das Ge
bäude der österreichischen Sozialversicherung 
n'imt nur aufrechterhalten, sondern weiter aus
bauen, sie wollen da�ür sorgen, daß es der 
gesellschaftlichen Entwicklung -gemäß weiter 
modernisiert wird, und ·sie ibetreiben damit 
eine Politik im Interesse der Arbeiter, der 
Ang,estellten, d·er Beamten, der Gewerbetrei
benden, der Bauern und der Pensionisten in 
diesem Land. Unabhängig davon hat nun das 
neue Bundesministerium für Gesundheit und 
Umweltschutz wichtige Aufgaben zu überneh
men, ausreichende Kompetenzen, eine große 
Zahl von Bediensteten und ausreichende finan
zielle Mittel. Wir schaff·en nun durch die An
nahme der heutigen Vorlage durch ·die Mehr
heit dieses Hauses die Voraussetzungen dafür, 
daß unter sachkundiger Führung rasch mit 
guter Arbeit begonnen werden kann. (Beifall 
bei der SPtJ.) 

Präsident Probst: Zum Wort gemeldet hat 
sich der Herr Vizekanzler In-g. Häuser. Er hat 
das Wort. 

Bundesminister für soziale Verwaltung 
Vizekanzler Ing. Häuser: Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Erwarten Sie j.etzt nicht 
von mir, daß im auf die persönlichen Vor
würfe, die im Rahme.n der Debatte hier vorge
bracht worden sind, eingehen werde, sondern 
ich möchte mich mit den Kernfragen sachlich 
auseinandersetzen. Diese Kernfragen sind 
dom, Hohes Haus, nicht nur aus der heutig,en 
Diskussion, sondern auch auf Grund der An
träge , wie sie im Rahmen des Verfassungs
ausschusses gestellt wurden, ersichtlich. Wenn 
wir das 'Meritorische dieser Anträge zum § 3 
respektive § 4 betrachten, dann finden wir 
eigentlidl, daß es primär darum gegangen ist, 
daß man ganze Bereiche oder Teile der Sozial-

versicherung in dieses neue Ministerium über
antworten wollte, respektive wenn ich den 
Punkt f nehme, daß man Angelegenheiten der 
Berufs-, Gewerbe- und Unfallhygiene, insbe
sondere Verhütung und Bekämpfung der Be
rufskrankheiten, hinübernehmen wollte. Das 
sind also Teilbereidle aus dem Gebiet der 
Unfallversicherung, aber auCh des Arbeits
inspektorates. E s  ist letzthin noch die Frage 
bestritten worden, daß das Sozialministerium 
eine Mitkompetenz im Rahmen des Kranken
anstaltenwesens haben soll. 

Meine Damen und Herren, das sind die 
materi ell konkret fixierten Wünsche, die Sie 
noch an dieses Gesetz gestellt h,aben. Nun 
glaube iCh, daß man sich doch darüber klar 
s ein muß, was das Gesundheitsministerium 
in seinem Tätigkeitsbereidl an Kompetenzen 
erhalten soll. Der Herr Ahgeordnete Doktor 
Broesigke hat hier jenes Gesetz, das im 
August 1 9 1 8  für die Errichtung des Gesund
heitsministeriums ausschlaggebend war, 
zitiert. Ich habe mir dieses Gesetz beschafft 
und ich stelle einmal fürs erste fest, daß für 
die Damen und Herren des Hauses schon der 
erste Absatz dieses Gesetzes von Bedeutung 
ist,  um die zeitgeschichtliche Darstellung die
ser einzelnen Punkte einigermaßen obj ektiv 
beurteilen zu können. Dort heißt es nämlidl: 

"Seine k. u. k.  Apostolisdle Majestät haben 
mit Allerhöchster Entschließung vom 24. No
vember 1 9 1 7  die Errichtung des Ministeriums 
für Volksgesundheit mit dem in der Anlage 
festgesetzten Wirkungskreise allergnädigst zu 
genehmigen geruht." 

Meine Damen und Herren!  Das stammt aus 
einer Zeit, von der man waJhrlich nicht sagen 
kann, daß die soziale Gesetzgebung eine be
sonder,e Bedeutung gehabt hat ! Aber ich gehe 
auf das ein, was der Herr Abgeordnete 
Broesig·ke hier beanstandet hat. 

Es ist einmal hier die Aufstellung der Grund
sätze für die Schulgesundheitspflege. leb 
glaube, heute brauchen wir keine Grundsätze, 
Herr Abgeordneter Broesigke, mehr aufzu
stellen, sondern diese Grundsätze sind durch 
die mehrjährige Tätigkeit fixiert. 

Auch die Mitwi�kung bei der Organisation 
des Dienstes der Schulärzte und Schulschwe
stern 'ist einvernehmlich hier geregelt und 
bedarf also keiner weit,er·en zuästzlichen Maß
nahme. 

Die Fragen der Berufs-, Gewerbe- und Un
fallhY'giene haben wir im Rahmen einer ge
schaffenen Unfallversicherung und haben wir 
vor allem im Rahmen des ausgebauten 
Arbeitsinspektionsdienstes sehr, sehr vorbild
lich g.elöst. 
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Nun zum letzten, mit dem Sie begründen 

wollten, daß der Bereich Sozialversicherung 
eigentlich zum 'Gesundheitsministerium ge
hört: Mitwirkung in gesundheitlicher Hinsicht 
bei den Angelegenheiten der Sozialversiche
rung und der Privatversicherung. Im habe bis 
jetzt nom von keinem Vertreter der beiden 
Oppositionsparteien gehört, daß man auch den 
gesamten Bereich der Privatversicherung, so
weit er die Krankenversicherung !betrifft, ein
beziehen soll. Ihr Antrag hat sich auch wieder 
nur auf die Krankenversicherung und auf die 
Unfallversicherung bezogen, soweit sie den 
gesetzlichen Bestimmungen entsprechen, und 
nicht auf die Privatversicherung. 

Ich glaUlbe also, auch Jlhnen ist bewußt, daß 
die Bereiche der Krankenversicherung, wie 
schon von meinem Klubkollegen Dr. Reinhart 
gesagt worden ist, primär wirtschaftliche An
gelegenheiten sind. Im möchte hier auCh hin
sichtlich der Frage, inwieweit die Sozialver
sicherung in die Kompetenrz der Gesundheits
politik ge'hört - Herr Abgeordneter Doktor 
Scrinzi hat gemeint, hier haben Adamovidl 
und der VerfassungsgerichtSlhuf in seinen Ent
scheidungen, die er 'bis zur letzten Zeit ge
tätigt hat, geirrt beziehungsweise sei er nodl 
in e inem Bereich aus der Vergangenheit He
gend -, sehr 'deutlich feststellen, daß der 
Verfassungsgerichtshof zu wiederholten Malen 
ausgesprochen hat, daß der Inhalt der Kom
petenzartikel d es Bundes-Verfassungsgesetzes 
nach dem Stande der einfachen Gesetzgebung 
im Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Kom
petenzverteilung zu ermitteln ist, und für den 
Kompetenztatbestand Sozialversicherung ist 
di,e s ,  Herr Abgeordneter Dr. Broesigke, der 
1. Oktober 1 925. Das heißt, ·der Verfassungs
gerichtshof hezieht sich gar nicht mehr auf 
die einfache Gesetzlgebung aus dem Jahre 
1 9 1 8, sondern darauf, rwie die einfache G esetz
gelbung am 1 .  Oktober 1925 lag. Dann stellt der 
V,erfassungsgerichtshof "fest: Das bedeutet aber 
nicht, daß sich der Inhalt des Kompetenzarti
kels in der Gesamtheit der am Tage s eines 
Wirksamwerdens geltenden Gesetze erschöpft, 
denn es sind auch Neuregelungen zulässig, 
sofern 'sie nur nach ihrem Inhailt systematisch 
dem Kompet.enzgrund angehören. 

Nun darf ich Ihnen, meine Damen und 
Herren, e rgänzend zu dem, was der Herr 
Albgeordnete Dr. Reillihart schon gesagt hat, 
und auch wieder unter Berufung auf eine Ent
scheidung des Verfassungslgerichtshofes aus 
dem Kommentar zum Bundes-Verfassungsge
setz von Werner-Klecatsky zitieren, und viel
leicht wird Ihnen dann viel klarer, warum im 
Rahmen unserer Partei der Standpunkt ver
treten wurde, daß die Sozialversicherung als 
Einheit aufrechterhalten werden muß. Di,ese 

beiden namhaften Rechtswissenschaftle r  haben 
damals zum Artik,el 10 Abs. 1 Z. 1 1  folgende 
Feststellung ·getroffen: "Der Kompetenztatbe
stand ,Arbeiter- und Angestelltenschutz' . .  
- wie er eben in diesem Artikel festgehalten 
ist - "umfaßt alle j ene Maßnahmen, die zum 
Schutz der Arbeitnehmer gegen eine Ausbeu
tung oder vorzeitige Abnützung ihrer Arbeits
kraft (persönlicher Arbeitsschutz) und gegen 
Gefährdung ihres Lebens, ihrer Gesundheit 
und ihrer Sittlidlkeit in den Betrieben (tech
nischer Arbeitsschutz) erlassen w,erden." 

Betrachten wir j etzt völlig leidenschaftlos 
die Agenden der Sozialversicherung. Ich gehe 
d aJbei nur auf die Krankenversicherung ein, 
denn ich nehme nicht an, daß man in Ihren 
Reihen wirklich meint, daß jetzt alle Teilbe
rleiche, ·die sich mit gesundheitlichen Maßnah
men in der Pensionsversicherung, in der Un
fallversicherung und in der Krankenversiche
rung beschäfti-gen, herausgeschält werden sol
len. Die Krankenversicherung ist nach diesem 
Kommentar ein Schutz der Arlbeitnehmer 
- j etzt auch ein Schutz der Se,lbständigen -, 
für die Wechselfälle des Lebens materiell ge
sichert zu sein. Materiell, nicht gesundheits
politisch! Dieser materielle Schutz trägt natür
lich mit dazu bei, daß wir es im Interesse der 
Gesunderhaltung der österreichischen Bevöl
kerung nicht davon abhängig machen, ob j e
mand imstande ist, die Kosten für eine medi
zinische oder pharmazeutische Leistung ent
sprechend seiner materiellen Grundlage auf
zubringen oder nicht. Hier ist der Schutz durch 
die materielle Zuwendung gegeben. 

Sehen wir uns jetzt ·die großen Bereiche an. 
Wir haben im Rahmen der Krankenversiche
rung die Sachleistungen und die Barleistungen. 
Ich weiß j etzt nicht, ob die Formulierung, wie 
sie hier g·etroffen worden ist : ,Leistungsrecht 
auf gesundheitlichen Fragen , ein Terminus 
technicus ist, ·den man dann völlig eindeutig 
und Iklar erkennen 'kann. Ist also die Ubergabe 
eines Arztscheines eine .gesundheitliche Lei
stung oder eine m aterielle Leistung? Sie be
rechtigt den Betreffenden, einen Arzt aufzu
suchen und die ärztlichen Dienstle istungen in 
Anspruch zu nehmen. Sie ist gleichsam ein 
Ersatz für Bargeld, das man dem Versicherten 
genauso an Stelle dieses Scheines geben 
k1önnte, wie ·es im Rahmen der Krankenver
sicherung auch in vielen Fällen gesdlie'ht. 

Bei den Heilmitteln und Heillbehelfen ist ·es 
doch auch wieder der materielle Schutz, die 
Garantie, daß man eben die Kosten 'für diese 
AI1zneimittel und Heilbehelfe durch die Kran
kenversicherung zur Verfügung stellt. 

Beim Spital ist es doch genauso. Er bekommt 
einen Spitalschein, einen Einweisungsschein, 
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und die Kosten für den Spitalaufenthalt wer
den, völlig unabhängig davon, inwieweit die 
gesundJheitlidle , die medizinische Betreuung 
im Rahmen des Spitals vollzogen wurde, nam 
den Vertrag.ssätzen von der Krankenv,er,skhe
rung abgegolten . 

In all diesen sachlimen Leistungsbereichen 
erkennen Sie also, daß es sich um materielle 
Dinge handelt und nicht um gesundheitspoli
tisme. Diese EntsCheidung war neben einer 
Fülle von administrativen Ersdlwernissen, die 
eintreten würden, der Grund, warum wir der 
Auffassung sind, daß wir diese Kompetenz
verteilung, wie sie in der Verfassung veran
kert ist und wie sie auch von Fachleuten fest
gelegt wurde, aufrechterhalten wollen. 

muß .bekannt sein, daß im Rahmen der gesund
heitspolitischen einheitlichen Zielsetzung die 
Hauptschwierigkeit doch darin liegt, daß wir 
hinsichtlich der Krankenanstalten für den Bund 
selbst nur als oberste Gesundheitsbehörde 
wirken können und daß die praktischen Maß
nahmen, die echten medizinischen Maßnahmen 
im Bereich der Krankenanstaltenpflege, so.weit 
sie nicht der Oberaufsicht des Gesundheits
oder Sozialministeriums überantwortet sind, 
ausschließlich in die Kompetenz der Länder 
fallen. Wenn Sie hier sozusagen bessere 
Grundlagen schaffen wollen, d.ann müßte man 
den Mut haben, diese Kompetenzschwierig
k eiten, die viel bedeutender sind als die 
materiellrechtlichen zwischen der Sozialver-
sicherung und dem Gesundheitsmini sterium , 

Ähnlich liegen die Dinge auch im Rahmen in dieser Forun einer Regelung zuzuführen . 
der Berufs- und Gewerbehygiene und der Ver-
hütung und Bekämpfung von Berufskrankhei- Ich wollte diese sachliche Auf.klärung dem 

ten. Meine Damen und Herren! .ni·ese Ein- Hohen Hause geben. (Beifall bei der SPO.) 

richtungen, die Unfallversicherung wie audl 
das Arbeitsinspektorat, sind Organe, die die 
Aufgabe haben, den Sdlutz des Lebens und 
der Gesundheit der Diensbgeber wahrzuneh
men, a:ber nidlt in der gesundheitspolitischen 
Betreuung, sondern in Maßnahmen der Ver
hütung beruflich bedingter Unfälle und Er
krankungen, also gleühsam prophylaktisChe 
Maßnahmen gesetzlich festzulegen und zu 
kontrollieren, ob sie eingehalten werden, da
mit diese Berufselikran1kungen, Unfälle und 
so weiter nicht eintreten . 

Ich glaUlbe daher, daß wir !hier nicht nur im 
S inne verfassungsmäßiger Bestimmungen, son
dern auch in bezug auf die Trennung der Auf
gaben eine klare Linie ibezogen hahen. Alles, 
was 1 9 1 8  für das Gesundheitsministerium ·an 
gesundheitspolitischen Aufigaben festgelegt 
wurde, ist ausnahmslos in dieses neue Mini
sterium überstellt worden . 

Ich verstehe eigentUm nicht, warum man 
meint, daß diese Kompetenzen so klein sind. 
Ich darf wieder sagen, was in unserer Bundes
verfassung im Artikel 10 Abs. 1 Z. 12 steht. 
Da wären wir der Meinung gewesen: wenn 
Sie etwa die bisherige verfassungsmäßige 
Festlegung des Kompetenzbereiches auf Bun
desebene hätten verändern wollen, dann 
hätten S ie hier aktiv Iwerden 'können. Hier 
heißt es  nämlich: "Gesundheitswesen mit Aus
nahme des LeiChen- und B estattungswesens 
sowie des Gemeindesanitätsdienstes und Ret
tungswesens, hinsichtlich der Heil- und Pflege
anstalten, des Kurortewesens und der natür
lichen Heilvorkommen jedoch nUr die sanitäre 
Aufsicht." 

M·eine Damen und Herren ! Sie haben doch 
selbst in den Jahren von 1966 bis 1 970 vier 
Jahre das Sozialministerium geleitet. Ihnen 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist der 
Herr Abgeordnete Dr. Broesigke. Er hat das 
Wort. 

Abgeordneter Dr. Broesigke (FPO) : Herr 
Präsident ! Meine Damen und Herren ! Ich 
möchte zu den Ausführungen des Herrn Vize
kanzlers, der j etzt hoffentlkb nicht die Fludlt 
ergreift, nur ·einige wenige Sätze sagen. (Abg. 
Anton S c  h 1 a g e r: Lauter!) 

Zunächst einmal : Die Verordnung aus dem 
Jahre 19 1 8. (Abg. Anton S c  h 1 a g e r: Das 
Mikrophon ist nicht eingeschaltetf) Es ist rieb
ti-g, was Sie hier als Eingangsklausel vorge
lesen haben. Nur glaube ich, Ikommt es auf 
den materiellen . . .  (Abg. Anton S c  h l a g  e r: 
Entweder reden Sie jetzt leiser, oder mit dem 
Mikrophon stimmt etwas nicht!) 

Präsident Probst: Das Mikrophon ist einge
sdlaltet. Mehr kann ich nicht tun. Ich kann 
nimt selbst für den Redner reden. Geht es 
j etzt? - Ja. 

Abg. Dr. Broesigke (iortsetzencl) :  Nur kommt 
es auf den materiellen Inhalt an. Es ist leider 
so, Herr Vizekanzler : Die Einleitung aus dem 
Jahre 1 9 1 8  ist mit dem zusammengefügt, was 
im Jahre 1 972 Ibeschlossen werden könnte. 
Und was Sie hier heute machen, hat die Ein
leitung .des Jahres 1 972, nämlich: Der Natio
nalrat hat besdllossen . . .  Aber der Inhalt 
könnte aus dem Jahre 1 9 1 8  stammen. (Zu
stimmung bei der FPO und bei Abgeordneten 
der OVP.) 

Und nun zum zweiten. Sie haben es in Ihrer 
sachlichen Entgegnung sehr gesdlick.t verstan
den, zwei Dinge miteinander zu verbinden, 
die getrennt werden müssen, nämlich die ver
fassungsmäßige Kompet.enzaufteilung und die 
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Kompetenzverschie:bung zwisdlen zwei Mini
sterien. 

Daß die verfassungsmäßige Kompetenzauf
teilung in der Bundesverfassung so steht und 
daß w e iters nach der sogenannten Versteine
rungstheorie des Verfassungsgerichtshofes, 
wie ich Ihnen zur Vervollständigung Ihrer 
Ausführungen noch sagen darf, die Kompeten
zen nach dem Stand am 1 .  Oktober 1925 aus
zulegen sind, 'daran besteht kein Zweifel. Aber 
hier steht j a  zur Debatte, welche vorhandenen 
Kompetenzen Ihr Ministerium an das neue 
Ministerium abzugeben hat. Das hat mit der 
"Versteinerungstheorie" und mit der verfas
sung'smäß i-gen Regelung 'gar nichts zu tun, 
sondern das hat nur mit der Frage zu tun, 
welche Kompetenzen aufzugeben Sie bereit 
sind. Und das ist lei·der sehr wenig. (Abg. 
Dr. M u s  s i  1: Dürftig!) 

Ich muß nun berichtigend zur Ausschuß
sitzung s agen, daß ich es gewesen bin, der 
Ihnen -gesagt h at, daß nach meiner Meinung 
gar nichts dagegen sprechen würde, wenn 
man zur Vervollständi'gung noch die Versiche
rungsaufsicht ibei der Privatkrankenversiche
rung aus dem KompetenZlbereich des Finanz-

- ministeriums in den Kompetenzbereich des 
neuen Ministeriums überführte. Es ist also 
nicht am Platz, heute eine düstere Theroie von 
Leuten aufzubauen, die die Sozialversicherung 
zerstören wollen. Das würde ja nur bedeuten 
- auch das halbe ich Ihnen im Ausschuß schon 
gesagt -, daß Sie der Meinung sind, daß es 
ein N achteil für die Sozialversicherung wäre, 
wenn die Frau ,Minister Dr. Leadalter an Ihrer 
Stelle die Kompetenz hätte. Ich glaube das 
nun sicher nicht und möchte abschHeßend noch 
eines sagen: 

Daß die  ganz·e Sozialversicherung oder doch 
ein wesentlicher Teil im ASVG zusammen
gefaßt ist ,  wurde von der Reichsversicherungs
ordnung übernommen. Das ist aber nicht 
etwas, was ewig so sein muß , weder bezüglich 
der Zusammenfassung noch bezüglich der 
Kompetenzen. In Zeiten, wo sich die Ver
hältnisse rasch ändern, muß man die Möglich
keit neuer Regelungen ständig prüfen. Ich 
muß ehrlich sagen, Herr Viz-ekanzler: Ich be
wundere Ihre konservative Haltung, wie Sie 
am Althergebrachten f.esthalten und nach Mög
lichkeit j ede Änderung vermeiden wollen, es 
sei denn, daß es sich um die Ephöhung von 
Beiträgen oder von Höchstbemessungsgrund
lagen handelt, was bekanntlich keine wesent
liche Änderung im System bedeutet. 

Aber eines ·steht fest : Daß man in einer 
Zeit wie der heutigen doch die Phantasie 
halben muß, nach neuen Lösungsmöglichkeiten 
besonders auf diesem Gebiet Ausschau zu hal-

ten. Wir müssen nun mit Bedauern f.eststellen, 
:daß die Bundesregierung hier nicht neue 
Lösungen sucht, 'sondern daß sie sagt: Wir 
haben das ASVG, wir haben die Verflechtung 
zwischen der Krankenversicherung und der 
Pensionsversicherung, und weil es schon so ist 
und weil es so lange so war, soll es ewig so 
,bleiben! - Aber gerade diesen Standpunkt 
können wir nicht verstehen. (Beifall bei der 
FPO und bei Abgeordneten der OVP.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist 
der Abgeordnete Dr. Koren. Er hat das Wort. 

Abgeordneter Dr. Koren (OVP) : Hohes 
Haus l Meine Damen und Herren l Ich möchte 
die Debatte nicht mehr übermäßig in die 
Länge ziehen, .denn ich glaube, der bisherige 
Abl auf hat sehr deutlich gezeigt, daß wir heute 
wieder einmal ein typisches Beispiel der Ver
fahrenstechnik der sozialistischen Regierung 
vor uns haben. Wir 'beschließen heute - Ihre 
M,ehrheit wird es tun - ein Gesetz, das dieser 
,,'bestvorbereiteten" Regierung nicht etwa in 
ihrer Vorbereitungszeit, nicht etwa in ihrer 
Anlaufzeit, in den letzten eineinhalb Jahren 
eingefallen ist, sondern in einer stillen Stunde 
nach den letzten Nationalratswahlen, ein 
neues Ministerium, von dem niemals die Rede 
gewesen ist, das aber den Gag der Regierungs
bildung bilden sollte , weil einmal durch den 
Wahlkampf die Gesundheitsfragen stärker als 
bisher in den Vordergrund .gestellt worden 
sind, weil die Bevölkerung ein echtes und 
tiefes Interesse an diesen Fragen genommen 
hat, und damit sollte eine Scheinhandlung ge
setzt werden. Natürlich hat erst nach diesem 
G ag das Nachdenken darüber begonnen, wie 
man ihn in die Tat umsetzen könnte. 

Ich verhehle nicht die technischen Schlwierig
keiten, die bei der gegebenen Verfassungs
lage auf der einen Seite und bei der ungeheu
ren Komplizi,ertheit und Vielfalt uffilwelts� und 
gesundheitspolitischer Aspekte auf der ande
ren Seite einer solchen Kompetenzschaffung 
entge genstehen. Darüber ist j a  einiges heute 
schon diskutiert worden. Was aber ein be
merkenswertes Schlaglicht auf die heutige 
De!b atte wirft, das ist, daß es dieser Regierung 
offensichtlich nicht gelungen ist, auch nur den 
Anschein einer vernünftigen Kompetenzver
teilung zu waihren, weil Sie nicht in der Lage 
gewe sen sind, Ihre internen Spannungen in 
einem auch nur halbwegs vernünftigen Maße 
auszugleichen. (Zustimmung bei der OVP.) 

Die Wurzeln für ,die Ursache, die uns 'heute 
auch wieder präsent 'geworden ist, hruben wir 
schon im Ausschuß -gesehen. Es war für mich 
fast erschütternd, nach unseren ersten Vor
schlägen über eine Anreicherung der Kom
petenz dieses doch wahrlich nicht mit Kompe-

21. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 37 von 63

www.parlament.gv.at



1574 Nationalrat XIII. GP - 2 1 .  Sit:lung - 2 1 .  Jänner 1 972 

Dr. Koren 
tenzen gesegneten Regierungsentwurfes die 
Rea'ktion des Herrn Vizekanzlers zu beobam
ten. Auf unseren Vorsmlag, die gesundheits
politismen Aspekte der Krankenversimerung 
in die Kompetenz des neuen Ministeriums zu 
übertragen, innerhalb einer einfäI1bigen Regie
rung, hat der Herr Vizekanzler mit einem Aus
bruch re agiert, als hätte meine Fraktion den 
Verkauf der Krankenkasse an die General 
Motors vorgeschlagen. (Zustimmung b ei der 
OVP.) 

Ich muß schon sagen, daß es Ihnen sehr 
schwer fallen wird, Herr Vizekanzler, hei aller 
Würdigung von Verst-einerungstheorien und 
von traditionellem Denken, der österreichi
schen Bevölkerung, die heute zu weit mehr 
als 90 Prozent in den materiellen Fragen ihrer 
Gesundheit vom Krankenkassensystem abhän
gig ist, einzureden, daß dieses System keiner
lei gesundheitspolitische Aspekte habe, son
dern eine rein materielle Einrichtung sei. Viel
leicht wird sich der eine oder andere doch von 
dieser Ihrer Denkweise ein wenig erschüttert 
zeigen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren ! 
Ich muß nach einigen Außerungen, die heute 
hier gefallen sind, vor allem vom Abgeordne
ten Reinhart, doch -etwa's zur Entstehungg.ge
schichte und zum Werdegang dieses Gesetz
entwurfes sagen. Es i st einfach unwahr, wie es 
Dr. Reinhart hier dargestellt hat, daß ich an 
die sozialistische Fraktion herangetreten sei, 
um zu ersuchen, diese Vorlage vom Dezember 
auf den Jänner zu verschieben. (Abg. Doktor 
K o h l m a i e r: "Vorstellig werden" hat er 
gesagtf) Das ist einfach unwahr. Ich brauche 
in diesem Raum nicht daran zu erinnern, unter 
welchem Druck das Parlament vor Weihnam
ten gestanden ist, mit welchen Zeitschwierig
keiten es zu kämpfen hatte und daß daher die 
Behandlung einer doch gewichtigen Materie, 
wenngleim heute manchmal das Interesse -ge
ring ist, in dieser Zeit einfam - offensichtlich 
auch nach Ihrer Einsicht - nicht mehr möglich 
gewesen ist. 

Es kommt ein zweites hinzu, Die Vorlage, 
die Sie im Dezember eingelbracht haben, Herr 
Bundeskan.zler, war ja offenbar nur das Alibi, 
daß eine Regierungsvorlage eing·elbracht ist. 
Ich glaube nicht, daß Sie sie in dieser Form 
damals hätten beschließen können. Und daß 
meine Behauptung nicht aus der Luft gegriffen 
ist, geht ja schon daraus hervor, daß die Vor
lage, die die Bundesregierung im Dezember 
eingebracht hat, unvollständig gewesen ist 
und am Beginn der Ausschußberatung am ver
gang-enen Dienstag durm eine völlig neue 
Fassung Ihrer Fraktion ersetzt werden mußte. 
(Abg. G r a t z: Das ist parlamentarisch!) Nkht 

nur durch eine neue Fassung, sondern auch 
durm eine Ergänzung der einfach vergessenen 
Teile, nämlich des gesamten Teiles, der sich 
mit der Personal vertretung in dem neuen 
Ministerium beschäftigt - übrigens ein typi
sches Schlaglicht auf Ihre Einstellung zu diesen 
Fragen. Darüber hinaus mußte ebenfalls erst 
im Ausschuß eine Finanzgesetznovelle für 
dieses Gesetz, ohne die es unvoHziehbar wäre, 
geschaffen werden. 

Sie hatten deshalb guten Grund, die Behand
lung dieses Regierungsentwurfes vom Dezem� 
ber auf den Jänner zu verschieben. Immerhin 
wird man es einer großen Oppositionsfraktion 
g·estatten müs'sen - und das nun zu den Aus� 
schußverhandlungen -, daß sie ,  bei Erhalt 
eines totalen Abänderungsantrages eineinhalb 
Stunden vor Beginn der Sitzung, am Beginn 
dieser Sitzung eine hescheidene Unterbrechung 
für eindreiviertel Stunden begebrt, um den 
totalen Abänderungsantrag studieren .zu kön
nen. 

Es verwundert mim, Herr Klubobmann 
Gratz, daß Sie gestern der "Arbeiter-Zeitung" 
und dem RundJunk offenbar sagen mußten, 
daß meine Fraktion nur unvollständige, for
mell falsche Anträge einzubringen hatte. (Abg. 
G r a t  Z: "Formell falsch" habe ich nicht ge
sagtf) Formen unzulänglich. Ich darf Ihre 
eigene Zeitung zitieren, die folgendes dazu 
sagt : "Trotz dieses Entgegenkommens" -
nämlich die Verschiebung des Be'handlungs
termines - "hatten die Abgeordneten der 
Volkspartei in der ersten Ausschußsitzung" -
es hat ja keine zweite gegehen - "zunäch'st 
keinerlei Abänderungsvorschläge anzubieten. 
Von den Abänderungsvorschlägen, die sie 
dann lieferten, waren mindestens die Hälfte 
juristis·ch anfechtbare kosmetische Operatio
nen am Text des Gesetzes," 

Und dazu jetzt eine Bemerkung : Genau 
diese, wie Sie es nennen, "kosmetische Opera
tionen am Text des Gesetz·es" haben merk
würdigerweise Ihre Zustimmung im Ausschuß 
gefunden. Denn hätten wir nicbt die kleine 
"kosmetische Operation" über die Anhörung 
der Personalvertretungen in das Gesetz ge
bracht, wäre sie nicht drinnen. Hätten nicht wir 
der Frau Gesundheitsminister es erspart, die 
Besamungsanstalten für Kühe in ihrem Kom
petenzber·eich zu hahen, dann müßte sie sich 
primär mit diesem Problem auseinandersetzen, 
und das wäre vielleicht nicht ganz lustig ge
wesen. (Zustimmung bei der OVP.) 

Alles aber, was relevant war, Iblieb drinnen. 
(Zwischenruf bei der SPO.) Das waren die 
formellen Anträge. Was an materiellen An
trägen von uns gebracht wurde, nämlich die 
Einbeziehung der gesundiheitspolitischen Kom-
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Dr. Koren 
petenz aus dem Krankenversicherungsbereim, 
haben Sie abgelehnt;  was wir an materiellen 
Anträgen 'bramten über die Einbeziehung des 
Schulgesundheitsdienstes, haben Sie abge
lehnt; was wir einbramten an materieller A'b
änderung über die Einbeziehung des betriebs
ärztlichen Dienstes , haben Sie abgelehnt; was 
wir an Erweiterung der umweltpolitischen 
Kompetenz einbrachten, hahen Sie abgelehnt. 
Akzeptiert haben Sie, wie ich zugehe, die 
formalen Änderungen am Gesetz, also das, 
was Sie als "kosmetische Operationen" he
zeichnet haben. (Abg. G r a t z: Sie wissen ge
nau, welche Anträge ich meine! Ich möchte 
nicht neuerlich darauf eingehen!) Bitte. 

Ich darf aber ab s chließend, Herr Klubob
mann Gratz, noch auf eine Sache zurückkom
men, nämlich auf Ihre j\ußerungen gestern 
nach Ihrer Klubsitzung, wo Sie dem Rund
funk und dem Ferns ehen Ihren Besmluß mit
geteilt haben, in Zukunft dort, wo Sie es für 
zweckmäßig und nötig halten, mit Fristsetzun
gen vorzugehen. Ich darf gleich eines voraus
schicken : Niemand bestreitet Ihnen das Recht, 
nach der Geschäftsordnung dieses Hauses von 
Ihrer Mehrheit Gebr auCh zu maCh,en. Und zum 
Gebrauch dieser Mehrheit zählt auch das Recht, 
Fristen für die Behandlung von Gesetzesmate
rien zu geben. Ich lehne es aber für meine 
Fraktion ab, das unter dem Titel und der Vor
ausverdächtigung, daß wir die Arbeit ver
schleppen wollen, angekündigt zu sehen. (Bei
fall bei der OVP.) 

Es steht in einem bemerkenswerten Wider
spruch zu der ersten Rede, die Sie anläßlich 
der Regierungserklärung hier im Hause gehal
ten haben, eine Rede, bei der Sie ein großes 
Maß, ein überraschendes Maß an Toleranz, an 
Kooperationsber,eitschaft angekündigt haben. 
ICh kann mir schwer vorstellen, daß eine An
kündigung wie die ,  die Sie gege'ben h aben, 
nämlich die Ankündigung, unter dem Druck 
von Zeitauflagen der Regierungsfraktion zu 
verhandeln, Ausdruck besonderer Koopera
tionsbereitschaft sein sollte. Ich fasse es jeden
falls so auf, daß Sie den Antrag auf Smluß 
der Debatte durch den Antrag auf Fristsetzung, 
der, wie ich zugebe, erheblich eleganter ist, 
ersetzen wollen. (Zustimmung bei der OVP.) 

und die Auseinandersetzung erheblich schärfer 
werden wird. Ich danke. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident Probst: Zum Wort ist niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Wünscht die Frau Berichterstatterin ein 
Schlußwort1 - Bitte. 

Berichterstatterin Dr. Erika Seda (Schluß
wort) : Als Berichterstatter kann ich den ein
gebrachten Anträ gen Dr. Broesigke und Doktor 
Scrinzi nicht 'beitreten. 

Präsident Probst: Wir gelangen nunmehr 
zur A b  s t i m  m u n g, die iCh über beide Vor
lagen getrennt vornehme. 

Wir kommen vorerst zur Abstimmung über 
den Gesetzentwurf betreffend die Errichtung 
eines Bundesministeriums für Gesundheit und 
Umweltschutz. 

Es liegen Abänderungsanträge vor. Ich 
werde daher getrennt abstimmen lassen. 

Zu Artikel 1 Abschnitt I bis einschließlidl 
§ 3 Abs. 1 Z. 2 lit. a in der Fassung des 
Ausschußberichtes liegen keine Abänderungs
anträge vor. 

ICh lasse zunächst hierüber abstimmen und 
bitte jene Damen und Herren, die hiezu ihre 
Zustimmung geben, sich von den Sitzen zu 
erheben. - D anke. Das ist die Mehrheit und 
angenommen. 

Zu § 3 Abs.  1 Z. 2 lit. b liegt ein Abände
rungsantrag der Abgeordneten Dr. Broesigke 
und Genossen vor. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die dieser 
Bestimmung in der Fassung dieses Abände
rungsantrages ihre Zustimmung geben, sich 
von den Sitzen zu erheben. - Das ist die 
Minderheit, daher abgelehnt. 

Ich lasse nunmehr über § 3 Ab s. 1 Z. 2 lit. b 
sowie über die restlichen Teile des § 3 in der 
Fassung des Ausschußberichtes abstimmen 
und bitte j en e  Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Danke. Das ist die Mehrheit 
und daher angenommen. 

Es liegt ein Abänderungsantrag der Abge
ordneten Dr .  Broesigke und Genossen auf 
Streichung d e s  § 4 Abs. 1 vor. Ich kann nur 
positiv abstimmen lassen. Findet § 4 Abs. 1 
in der Fassung des Ausschußberichtes eine 
Mehrheit, ist  der Streichungsantrag gefallen. 

Sie haben ja gestern vor dem Osterreichi
schen Rundfunk keinen Zweifel darüber ge
lassen, daß am Ende aller Beratungen selbst
verständlich nur die Ansicht der Regierungs
partei zum Zuge kommen 'kann. D as aber ist 
als Ankündigung für Kooperations- und Ge
sprächsbereitschaft für mich zuwenig. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
§ 4 .Abs. 1 in der Fassung des Aussmuß
beriChtes ihre Zustimmung geben, sich von 

Ich hoffe, daß 'sich diese Ihre Meinung noch den Sitzen zu erheben. - Danke.  Das ist die 
ändern wird. Sonst werden wir :wahrsmeinlich Mehrheit und angenommen. Damit ist der 
Zeiten entgegengehen, in denen die Stimmung Streichungsantrag gefallen. 
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Zu den restlic:hen Teilen des G esetzent
wurfes liegen keine Abänderungsanträge vor. 

Ic:h bitte jene Damen und Herren, die diesen 
Teilen des Gesetzentwurfes sowie Titel und 
Eingang in der Fassung des Aussc:hußberichtes 
ihre Zustimmung geben, sic:h von den Sitzen 
zu erheben. - Danke. Das ist die Mehrheit 
und angenommen. Damit ist die zweite Lesung 
beendet. 

Die Frau Berichterstatter beantragt die so
fortige Vornahme der dritten Lesung. - Ein
wand wird nicht erhoben. Wir nehmen also 
die dritte Lesung vor. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf auch in dritter 
Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Dies ist die Mehr
heit und angenommen. Der Gesetzentwurf ist 
somit auch in dritter Lesung a n  g e n  0 m
m e n. 

Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung 
über den Entschließungsantrag der Abgeord
neten Dr. Scrinzi und Genossen betreffend 
Gesetzesvorlagen zur Verbesserung und 
Modernisierung der österreichischen Rechts
ordnung auf dem Gebiete des Umweltschutzes. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die diesem 
Entschließungsantrag ihre Zustimmung geben, 
sich von den Sitzen zu erheben. - Danke. 
Dies ist die Minderheit und a b g e l  e h  n t. 

Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung 
über den Entwurf der 1 .  Bundesfinanzgesetz
Novelle 1 912. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf samt Titel und 
Eingang unter Berücksichtigung der vom 
Berichterstatter vorgebrachten Druckfehler
berichtigung ihre Zustimmung erteilen, sich 
von den Sitzen zu erheben. - Danke . Dies 
ist die Mehrheit und angenommen. 

Präsident Probst: Wir gelangen _ zum 
3. Punkt der Tagesordnung: Entgeltliche und 
unentgeltlic:he Veräußerungen und Belastung 
von unbeweglichem Bundesvermögen. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Ing. Scheibengraf. Ich bitte ihn, zum Gegen
stand zu beric:hten. 

Berichterstatter Ing. Scbeibengraf: Herr Prä
sident ! Hohes Haus! Die Bundesr,egi-erung hat 
am 9. November 197 1 d€n Entwurf eines 
BU'lldesgesetz-es eingebracht, durCh welches der 
Bundesminister für Finanzen zu Ve'ffügungen 
über unbewegliches Bundesv·ermögen in Kärn
ten, Oberöst-erreich,  Salzburg, virol und Wien 
ermächtigt werden 'soll. Die einz.elnen entgelt
li chen und unentgeltlich-en Veräußerungen 
beziehungsweise Belastungen sind in den Er
läuterungen zur Reg,i-erungsvorlag-e eing'ehend 
dargestellt beziehung,swei,se begründet. 

Der Finanz- und Budg·etausschuß hat den 
von der Bundesregierung vorgelegten Ges'etz
entwurf am 18 .  Jänner 1 972 der Vorberatung 
unterzogen. An ,der DebaUe ,beteiligten sich 
außer dem Berichterstatter die Abgeordneten 
Sandmeier, Wielandner, Hahn, Dipl.-Ing. 
Dr. Zittmayr und DDr. Neuner sowie Bunde,s
minister für Finanzen Dr. Androsch. Abgeord
neter Wielandner brachte einen Abänderungs
antrag e,in. Der Gesetzentwurf wur,de unter 
Berücksichti'gung die,ses Abänderungsantrages 
mit IStimmeneinhelligk·eit angenommen. 

Der Ausschuß stellt daher durch mich den 
A n t r a g, der Nationalrat !Wolle dem von 
der Bundesregierung vorgelegten Gesetzent
wurf (5 der Beilagen) mit den dem ,schrift
lichen Ausschußbericht angeschlossenen Ab
änderungen d,ie verfassung<Smäßig'e ZusNm
mung erteilen. 

Für den Fall einer Wortmeldung beantrage 
ich, General- und Speziald-ebatte unter einem 
abzufü1hren. 

Die Frau Berichterstatterin beantragt die so- Präsident Probst: Es ist zwar beantragt, 
fortige Vornahme der dritten Lesung. - Ein- G eneral- und Spezialdebatte unter einem 
wand wird keiner erhoben. durchzuführen. Es ist aber niemand zum Wort 

Ich bitte j ene Frauen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf auch in dritter 
Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Danke. Dies ist die 
Mehrheit und angenommen. Der Gesetzent
wurf ist somit auch in dritter Lesung a n  g e-

n o  m m e n. 

3. Punkt: Bericht des Finanz- und Budget
ausscbusses über die Regierungsvorlage (5 der 
Beilagen) : Bundesgesetz betreffend entgelt
Urne und unentgeltliche Veräußerungen und 
Belastung von unbeweglichem Bundesver� 

mögen (148 der Beilagen) 

gemeldet. 

Wir gelangen daher zur A b  s t i m  m u n g.  

Ich bitte j ene Frauen und Herren, die dem 
vorliegenden G esetzentwurf samt Titel und 
Eingang in der Fassung des Ausschußberic:htes 
ihre Zustimmung erteilen, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Danke. Dies ist einstimmig 
angenommen. 

Der Berichterstatter beantragt die sofortige 
Vornahme der dritten Lesung. � E'inwand 
wird keiner erhoben. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden G esetzentwurf auch in dritter 
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Präsident Probst 

Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich von Für den Fall, daß Wortmeldungen vorliegen, 
den Sitzen zu erheben. - Danke. Das ist e i  n- bin ich beauftragt zu Ibeantragen, General
s t i m  m i g a n  g e n 0 m m e n. Der Gesetzent- und Spezi aide baUe unter e,inem durchzu
wurf ist somit auch in dritter L esung a n  g e- führen. 
n o m m e n. 

4. Punkt: Bericht des Finanz- und Budget
ausschusses über die Regierungsvorlage 
(1 1 der Beilagen) : Vertrag zwischen der 
Republik österreich und der Bundesrepublik 
Deutschland über die Gewährung von Ab
gabenfreiheit für Fernmeldeanlagen im Grenz-

gebiet (149 der Beilagen) 

Präsident Probst: Wir gelangen zum 4. Punkt 
der Tagesordnung: Vertrag mit der Bundes
republik Deutschland über die Gewährung von 
Abgabenfreiheit für Fernmeldeanlagen im 
Grenzgebiet. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Neuhauser. Ich bitte ihn zu berichten. 

Berichterstatter Neuhauser: Hohes Haus ! Da 
auf österreichischer Se�te ebenso wi'e auf deut
scher S eite fallweis'e das Bedürfni's be,steht, 
Anlagen zur Versorgung der an den Landes
grenz'en - insbesondere in Gebirg,sgegen
den - lehenden Bevölkerung mit Sendungen 
des Fernsehens und des Rundfunks aus tech
nischen und geographi'schen Gründen auf dem 
Gebi,ete des Nachbarstaates zu errichten und 
da sich ferner ähnliche Not,wendigkeiten auch 
hinSlichtlich von Flugsicherungsanlagen sowie 
F'ernsprechleitungen 'ergeIben, hat die Bundes
regierung dem Nationalrat den obgenannten 
Vertrag zur Gene'hmigung vor-gelegt. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat diesen 
Vertrag lin 'seiner Sitzung am 1 8. Jänner 1 972 
der Vor,beratung

' 
unte,rzogen. Diesoer Sitzung 

wohnte auch Bunde,smini,ster für Finanzen 
Dr. Androsch bei. Es wurde einsNmmig be
schlossen, dem Hohen Hause die Genelh.mi
gung des vorliegenden Vertrages zu ,empfeh
len. 

Gleichzeitig gab der Finanz- und Budget
ausschuß seiner Meinung Ausdruck, daß !in 
diesem PalI die Erlassung eines Bundes
gesetz,es - im Sinne des Artikels 50 Abs. 2 
Bundes-Verf.as,sungsgesetz ,in der gel tenden 
Fassung - zur Ubef'fü'hrung dieses V'ertrags
inhaltes in die innerstaatliche Rechtsordnung 
nicht notwendig ist. 

Der F'inanz- und Budgetausschuß stellt somit 
durch mich den A n  t r a g, der Nationalrat 
wolle dem Vertrag zwischen der Republik 
Osteueich und deT Bundesrepublik Deutsch
land über {He Goewährung von Abgabenfrei
heit für Fernmeldeanlagen im Grenzgebiet 
(1 1 der Beilagen) die verfassungsmäßige Ge
nehmigung ,erteilen. 

Präsident Probst: Es ist beantragt, General
und Spezialdebatte unter einem durmzuführen. 
Die Frage nach einem Einwand entfällt, da 
niemand zum Wort gemeldet ist. Wir kom
men daher zur A b  s t i m  m u n g. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
Antrag des Berichterstatters beitreten, dem 
gegenständlichen Vertrag die Genehmigung zu 
erteilen, sich von den Sitzen zu erheben. -
Danke. E i n  s t i m  m i g a n g e n  0 m m e n. 

5. Punkt: Beritbt des Finanz- und Budget
ausschusses über die Regierungsvorlage 
(88 der Beilagen) : Bundesgesetz über die Be
dedmng des Abganges des Milchwirtschafts
fonds im Geschäftsjahr 1972 (150 der Beilagen) 

Präsident Probst :  Wir gelangen zum 5. Punkt 
der Tagesordnung : Bundesgesetz über die 
Bedeckung des Abganges des  Milchwirtschafts
fonds im Geschäftsj ahr 1 972.  

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Hietl. Ich bitte ihn zu berichten. 

Berichterstatter Hietl: Hohes Haus!  Die 
Bundesregierung 'hat am 1 .  Dezember 1 97 1  
den obgenannt,en Gesetzentwur.f im National
rat oe'ingebracht, durch den der Bunde,sminister 
für Finanzen ermächtigt werden 'soll, dem 
Milchwirtschaftsfonds zur Erfüllung seiner ge
'setzlichen Aufga1ben im GeschäftsJahr 1972 
einen Zu schuß bis zu ,einem Gesamtbetrag 
von 457,720 Mülionen Sch illing zu gemähren. 
Die budgetmäßig'e Bedeckung ist im Bundes
voranschlag 1 972 vorge,se'hen. 

Der F�nanz- und Budgetausschuß hat die 
Regierungsvorlage in seiner Sitzung am 
1 8. Jänner 1972, der auch Bundesminister für 
Finanzen Dr. Androsm Ibe'iwohnte, vorberaten. 
Nach einer Wortmeldung des A,bgeordneten 
Dipl.-Ing. Dr. Zittmayr wurde der von der 
Bundesregi'erung vorgelegt.e Gesetzentwurf 
vom Ausschuß mit Stimmenein'helligkeit ange
nommen. 

Als Ergebnis der Heratung stellt der Finanz
und Budgetausschuß durch mich den A n t  r a g, 
<der Nationalrat ,wolle dem von der Bundes
regierung vorgelegten Gesetzentwurf (88 der 
Beilagen) die verfassungsmäßige ZU5Nmmung 
,ertreilen. 

Für den Fall, daß Wortmeldungen vorliegen, 
bitte ich, General- und Spezialdebatte unter 
einem abzuführen. 
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Präsident Probst: Es ist beantragt, General
und Spezialdeb atte unter einem durchzuführen. 
Wird ein Einwand erhoben? - -Das ist nicht 
der Fall. 

Wir gehen .in di'e Debatte -ein. Zum Wort 
gemeldet j'st der Herr .A!bgeordnete Dipl.-Ing. 
Dr. Zittmayr. Ich erteile es .ilhm. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Dr. Zittmayr (OVP) : 
Herr Präsident! Hohes Haus l Meine ,sehr ge
ehrten Damen und He rren I Die gegenständ
lich-e Regi-erungtSvorlage sieht einen ZUSdlUß 
des Bundes -an den Milchwirtschaftsfonds in 
der Höhe von 457,7 Millionen SchiUing im 
GeschMtsja'hr 1 972 vor, damit der Milchwirt
schaftsfonds seine g-esetzlichen Aufgaben im 
Sinne de·s Marktordnung-sgesetzes -erfüHen 
kann. Damit liegt dieser Zuschuß um rund 
5 Millionen Schilling niedr,iger als �m JaJhr 
1 97 1 ,  OIbwdhl, wie bekannt, d�e entstandenen 
M-elhrkosten auf dem Bau-, Maschinen- und 
S adrkost'ensektor die öst-efT'eichische Molkerei
wirtschaft im Jahr 197 1  allein mit rund 
50 MiUionen Schoilling zusätzlich belastet 
haben . 

Die Me'hJ.1belastung an Abschreibung,en auf 
Grund der du rchgeführt,en ibewüligt-en Investi
tionen auf dem Molkerei- und Käsereisektor 
im Ausmaß von rund 200 Millionen Schilling 
betra'gen 14 M-illionen SchiHing . Diese Kosten
steigerung und die tA'fA-Mehrbelastung von 
zusammen 64 Millionen Schilling fanden bei 
der Festlegung der V,erbraucherpr,eise im Juni 
1 91 1  keine Berück!sichtigung. Es w urde von 
der Preiskommiss.ion -einfach abgelehnt , auch 
die Molkere,jspannen an die tatsächlichen 
Kosten -anzupassen und diese Mo.Jkerei
spannen in den Pl'eisen der Produkte zu ibe
rücksichHg-en. Das heißt also, d aß man die 
gestiegenen Sachkosten für diesen Sektor der 
österreichischen Verarbeitungsindustrie ein
fach nicht anerkannt hat. Die tatsächlichen 
Steigerungen in den letzten Ja1hren bei den 
Sachkosten liegen :in der Größenordnung von 
rund '1 Prozent pro Ja'hr. Das heißt, es wurden 
in den letzten Ja'hren keine wie immer gear
teten Sachkostenstei'gerung-en berücksichti-gt, 
weder bei der :F,est,set'zung der amtlichen 
Preise noch durch einen höheren Bunde-s
zuschuß zum Abgang d,es Milchwirtschafts
fonds. Da,s hat bedeutet, daß die,se M€hr
belastungen einerseits durch zusätzliche 
Rationalisierungen auf dem Molkereisektor 
zum Teil aufgefangen werden mußten, was j a  
auch richtig ist. Auf der anderen Seite ent
stand jedoch e in unge-deckter Fondsabg-ang , 

der dann im nachhinein auf aUe österreidlli
schen Molkereien und KäJs-ereien umgelegt 
werden mußte und der als da,s ,sogenannte 
Notopfer von den Molkereien und damit auch 
von den Bauern geleistet werden muß . 

Durch di'e Entwick.'lung der Preissituation 
und der Kostensituat<ion und durch die Nicht
herücks,ichUgung bei der amtlichen Preisfest
setzung entsteht dem Milchwirtschaftsfonds 
für 1 97 1  ein ung,edeckt,er Fonld,sabgang in der 
Größenordnung von 1 1 0 Millionen Schilling. 
Wir haben ver,sumt, heim 2. Budgetüber

schreitungsg,esetz zumindest  e1nen Teil dieser 
Belastung 'ersetzt zu bekommen, und zwar die 
40 Millionen SchHling, die sich der Herr 
Finanzminister bei der Erzeug-ermilchpreis
stützung eingespart hat. Man 'hat -aber dies'er 
Forderung damals nicht R,echnung getragen. 
Unsere Forderung wurde abg-elehnt, sodaß 
al,so auf dem Weg über da-s Notopfer von 
den österrekhischen Molkere-ien und Käse
r'eien 1 1 0 MiUionen SchiUing getrag,en werden 
müssen. Dadurch werden diese Betriebe emp
findlich belastet. 

Da in Ost'erreich rund 85 Prozent der Be
und Verarbeitungsbetriebe auf dem Molkerei
sektor in genossenschaftlichen Händen und 
damit im Eigenbesitz der Bauern slind, belastet 
dieses Notopfer die Bauern dir,ekt, und da 
di,e Milchproduz,enten überwiegend Berg
bauern sind, ist es daher prakHsch eine B€
lastung der Milchproduz'enten, in erster Linie 
der Be'rgbauern. Wir wissen von anderen 
FormuHerung-en her, daß man ja den Berg
bauern besonder,s helfen will. Offensichtlich 
übeI1schne,iden sich hier die Ansichten, denn 
durch die Melhrtbelastung in 'er.ster Linie der 
Bergbauern in der Höhe von 1 1 0 Millionen 
SchiHting werden ,die 50 Millionen Schilling, 
die im heuri'g-en Jahr aus·geschüttet werden 
soHen, bei weitem übertrofien. Ich komme 
aher noch d ar auf zu sprechen, daß durch diese 
Nidltberück-sichtigung die Sela,stungen für d,as 
Jahr 1 972 noch wesentlüh größer se,in werden. 

Ich möchte al,so noch einmal dem Herrn 
Finanzmini'ster und dem Herrn Landwüt
schaftosminister zu bedenken geben, daß man 
doch auch für den Milchveraribeitungssektor 
die PreilS-Kosten-EntWlick.lung berücksichtigen 
muß. 

In den letzten vier Jahren sind die Sach
ko sten auf dem Molker-ei,sektor um rund 
30 Proz'ent g,estieg,en. Der staatliche Zuschuß 
zum Fondsabgang i,st in di'eser Zeit gleich
gebUeben, und daher hat ,dieser Betra'g prak
tisch ein Drittel seiner Kaufkraft eingebüßt. 
Trotz größte.r Bemühung-en der östeneichi
schen Molkereiwirtschaft um Rationailisierung 
und Strukturverbe-sserung ist durch dies-e Ent
wicklung eine bedrohl iche SituaNon entstan
d'en. Viel,e Molkereibetriebe sind Iber,eits in 
große finanzielle Schwierigkeitoen gelk.ommen 
und schIießen ihre Bilanzen mit Verlusten ab. 
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In d€n letzten Ja'hren wurde 'sehr viel hrin- Geldmittel aufbringen. Denn das kostet  be
sichtlich der Strukturverbesserung unternom- kanntlich außerordenUich vi-eI Geld. 
men. Ich darf einige Ziffern nennen : Im J ahre 
1 968 hat es in Osterreich 36 1 Molkereien und 
Käsereien gegeben, 1 969 sind diese auf 346 
zurückgeganglen, 1 970 auf 306, und Ende 1 97 1  
gab e s  i n  Osterreich 284 Molker·eien und 
Kä,sereien. Das heißt also:  innerhal!b von vlie.r 
Jahren konnte die Zahl der Käser-ei,en und 
Molkereien um 77 Betriehe oder 2 1 ,4 Prorent 
verringert werd€n. Das i'st ein-e ganz enorme 
Leistung in der Strukturver.oesserung, wenn 
wir wis'Sen, :wie schwierig an und für sich 
Fus�onen und Strukturverbesserungen in aUen 
Bereichen der WirtschaH s-ind. 

Ich brauche nur darauf hinzuweisen, wie 
schwieri.g ·es ist, zum Beispj'el auf dem ver
staatlichten Sektor ,eine Fusion zwischen den 
St.ickstoffwerken und der OMV durchzuführen, 
wo man sich mit Zwischenlö-sung-en w,ie 
TochtergesellschaHen und allem möglichen 
helfen muß, obwohl 'hier der Staat der 
Eigentümer wäre und ohne we.i�er,s entschei
den könnte. Wir müssen uns aher auf unserem 
Sektor bemühen, durch gut,es Zureden und 
durch entsprechende VeI1h.andlungen die 
Fusionen durchzuführen. (Abg. T r e i e  h I: 
Vor zehn Jahren haben Sie in jeder Gemeinde 
eine Molkerei haben wollen!) 

Lieber Herr Abg,eordneter, >ich sage Ihnen 
folgendes : Die Ziff·ern halben g·ezeigt, daß wir 
etwas getan haben, nicht was wir !haben w oll
ten, was geschehen ist oder was bestanden 
hat, sondern daß etwas g·etan wurtd-e. (Zwi
schenrufe.) Ich glaube , es wäre zweckmäßig,  
wenn Sie sich die d-iesbezügl1ichen Veröffent
lichung,en des Milchwirtscha'ftsfonds zu Ge
müte führen würden, dann könnten Si·e fest
st-ellen, :was ,in diesen J.ahren geschehen 1st. 

Die Vorstellung ,des Herrn Bundeskanzlers, 
daß man a'lso ·sozusagen sowi·eso hier radikal 
vorgehen könnt'e, weH die Zalhl der in Oster
reich notwendi'gen Mollk-erei-en und Käsereien 
von 87 vollkommen ausreicht, diese Vorstel
lung :bedeutet in dieser Konsequenz, wie sie 
ausg-esprochen wurd.e, eine Ausrottung kle·ine
r-er und mittlerer Betriebe. 

WÜ bekennen uns zur Umstrukturi,erung 
und zu Maßnahmen de,r Rationalisierung und 
oer Strukturverbesserung. Aber diese Vor
gänge, da,s sehen Sie .in allen übrigen Be
reichen der Wirtschaft, br.aumen eine ·gewisse 
Z-eit und braumen vor allen ;Ding-en sehr v,i-el 
Geld. Sie dürfen j a  nicht vergessen, wenn 
Sie aus fünf oder sechs Molkere;ibetJ:1iehen 
einen machen wollen, dann müssen Sie einen 
Betrieb neu bauen. Und wenn Sie dies,en neu 
bauen woHen, dann müss·en Si,e selhr viele 

Investitionen auf längerfrisNge Zeit .sind 
also erforderlich, und diese Investitionen 
müssen auch wieder hereingebracht werden. 
Das ist eine Tatsache. Hier geht man aber 
den Weg, daß man die Molkereitbetr,i€be 
finanziell aushungern will. Man wil l  -eine 
Strutkturverbesserung und diese gleichzeitig 
mit einer finanziellen Aushungerung erreichen. 
Das ist auf jeden Fall ke·in taugliches Mittel. 

Sie·, meine sehr g·eehrten Damen und Herren, 
wissen ja ganz g,enau, daß man aum ,in der 
IndustI1ie eine Strukturverbesserung nidlt da
durch durchführen k.ann, daß man -den ver
staatlichten Unterne'hmung,en k-eine Kredite 
g·ewährt, daß man keine Haftungen über
nimmt, sondern daß man Geldmittel aufbringt, 
daß man das EigenkapHai .stärkt, damit eben 
diese strukturverobes'Sernden Maßnahmen 
durchgeführt werden können. Aber bei uns 
glaubt man, mit umgekehrten MHteln, d.as 
heißt, mit einer finanziellen Auslhunge rung, 
die Strukturverhesserung sozusagen auf kal
tem Weg·e erzwingen zu können. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang fest

st-eIlen ,  daß der Milchwirtschafttsfonds für das 
Jahr 1 972 auf Grund der vorausgeschätzten 
Anl.ieferung einen Staatszusdmß von 634 Mil
lionen Schilling errechnet und beim Landwirt
schaftsministerium he,antragt hat. Es erhebt 
sich nun die Frage, ob der Herr Landwirt
schaift,sminister dies,en Betrag beim Herrn 
Finanzminirster ang·efordert hat oder ob er 
einen geringer,en Betrag angefordert 'hat. Es 
erhe'bt ·sidl die Frage : wer hat doi-e Kürzung 
der be-antragt'en Beträge vorgenommen, d·er 
Herr Landwütschaftsminister oder der Herr 
Finanzminister? Idl möcht'e -al,so bitt,en,  daß 
man diese Frage beantwortet und mir sagt, 
wer es e'ig,entlich auf s>Ü::h genommen hat, trotz 
der Berechnungen, die vor.gelegt wurden, ein
fach den Betrag für di·e Bedeckung des Ab
ganges statt mit 634 MiUionen mit 457 Mil
lionen festzusetzen. 

Die Unrichtigkeit der Budg·eterst,ellung für 
1 972 beim Milchpre1sausg1eich und di-e falsche 
Einsdlätzung wurde nicht nur von mir schon 
im Herbst festgestellt, auch das W'irtschafts
fOflSchung·soinstitut sdlrerbt im Dezembefheft 
auf Se'ite 471 : "Im ßundesvor,anschl,ag  1 972 
wurde für das kommende Ja<hr eine fast unver
änderte Mildlmarktlei,stung unterstellt. nie 
Entwicklung ,in den letzt'en �ei Quartalen 
deutet jedoch darauf hin, daß diese Annahme 
zu niedrig ist." Das heißt, man hat einfach 
bei der Budg'etersteUung 1972 ,bewußt, trotz 
der Prognose des Milchwirtschafbsfonds, trotz 
der Prognos-e des Wirtschaftsforschung'Slinsti-
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tutes, niedrig,ere Werte ,eingesetzt und damit 
die finanzielle Sicherung auf dem Sektor der 
Milch einfach nicht erre1cht, einfach negiert. 

Nach Meinung der Fachexperten fehl,en im 
Jahr 1 972 be'i :der 'Erzeug·ermilchplie'i,sstüt'Zung 
86 Millionen Schilling, bei der Qualritäts
bezaihlung der Milch 8 Millionen Schilling, 
und außerdem j'st ein ungedeckter Abgang des 
Milchwirtschaftsfonds in der Höhre von 
1 76 Millionen SchiUing festzusteHen, das 
heißt, es fehlen zusammen 270 Millionen 
Schilling. Und nun j,st meine Prage, ob das 
die I1ichtig,e 'Förderung der iMilchproduzenten. 
die in erster Uni,e Bergbauern s,ind, bedeutet. 
Ich glaube nicht, daß dies eine Förderung 
dar,stellt, sondern daß die Milchproduzenten 
und Ber-gbauern in er'ster Lini,e dire Leidtragen
den einer solchen IPoli bik sind. 

Di-e letzte Viehzählung am 3. Dezember 1 97 1  
z·eigt, daß i n  Osterre'i<:h die Zahl der Milch
kühe gegenüber dem Vorjahr um 1 9.200 Stück 
zurückgegangen ,ist. Auch die Zahl der Milc::h
kuhhaHer ist rückläufig. Steigend hingegen ist 
die Einz'elleistung pro Kuh und di,e' prozen
tuelle Milchmarlktleistung. 

Wiir können feststellen, daß tür viele 
Bauern die durch die Milchviehhaltung be
dingte Siebentagewoche Iim Zeitalter der 
Fünft,agewoche .in den übrigen ;Bere'idl'en der 
W.irtschaft ,eine zu große Bel'astung dar,stellt 
und daß der Mildlpre,is für ,sie keine ent
spr-edl'end ausreichende Entschädigung dar
stellt. Daher muß nach unserer Auffa:ssung 
eine Berü<ksidlHgung der stark g-esttiegenen 
Produktionskost:en der MildleI"Z€ugung erfol
gen, und zwar in Form einer Regulierung 
des Erz'eug'ermilch:preises durch dJi:e Preis
kommission,  denn auch di'e 'Bauern müssen 
eine bessere Entlohnung 'für dlhre Arbeit be
kommen, wenn sie -iihre Aufg,abe der Ernäh
rungss'ichierung und der Er'haltung der Kultur
landsch,aft auch in Zukunft 'erfüllen isollen. 

Seit 1 968 ist di:e Milch:kuhzahl in 'Oster
re.ich um rund 90.000 Stück zurück,gegangen. 
Da·s bedeutet einen um 90.000 Stück geringe
ren Kälheranfall pro Jahr, einen größeren 
Imp ortJbedarf ·an Kalbfle,isch und höhere Kalb
fleischpr,eis'e für die Konsument,en. Es ,i:st eben 
eine Tatsache, daß Mrilch und F�e;i:sch zu
sammeng,ehören. Ich 'habe 'in di'esem Zusam
menhang schon auf dieSre Bedeutung hinge
wIes'en, und Osterreich muß, wenn es als 
neutr,aler Sta,at e'ine gew,�ss>e Ernährungsobasis 
skl'lem will, di,es'en Tatsachen einfach Redl
nung trag-en. WÜ we.rden auch in Zukunft 
einen weiter-en rapild'en Rückigang der Milch
kuhzahlen in Osteflieich haben, wenn man 
nicht bere-it ist, dafür ein g,ewisses Verstänld
nis aufzu bring,en. 

Be,i dieser Situation i,st d�e durc::h das Ver
halten des Herrn :Bullldeskanziers Dr. Kr,eisky 
und auch des Herrn Finanzministers Doktor 
Androsch entst,andene Unsicberih:eit auf dem 
Gebiete der landwirtsc::haftlichen MaIikt
ordnung ,eine besondere Belastung für aUe 
Beteilrigten: 

1 .  Es ist in erster Lini,e ,eine Härte für die 
Ber'g'bauern, denen der Wegfa.Jl des MHch
prei,sausglekhe,s und des Transportausg.Jeriches 
größte Belastungen bring-en würde. 

2. Di'es gilt auch für die Mo}k,ereien und 
Käser,eien, -insbesondere für die Schwerpunkt
betriehe ,im Rahmen des mUchwütscha.ftlidlen 
Strukturplane,s, also für Betr,iebe, weldle 
Groß.investJiNonen durchfüihren sollen und 
'hohe Kredite ·aufnehmen müssen, alber nich t  
wi'ssen, o b  im nächsten J.ahr die auf ddesem 
Sektor getäti'gte Inv-est,ition noch als richHg 
gelten kann. DClts 11st ein-e Tatsa·c::he und Ibe,i 
solchen Investitionsvorhahen e-ine Zumutung, 
die nicht tragbar i,st. (Zustimmung b ei der 
OVP.) 

3. Das j,st auch für dte Konsumenten eine 
Belastung. Audl di,e Konsumenten sind be
troffen, wenn es auf dem Milchma:r!kt keine 
Ordnung gibt, denn für die Konsumenten obe
deut'et da,s, daß ihre ausreichende Versorgung 
mit qualitativ 'hodlwertig·en Produkten zu ein
heitlidlen -Pr'eilSen gefährdet wäre. 

4. Das ,bedeutet aber auch eline Bela'stung 
für die Bedi,enstetren de·s Milchwirtschafts
tonds, die von einem Ja1hr .auf das andere 
um !ihren Arbeitsplatz fürdlten müssen. 

W,enn zum Beispiel gegen Ende des Jahres 
1 97 1  ein sozial,i,stirsdl-er Gewerkschaftsvertreter 
als MitgN-ed der V,erwaltungskommission den 
Fondsangestellt'en 'empfohlen hat, Sikh um 
einen ander-en Posten für di'e ZeH ab 1 .  1 .  1 972 
umzuse/hen, dann zeigt das nidlt 'gerade von 
einer hervorragenden Arbeitnehmerfreun{l
lichkeit, ,sondern -es 'bedeutet ja für das g,e
samte p.er-sonal eine wahnsinnige Unsidler
heH, wenn von Jahr zu Jahr immer wiel<.ler 
die E:x:�st-enz der Bediensteten in ügendeiner 
Form -gefährdet ist. 

Das führt aber ·audl zu einer negativen Aus
lese ,  wedl sich j a  v-�el'e; die audl tin ,anderen 
Bere_idlen der W·irtschaft eine- entsprechende 
Beschäftigung finden könnten, :sa.gen: Wenn 
ich nie we,iß, ob ü:h ,im nächsten Jahr gehen 
muß, dann sdlaue idl midl von vornherein 
um -etwa,s ander·es um, Dadurch kommt es zu 
einer neg,ativen Au.sles'e , und das führt natür
l,ich audl nicht zu einer Steigerung der 
Leistungsfähigkeit des iFond-spersonals. 

Da!s ist für di,esen -großen Wrirtscha1t'szweig 
wirklich eine Zumutung, wie es s,ie in der 
übrigen österreichischen Wirtsdlaft nicht gibt. 
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W,enn wir bereits seit 40 Jahren Jn aster- I den Sitzen zu erheben. - Danke. Das i,st 
reich den M,ilchprei,sausgleich als die richtige e:benfaUs e i n s  t i m  m ,i g. Der Ge·setzentwurf 
Wirtscha'ftsordnung aneIik!ennen, dann sollte 'ist somi t auch in dritter Lesung a. n ·g e n 0 m
dies-es jährliche Spi,el mit der Marktordnung m e  n. 
endlich der Vergangenheit ang'ehören ! (Beifall 
bei der OVP.) 

Der MUch wirtschaftsfonds hat ,allen Abge
ordneten das Buch "Da1s Sy,stem der öster
reichischen Milchwirtschaft" zur Verfügung 
gestellt, ein Buch, das anläßllich des 40j ährigen 
Bestandes der milchwirtsmaftHchen Organisa
tion in astermich herausgegeben wurde. Ich 
möchte den 'elinflußreichen Herren der Soziali
stischen Partei, insbesondere dem Herrn 
Bundeskanzler, ,empf,ehlen, dieses Buch g,enau 
zu ,studi'eren, denn es handelt 'sich hier um 

eine sehr interessant'e Dokumentation. Dieses 
Buch zejgt, daß di.e Milchmarktordnung nicht 
eine Frag,e des Geldes d·st, sondern daß der 
Milchmarkt auf Grund sedner EigentümHch
keiten einfach !in allen Ländern ,einer Rege
lung bedarf. Die T,atsache, daß di,e EWG
Länder, auch die Ver,einigten Staaten von 
Amerika und fast ·aUe anideroen Länder eine 
Milchmarktopdnung ha,ben, ist klein Zufall. 
De'shalb wollen wür hitten, diese Dinge mit 
der nötigen Sorgfalt zu hehandeln und ,sie 

6. Punkt: Bericht des Finanz- und Budget
ausschusses über den Bericht der Bundes
regierung (111-3 der Beilagen) betreffend den 
Jahresbericht und den Jahresabschluß 1910/71 

des ERP-Fonds (151 der Beilagen) 

Präsident Probst: Wir gelangen zum 6. Punkt 
der Tagesordnung : Bericht der Bundesregie
rung (III-3 der Beilagen) betreffend den 
Jahresbericht und den Jahresabschluß 1 970111 
des ERP-Fonds. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Troll. Ich bitte ihn zu 'berichten. 

Berichterstatter Troll: Herr Präsident! Hohes 
Haus ! tM'eline Damen und Hoenen! Ich berichte 
im Auftrage des Finanz- und Budgoetaus
schusses über ,den Bericht der Bundesr,egie
rung (III-3 der Beilagen) betreffend den 
Jahresbericht und den Jahresabschluß 1910111 
des ERP-Fonds. 

nicht zum SpielbaU poliUscher Machtentsch'ei- Gemäß den Bestimmungen des § 22 ERP
dungen zu mach'en. (Beifall bei der OVP.) I Fonds-Gesetz hat die Bundesregierung den 

d d M lk 
. .  

t ; Jahresbericht und den Jahresabschluß des 
Die Milchwirtschaft UD ie · 0 ,  erelWII - ERP-Fonds für das Wirtschaftsjahr 1 910111 

schaft verlangen 'eine g·erechte Politik und 
eine Anerkennung iihrer 'beachtlichen Be-
mühung'en um Rationali<sierungen und Strulk
turverbesserungen. 

Die g,eg'enständliche R,eg,i,erung,s'Vorlage be
deutet keine ausr·eichende Lösung, weil die 
kommende Entwicklung nicht 'berücksiChtigt 
wird. WÜ werden j<edoch der Vorlag'e zu
stimmen, um das Funktio'Illi'eren des Milch
pr'ei,saus'gleiche,s in Osterreich nicht zu goe
fährden. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident Probst: Zum Wort ist niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 
Wünscht der Herr Berichterstatter das Schluß
wort? - Das j,st nicht tder FaR 

Wir g'elangen nunmehr zur 
m u n go 

A 'b s t i m-

Ich bitte j ene Frauen und Henen, dti,e dem 
vorl,iegoenden Gesetzentwurf samt Titel und 
Eingang �hre Zustimmung erte'ilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Danke. Das ist ein-
stimmig. 

Der Ber.ichterstaUoer beantragt die soforUge 
Vornahme der dritten L'esung. - Ein E�n
wand wipd niCht erhoben. 

Ich .bitte Jene Fr,auen und Henen, die dem 
vorliegenden Ge,setzentwur.f auch .in dritter 
Lesung iihr,e Zustimmung erteilen, ,sich von 

dem Nationalrat vorgelegt. 

Der Bericht schildert zunächst das ERP
Jahresprogramm 1 97011 1 in Beziehung zur 
Wirtschaftslage und Wirtschafts entwicklung, 
so dann die Abwicklung dieses Programms und 
gibt schließlich Aufschluß über das Vermögen 
des ERP-Fonds. 

In e inem statistischen Anhang sind Auf
gliederungen über die im Rahmen des Jahres
programms gewährten ERP-Investitionskredite 
nach Sektoren, nach Kredithöhe, nach Lauf
zeit und erstmals auch nach Bundesländern 
enthalten ; in einer weiteren Tabelle sind die 
seit Errichtung des ERP-Fonds gewährten 
ERP-Investitionskredite ausgewiesen, und eine 
letzte Tabelle enthält einen Uberblick über die 
Verfügungsrechte des ERP-Fonds gegenüber 
der Oesterreichischen Nationalbank zum 
30. Juni 1 97 1  sowie über die InanspruChnahme 
der Mittel im National'bankblock während des 
Geschäfts jahres 1 910/1 1 .  

Der Finanz- und Budgetausschuß hat diesen 
Bericht am 1 8. Jänner 1 972 der Vorberatung 
unterzogen. An der Debatte beteiligten sich 
außer dem Berichterstatter die Abgeordneten 
DipI.-Ing. Dr. Zittmayr, Dr. Schmidt, DDr. Neu
ner und Dr. Keimel sowie Staatssekretär 
Dr. Veselsky. 
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Bei der Abstimmung wurde einstimmig be
schlossen, dem Hohen Hause die Kenntnis
nahme des Berichtes zu empfehlen. 

Der Ausschuß stellt somit den A n  t r a g, 
der Nationalrat wolle den Bericht der Bundes
reg.ierung Ibetreffend den Jahresberich.t und 
den JaJhresabschluß 1 91017 1  des ERP-Fonds 
(III-3 der Beilagen) zur Kenntnis nehmen. 

Ich bin ermächtigt, für den Fall,  daß Wort
meldungen vorliegen, zu beantragen, Gener.al
und Spezialdebatte unter einem durchzu
führen. 

Präsident Probst: Es ist -beantragt, General
und Spezialdebatte unter einem durch.zuführen. 
Wird ein Einwand erhoben ? - Das ist nicht 
der Fall. 

W.ir geJhen in die Debatte ein. Als erster 
R·edner ist der Herr Abgeordnet·e Dr. Tull 
zum Wort g·emeldet. IEr hat das Wort. 

Abgeordneter Dr. Tull (SPO) : Herr Präsi
dent ! Meine Damen und Herren ! Es gehört 
zu den Aufgaben des Nationalrates,  nicht nur 
den Jahresbericht und den Ja'hresa'bschluß des 
ERP-Fonds in formeller und materieller Hin
sicht zu überprüfen, sondern darülber hinaus 
auch zu befinden, ob die dem Fonds bereit
gestellten Mittel volkswi rtschaftlich. �weck
mäßig , konjunkturgerecht und soweit wie 
möglich ,strukturverbessernd für di-e öster
reichische V01kswirtschaft eingesetzt worden 
sind. 

Wir steHen als erstes mit Genugtuung fest, 
daß zum ersten Mal der vorgelegte Bericht 
übersichtlicher gestaltet, daß er sowohl in 
regionaler als auch in branchenmäßiger Hin
sicht besser aufgegliedert worden -ist. 

Der Bericht ibeweist, daß 1 97017 1 seitens der 
ERP-Verwaltung drei Schwerpunkte gebildet 
wurden : 

Erstens einmal hat die Bundesregierung 
dafür vorgesorgt, daß ein entsprechend hoher 
Betrag für die Bereitstellung, für die S chaffung 
von zusätzlichen Arbeitsplätzen zur Ver
fügung gestellt wurde. 

Der zweite Schwerpunkt, den wir besonders 
begrüßen, ist der Wegfall der Obergrenze bei 
den Industriekrediten - so wie es früher 
gewesen ist -, in der Höhe von 10 Millionen 
Schilling. 

Und der dritte Schwerpunkt, dem zweifels
ohne auch, vor allem vom Standpunkt der 
Infrastruktur, große Bedeutung beizumessen 
ist, ist die Verdoppelung der Dotierung der 
Mittel für die Investitions- und Auf-

allem im Bereich der österreichischen Indu
strie ,  des Gewerbes und des Handels auf die 
Förderung von Investitionen zur Forschung 
und Entwicklung und darüber hinaus auf die 
Förderung von verschiedenen Vorhaben, die 
strukturpolitisch in regionaler Hinsicht als 
vordringlich zu bezeichnen sind. 

Darüber hinaus - und das ist auch absolut 
richtig - wurden Maßnahmen gefördert, die 
der Verbesserung der Qualität des Angebots 
dienen, sowie Maßnahmen, die der Förderung 
von Vorhaben der Fremdenverkehrswirtschaft, 
aber auch der Verbesserung der Betriebs
struktur in der österreichischen Landwirt
schaft dienen. 

In diesem Zusammenhang kann ich den 
Kollegen Dipl.-Ing. Dr. Zittmayr - er ist 
bedauerlicherweise im Augenblick nicht im 
Hause - nicht verstehen, denn er war bei 
der Behandlung dieses Tagesordnungspunktes 
im Finanz- und Budgetausschuß, und er hat 
sich in diesem Zusammenhang besonders für 
Fragen des landwirtschaftlichen Sektors inter
essiert. Ich verstehe den Herrn Dipl.-Ing. 
Dr. Zittmayr deshalb nicht, weil er vor 
einigen Minuten hier sehr kühne. aber un
wahre Behauptungen aufgestellt hat, nämlich 
daß diese Regierung, daß der Finanzminister 
drauf und dran sei, die Molkereiwirtschaft 
Osterreichs buchstäblich auszuhungern. 

Sicher ist eines : Wir sind bemüht - und 
das haben wir niemals verschwiegen -, die 
Strukturverhältnisse in der Molkereiwirtschaft 
den heutigen modernen Verhältnissen anzu
passen und entsprechend zu verbessern. Aber 
von einern Aushungern kann doch keine Rede 
sein, denn er müßte sich doch nur die Seite 1 6  
des -gegenständlichen Berichts ansehen. wo es 
ausdrücklich heißt : "In dem Bemühen um eine 
Verbesserung der österreichischen Molkerei
struktur wurden auch im Wirtschaftsjahr 19701 
7 1  wieder Kredite für den Ausbau von 
Molkereibetrieben gewährt. "  - Keine Rede 
vom Aushungern der österreichischen Molke
rei wirtschaft ! 

Im Jahre 1970/71 wurden für Investitions
maßnahmen auf dem landwirtschaftlichen 
Sektor 68 Kredite mit einern Gesamtbetrag 
von über 1 73 Millionen Schilling gewährt. Von 
diesen Kreditzusagen entfallen sechs auf Mol
kereien, mit einem Gesamtbetrag von 28 Mil
lionen Schilling ; das sind sage und schreibe 
16 Prozent. Mehr wurde lediglich für Zwecke 
der Errichtung von Getreidesilos zugesagt, 
nämlich 58,6 Prozent. Von einem Aushungern 
der österreichischen Molkereien kann also 

schließungsbanken. wahrlich nicht gesprochen werden. 

Das Jahresprogramm 1 970/7 1 .  wie es uns Im Interesse einer wirksamen Struktur-
die Bundesregierung vorgelegt hat, zielte vor politik wurde - und das finden wir als eine 
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besonders wertvolle  Maßnahme - die Ober
grenze tür die Industriekredite - wie ich 
schon ausgeführt habe - von 1 0  Millionen 
Schilling aufgehoben.  Diese Maßnahme ist 
volkswirtschaftlich gesehen zweifelsohne rirn
tig. Erforderlirn war diese Maßnahme nirnt 
zuletzt deswegen, weil  die Industrieinvesti
tionen nach j ahrelanger Stagnation gerade ab 
1 970 sehr kräftig gestiegen sind, nämlich um 
20 Prozent. 

Die Folge dieser Tatsache war die Not
wendigkeit, zusätzliche Mittel - und das ist 
eben durrn die Aufhebung dieser Obergrenze 
erzielt worden - für die Strukturverbesse
rung auf dem Sektor der österreichischen 
Industrie zur Verfügung zu stellen. 

Wesentlich anders verhält sich das Bild 
auf dem Sektor der Mittelkredite. Hier muß 
man nach wie vor die verhältnismäßig ge
ringen Ausmaße dieser Kredite feststellen. 
Sie werden weniger beansprucht, nicht zuletzt 
deswegen, weil vielfach Anträge struktur
politisch nicht so g e g eben sind, nirnt so be
gründet werden könn en, daß man sie positiv 
behandeln könnte, daß man ihnen entsprechen 
könnte. 

Hier bieten sich allerdings andere Möglich
keiten, und zwar Ausweirnmöglichkeiten. Wir 
begrüßen es, daß diese Ausweichmöglich
keiten geschaffen wurden, wie beispielsweise 
die BURGES-Aktion, und wir hoffen, daß diese 
Maßnahmen auch in Hinkunft entsprechend 
gefördert werden können. 

Ein besonderes Augenmerk wurde im 
Jahresprogramm 1 97 01 7 1  dem Fremdenver
kehrssektor gewidmet.  Die Beherbergungs
betriebe erhielten 37 Millionen Schilling, für 
den Verpflegungssektor wurden 7 Millionen 
Schilling aufgewendet. In diesem Zusammen
hang möchte ich doch das Augenmerk der 
zuständigen Stellen der Fondsverwaltung des 
Bundeskanzleramtes auf den Umstand lenken, 
daß eine Diskrepanz zwischen dem Beher
bergungssektor und dem Verpflegungsbereich 
in der österreichischen Fremdenverkehrswirt
schaft besteht und daß man immer wieder 
feststellen muß, daß zwar auf dem Beher
bergungssektor Kapazitäten immer wi eder 
neu geschaffen werden, während es auf dem 
Verpflegungssektor nicht so bestellt ist, daß 
man die Nachfrage, vor allem in den großen 
Fremdenverkehrsgebieten,  restlos befriedigen 
könnte. Wir begrüßen es daher, und wir er
warten uns sehr viel von dem von der 
Bundesregierung vorbereiteten mehrjährigen 
Fremdenverkehrskonzept, das den koordinier
ten Einsatz aller Mittel garantieren wird. 

Besonders bedeutsam erscheint mir die Tat
sache, daß im Berichtsj ahr ein entsprechend 

hoher Betrag zur Schaffung von Ersatzarbeits
plätzen in den Kohlengebieten in Oberöster
reich, Steiermark und Kärnten bereitgestellt 
worden ist. In diesem Zusammenhang möchte 
ich, da ein entsprechend großer Betrag gerade 
nach Oberösterreich, in den B ereich der 
W olfsegg-Tr aunthaler, geflossen ist, einige 
Bemerkungen zum oberösterreichischen Koh
lenbergbau machen.  Die WTK - die Wolfs
egg-Traunthaler - hat in der Zeit von 1 958 
bis 1 969 insgesamt 223 Millionen Schilling 
investiert ; die SAKOG hat im -gleichen Zeit
raum eine Summe von 102 Millionen Schilling 
investiert. (DeI P I ä s i d e n  t übernimmt 
den Vorsitz.) 

Wenn auch in Hinkunft in Oberösterreich 
die Braunkohlenförderung im gleichen Um
fange aus neutralitäts- und wehrpolitischen 
Gründen gesicher t  werden soll , und zwar in 
einem Ausmaß von ungefähr 800.000 bis 
1 Million Tonnen Kohle, dann wird es unum
gänglich notwendig sein, die Mittel für die 
Bergbauförderung zu erhöhen und vor allem 
auch einmal der Wolfsegg-Traunthaler ent
sprechende B eträge aus .der Bergbauförderung 
zur Verfügung zu stellen. 

. 

Es wurde festgestellt, daß pro Tonne Kohle 
ungefähr 25 S notwendig gewesen wären. Wir 
hoffen und wünschen, daß es möglich sein 
wird, im Jahre 1 972 bei der Behandlung eines 
allfälligen BudgetÜ'berschreitungsgesetzes da
für vorzusorgen, daß entsprechende zusätz
liche Mittel für die Bergbauförderung ibereit
gestellt werden können. 

Damit allein ist das Problem aber zweifels
ohne noch l ange n icht gelöst. Wir begrüßen 
es, und wir danken der Bundesregierung, daß 
sie in den letzten 'Monaten gerade im B ereiche 
der Wolfsegg-Traunthaler Kohle entspre
chende ERP-Gelder zur Schaffung von Ersatz
arbeitsplätzen b e r eitgestellt hat. Das genügt 
aber noch nicht, und wir hoffen und wün
scben, daß weitere Beträge bereitgestellt wer
den, damit weitere Betriebe in diesem Bereich 
angesiedelt werden können. 

Der Herr Generaldirektor der Wolfsegg
Traunthaler Zaininger hat anläßlich der 
letzten Batbarafe i e r  heftige Kritik an der der
zeitigen Bundesregierung geübt, weil ein 
Memorandum über die Situation des öster
reichischen Kohle nbel'gbaues, das im Jahre 
1966 der ;damal i g en Bundesregierung über
mittelt worden ist ,  noch keiner Erledigung 
zugeführt und noch keine Entscheidung über 
die Zukunft des ästerreichischen Kohlenberg
baues gefällt wurde. Wir glauben, daß man 
diese Kritik in e iner Richtung hin ergänzen 
muß. Man muß loyalerweise feststellen, daß 
in der Zeit von 1 966 bis 1 970 wahrlich ge-
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nügend Zeit gewesen wäre, um dieses Pro
bl,em nicht nur in Angriff zu nehmen und zu 
behandeln, sondern tunlichst auch einer ent
sprechenden aufrechten Erledigung zuzufüh
ren. Man möge nunmehr nicht den Weg des 
geringsten Widerstandes, der Popularitäts
hascherei gehen, der vielleicht 'sehr publi
kumswirksam sein mag, j e tzt die Bundes
regierung für die Unterlassungen in der Zeit 
von 1 966 bis 1 970 verantwortlich zu machen. 
Wir sind überzeugt, meine Damen und Herren, 
daß dieses Problem nicht von heute auf 
morgen gelöst werden kann. (Abg. Doktor 
M u s  s i 1 :  Von Ihnen auf keinen Fall!) Die 
jetzige Bundesregierung hat alber bereits erste 
zielführende Maßnahmen durch die hundert 
Millionen gesetzt, die der ERP-Fonds-Verwal
tung zur Verfügung 'gestellt worden sind. 
Davon wurde im Bereich der Wolfsegg-Traun
thaler Kohlenber-gbau AG immeI1hin -ein Be
trag von über 38 Millionen izur Verfügung 
gestellt, und wir 'hoffen und müssen ,gemein
same Anstrengungen unternehmen, daß diese 
Aktion weiter fortgesetzt werden kann, damit 
dieses Problem, da-s ,dort eines der brennend
sten ist, zur Zufriedenheit der dortigen Be
völkerung gelöst werden kann. (Zwischenruf 
des Abg. S t a u  d i n g e r.) Auch Sie, Herr 
Kollege Staudinger, werden als ein Vertreter 
dieses Gebietes mithelfen müssen! 

klima, welches zu einem Anstieg der Indu
strieinvestitionen von 1 968 auf 1 969 um fast 
22 Prozent und auf 1 970 um weitere 29 Pro
z ent führte. Herr Dr. Tull, das ist das Erbe, 
das wir Ihnen hinterlassen h ab en, die Wirt
schaft aus einem Tief in ein ausgesprochenes 
Hoch geführt zu haben ! 

Beim ERP-Fonds allerdings führte diese 
Investitionsbereitschaft zu einem krassen Aus
einanderklaffen zwischen eingereichten An
trägen, also Kreditbedarf, und Kreditzusagen. 
Waren vor 1 969 die Einreichsummen etwa 
1 20 Prozent, also 20 Prozent höher als die zur 
Verfügung stehenden Mittel, so verschlech
terte sich das 1 97017 1 ,  also im Berichtszeit
raum, auf das Zweieinhalbfache. Im Fremden
verkehr zum Beispiel hat dieses Mißverhältnis 
dazu geführt, daß Ende 197 1  für den vierzig
fachen Betrag der vorhandenen ERP-Mittel 
Anträge vorlagen. 

Die Förderung durch ERP-Kredite, welche 
sich ja vor allem durch Langfristigkeit bei 
einem gewissen erträglichen Mischzinssatz 
auszeichnen, wird daher relativ immer gerin
ger, denn trotz der gewaltigen Kostensteige
rungen für Investitionen bleibt der für die 
Wirtschaft bereitgestellte Betrag seit J ahren 
gleich. Für den Fremdenverkehr zum Beispiel 
wurden die Mittel sogar ganz wesentlich ge
kürzt. Da hilft auch, Herr Dr. Tull, die Auf-

Meine Damen und Herren! Wir sind der 
denn dl' e  hebung von Obergrenzen nichts, 

Meinung, daß dieser Bericht für di,e öster-
bringt auch keine neuen Mittel ! 

reichi·sche Volkswirtschaft außerordentlich er-
freulich ist, daß man ,bewiesen hat, daß der 
ERP-Fonds als Instrument der gegenwärtigen 
wirtschaftlichen Situation entsprechend richtig 
eingesetzt worden ist, daß die Mittel ziel
führend angelegt worden sind, und aus diesem 
Grunde werden wir selbstverständlich diesen 
Bericht zur Kenntnis nehmen! (Beifall bei der 
SPO.) 

Präsident: Als nächster zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Dr. Keimel. Ich erteile 
es ihm. 

Abgeordneter Dr. Keimel (OVP) : Herr Prä
sident ! Meine Damen und Herren ! Der Bericht 
über den ERP .. Fonds und dessen Jahres
abschluß 1 97017 1 ist so interessant wie eine 
Unternehmensbilanz. Für den einen sind es 
vielleicht naCkte historische Zahlen, für den 
anderen gehen daraus eine Fülle von Erkennt
nissen auch für die Zukunft hervor. 

Die wirtschaftlichen Maßnahmen der OVP
Regierung 1 966 bis 1 970 in Verbindung mit 
einem weltweiten Konjunkturanstieg führten 
die österreichische Wirtschaft aus dem Tief 
etwa 1 966 in ein Hoch. Das begünstigte zum 
ersten Mal nach vielen Jahren der Stagnation 
insbesondere in der Industrie ein Investitions-

Bekanntlich ;bedur.fte es auch - ich sage 
das, weil Sie es auch erwähnt haben, Herr 
Dr. Tull - unserer ganz energischen Inter
ventionen, um die BURGES-Aktion wieder in 
Schwung zu bringen. (Abg. Dr. S t a r i
b a  c h e r: Die BURGES-Aktion haben Sie in 
Schwung gebracht?) Sie, Herr Minister, haben 
sie j edenfalls erst ,einmal ,eingestellt !  (Abg. 
Dr. S t a l  i b a c h  e r: Sie haben sie doch ein
gestellt! Fragen Sie doch die Herren, die es 
gemacht haben!) Wir könnten darüber natür
lich auch noch debattieren, und wenn ich dazu
komme, werde ich es gerne machen! Sie 
kennen ja die Zahlen, Herr Minister. Ich 'habe 
sie sogar da, ich stelle sie gerne zur Ver
fügung. (Abg. Dr. S t a  r i b a c h e r: Der Ab
geordnete Mitterer wird bestä tigen, daß er 
die Aktion eingestellt hat!) 

Der österreichischen Wirtschaft wird so 
gerne eine ganze Palette von Fremdfinanzie
rungsmöglichikeiten präsentiert. Wir haben es 
eiben wieder gehört. Der ERP"Fonds zählt hier 
auch dazu. Das erinnert mich so ein bißchen 
daran, daß man nach dem Motto "Haltet den 
Dieb" davon ablenkt, ·daß man dies-er Wirt
schaft zuerst einmal die erarbeiteten Gewinne 
wegsteuert. Meine Damen und Herren! Ein 
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solches System der Besteuerung führt zwin
gend zu einem System der Fremdfinanzierung, 
ohne auch nur annähernd den gesunden 
Mechanismus der Selbstfinanzierung zu er
reichen. 

Dazu erlauben Sie mir einige kritische Fest
stellungen zu einer Antwort des Herrn 
Finanzministers im Finanz- und Budgetaus
schuß auf meine seinerzeitige Frage nach der 
Belastung der Wirtsdlaft und der Bevölkerung 
mit öffentlichen Ahga'ben, worunte r  ich alle 
Zwangsabgaben verstehe. Er meinte damals 
wörtlich: Es ist auch nicht so schlecht mit der 
Belastung. Sicherlich sagt ein Tarifveryleich 
allein nicht alles , auch nidlt die Frage der 
Bemessungsgrundlage, wie der Herr Finanz
minister gerne unter Hinweis auf die "viel
fältigen G estaltungsmöglidlkeiten",  wie er es 
immer so gerne nennt, zu verstehen gibt. 

Klarere Auskunft gibt die Gesamtbelastung 
des Bruttonationalproduktes und der Wirt
schaft mit Steuern und Abgaben im weiteren 
Sinne, denn den Belastungsziffern l iegt ja das 
edlte Steueraufkommen zugrunde . Und hier 
liegt Osterreich in der europäischen Spitze. 

Audl hei diesem Prozentvergleich müssen 
wieder mehrere andere Komponenten berück
sichtigt werden, primär die Ausstattung der 
Wirtsdlaft mit Kapital. Wir vergleichen zum 
Bei spiel auch Ibranchenweise die Ausstattung, 
die Wertigkeit von Arbeitsplätzen in Tirol 
mit Bayern. Hier liegen unsere östeneichi
schen Betriebe im europäisdlen und gar im 
internationalen Ver·gleidl l,eider s chlecht. Das 
ist auch der wesentliche Grund unse rer niedri
gen Quote pro Einwohner am Bruttonational
produkt. 

Die schledltere Kapitalausstattung unserer 
Wirtsdlaft: 9 Staaten l iegen nur in Europa 
vor uns. Zusammen mit den höheren Abgaben 
für besser verdienende Arbeitne.hmer führte 
das audl zu dieser, wenn im so s agen darf, 
modernen Steuerflucht. 130.000 Osterreicher 
- und sicherlich nicht die schlechtesten I -
arbei ten bereits im Ausland. 

Dazu ein ernstes Wort : Der Arbeitnehmer 
in den Betrieben draußen wertet einfach 
- ich kann dazu auch vielleicht sagen : 
leider - die sogenannten Lohnnebenkosten 
nicht. Und wenn wir ihm noch so sehr er
klären, daß dies der Preis ,für soziale Sicher
heit, für sozialen Wohlstand und so weiter 
sei - wesentlich erscheint ihm das effektive 
Einkommen. 

Unser Steuersystem nähert sich zunehmend 
der Gefahrengrenze. Es geht nicht mehr ein 
bißchen um die Besteuerung der Reimen oder 
der Nidltr,eichen, sondern es handelt sich 

darum, ob die schmale Ertragsbasis, die nun 
einmal notwendig ist, um die dringenden 
Investitionen durchzuführen, den Wirtsmafts
fortschritt in Gang zu hal ten,  die Wett
bewerbsfähigkeit insbesonde re gegenüber 
dem Ausland zu verbe'ssern, verbreitert, zu
mindest aber erhalten werden kann. 

Gern wird gerade Mer auch und insbeson
dere von der Presse der Gewerksdlaft - i ch  
l e s e  die "Solidarität" immer sehr aufmerk
sam - unterschwellig . . . (Abg. S t r ö e r: 
Das wird gut sein!) ja, wahrsch.einlich mehr 
als vielleicht manche Ihrer K ol l e g.en hier, Herr 
Abgeordneter - unterschwellig, aber oft auch 
ganz offen und fal'sch darauf hingewiesen, 
daß die Arbeitnehmer Ibenachteiligt würden. 

Ich bin mit Ihnen einer Meinung, meine 
Herren, wenn Sie damit meine n :  "gegenüber 
dem Finanzminister", der die b e rechtigten For
derungen nadl Progressionsminderung ab
lehnt. Aber Sie schreiben zum Beispiel : "Von 
1 961 bis 1971  sind die Einnahmen des Staates 
aus der Lohnsteuer der Arbeitnehmer dreimal 
so rasch gestiegen wie die Einnahmen des 
Staates aus den Gewinnsteuern der Unter
nehmer; also aus den Steuern von j enen Ge
winnen, die nach Abzug aller Kosten (Löhne,  
Vormaterial, Investitionen", - das doch 
auch! - , , (  . . .  ) den Unt,ernehm e rn verbleiben." 
Dem Schreiben müßte man wahrscheinlich ein
mal den Unterschied zwischen Unternehmung 
und Unternehmern klarmachen. - "Eigentlich 
wäre es die Aufgabe des Staates, mit 'seinen 
Steuern die Einkommen umzuverteilen. Den 
Besserverdienenden mehr wegzunelhmen, den 
weniger Verdienenden entsprechend weniger. 
In den sechziger Jahren hat es nun eine Um
verteilung in die andere Richtung gegeben. 
Zugunsten der Unternehmer, zu Lasten der 
Arbeitnehmer. " 

Meine Damen und Herren!  Das ist glatte 
Demagogie, weil es - davon ibin ich über
zeugt - diejenigen, die das schreiben, sicher
lich 'sehr gen au und besser wissen. Sie kennen 
sicherlich auch die Lohn- und Einkommen
steuerstatistik. Ich wHl Sie mit Zahlen nicht 
länger aufhalten, aber es ist doch interessant, 
folgendes wieder einmal in Erinnerung zu 

rufen: 

Bis 1 00.000 S verdienen in Osterreich 93 Pro
zent der Einkommen- und Lohnsteuerpflichti
gen. Sie tragen zum Gesamtaufkommen an 
Einkommen- und Lohnsteuer 40,3 Prozent bei. 

Bis 300.000 S verdienen nur mehr 6,3 Pro
zent der Pflichtigen, sie tragen fa'st 31 Prozent 
des Gesamtaufkommens !bei.  Und über 
300.000 S verdienen 0,6 Prozent der Lohn
steuer- und Einkommensteuerpflichtigen, und 
sie tragen 29 Prozent des Gesamtaufkommens 
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an Lo'hn- und Einkommensteuer bei. Das sind plätze sichern steig,ende Bezüge, wie die 
die wahren Ziffern. Erst einmal muß der letzten J a'hre bewiesen haben. 
Unternehmungsgewinn erarbeitet werden, 
auch bei einer VOEST, bei einer Alpine und 
so weiter 'sollten das die Unternehmungs
gewinne sein. Und erst was die Unternehmer 
entnehmen, ist im engeren Sinne das Unter
nehmereinkommen. Dieser Unternehmungs
gewinn hat als wichtigste Funktion die Aus
stattung der Arbeitsplätze mit immer besserer 
maschineller Ausrüstung, sodaß die mensch
liche Arbeitskraft bei immer leichterer Arbeit 
produktiver gestaltet werden kann. Das führt 
dann auch zwangsläufig und Gott sei Dank 
zu höheren EiIllkommen. 

Die, wie ich erwähnte, in der "Solidarität" 
angeführte dreimal so rasch gestie·gene Lohn
st.euer ist also genau die Bestätigung, daß die 
Masseneinkommen 'sowdhl quantitativ, ins'be
sonder,e aber qu alitativ, nämlich in der Höhe, 
gestiegen sind und d amit sehr rasch in die 
extrem hohe Progression .gera.de der mittleren 
EinkO'Illmen geraten sind. 

Ebenso bekannt - nur als Nebenerschei� 
nung sei es erwähnt - i'st j a, daß sehr viele 
Unternehmen in KapitalgesellsChaften, zum 
Beispiel GmbHs, umgewandelt wurden. Dazu 
wurde unter anderem auCh das Strukturver� 
besserungsgesetz 'geschaffen, und die Ge
sChäftsführer dort sind jetzt gleichzeitig meist 
die Gesellschafter, zählen aber niCht mehr mit 
e inem relativ vielleicht höheren Einkommen 
zur Einkommensteuerstatistik, sondern zur 
Lohnsteuerstatistilk und fallen 'bei der Ein
kommensteuersta1istik weg. Da·s v'erzerrt 
natürliCh di'ese  StaUsUk sehr stark. 

Und letztlich haben die österreiChisch.en 
Unternehmen die jetzt auslaufende Periode 
einer sehr guten Konjunktur mit N aChdruck 
genutzt, um die LeistungskraH der Betriebe 
zu stärken. Von 1968 bis 1 971  sind die 
Investitionen um 'fast 75 Prozent gestiegen 
- um fast 75 Prozent , Herr Dr. Tull ! -, das 
ist also das Erbe unserer Wirtschaftspolitik. 

Durch die damit not.wendig verbundenen, 
wesentlich höheren Abschreibungen, was so
g ar - im habe es vorgelesen � die "Solidari� 

tät" anerkennt, ergibt sich, daß der AnsUeg 
des Aufkommens an Einkommensteuer, an 
Körperschaftsteuer nicht im Gleichklang mit 
der Konjulliktur verläuft und nicht verlaufen 
kann. Aber lang.fristig er-gibt sich eine wesent
liche Steigerung der Leistungskraft der Unter
nehmen und damit ein erhöhtes Steuerauf

kommen . 

ICh erwähnte es bereits : Diese Investitionen 
liegen selbstverständlich im größten Interesse 
unserer AI1beitnehmer, denn moderne Arbeit'S� 

Völlig fal,gch -ist also die an den Tatsachen, 
ich würde fast s a·g·en, vorbeia'gi,erende 
Ansicht, daß sich aus der zeitlich unterschied� 
lichen Entwicklung der Zuwachsraten bei der 
Lohnsteuer und bei den Gewinnsteuern eine 
Benachteiligung der Arbeitnehmerschaft ab
leiten l asse. Genau das Ge.genteH ist der Fall, 
meine sehr geehrten Damen und Heuen. Einer 
allerdings ist ein brutaler Nutznießer: der 
Herr Finanzminister. 

Solche Vergleiche sind demagogisch, sie sind 
falsch, ganz andere Kennziffern sind für unsere 
Wirtschaft maßgebend, und iCh möchte nur 
einige wenige erwäJhnen. 

Das steigende Handelsbilanzdefizit zeigt 
doch offensichtlich, daß unsere Wirtschaft 
preisliCh von der Kostenseite her weder im 
EXJport noch aber auch gegenüber dem Import

druck im nötigen Maße konkurrenzfähig ist. 
Und auch die Ausstattung mit Kapital ist 
eine Kennziffer. Nicht nur die Frage der 
Ges amtausstattung mit Kapital ist ' wiChtig, 
sondern auch das Verhältnis Eigenkapital zu 
Fr.emdkap ital , also die Möglidrkeit der Eigen
finanzi·erung unserer Wirtschaft . 

Die Fremdfinanzierung ist sicherlich eine 
wichtige Finanzierungsquelle. In dem Maß, 
in dem der Anteil der privaten Haushalte an 
der volkswirtsChaftliChen Ersparnisbildung 
steigt , worauf gerade zum Beispiel an Welt
spartagen so gern und stolz hingewiesen wird, 
muß doch zwangsläufig dIe Außenfinanzierung 
der übrigen Sektoren, also insbesondere der 
Unternehmen , aber auch der öffentlichen 
Hand, steigen. Diese Außenfinanzierung be

deutet in Osterreich zufolge einer gewissen 
- ich möchte es .so nennen - unter·entwick,el
ten Spargewohnheit, abgestimmt nur auf 
Kontensparen, bestenfalls Anleihenzeichnun
gen statt Veranlagung in Risikokapital, wie 
zum Beispiel Beteiligung an Aktien und so 
weiter, fast gleichzeitig immer Fremdfinanzie
rung. Die Wirtschaft wird immer mehr Schuld
ner. Das ist auf die Dauer untragbar, da das 
Eigenkapital gewisse una'bdingbare Funk
tionen hat. 

Die wesentlichsten unabdingbaren Funk
tionen sind vielleicht industrie�, 'staats- und 
gesellschaftspolitische. Industriepoli tisch·e, 
weil das Eigenkapital die Basis der Unter
nehmensfinanzierung ist, die Finanzierungs
kosten in Grenzen hält, die Expansion 'Sichert, 
was wiederum die Grundlage für die Sicher� 

heit der Aufnahme von Fremdkapital dar
stellt. Staatspolitisch, weil ein Schwinden der 
Eigenkapitalbasis die Bewahrung der öster� 
reiChischen Substanz und uns ere Industrie ge-

21. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)50 von 63

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 2 1 .  Sitzung - 21 .  Jänner 1972 1 587 

Dr. Kelmel 
fährden würde. Und gesellschaftspoliUsch ,  
w eil die marktwirtscb.aftliche Ordnung auf d e r  
D ezentralisierung der wirtschaftlichen Macht 
und damit also auf der Existenz möglichst 
vieler selbständiger Unternehmungen ruht. 

Der Eigenkapitalanteil der österreidlischen 
Wirtschaft sinkt laufend, von zum Beispiel 
1 955 mit noch 61 Prozent auf jetzt etwa 
40 Prozent. Branch.enwei'se ist es noch wesent
lich trister. 

Der Grund ist sehr einfach : zu geringe Ge
winne und die Versteuerung von fioktiven Ge
w innen durdl die Abschreibungspolitik von 
den Nominalwerten. Ich darf dazu als Beisp i e l  
s agen, d aß von 1 955 b i s  1 967, also i n  zwölf 
Ja:hren, die Baukosten um über 83 Prozent 
g e stiegen sind, die Abschreibungsquoten a}so 
n iemals mehr entsprechen können. 

Das alles führte letztlich dazu, daß die 
I nvestitionsquote der österreichischen Indu
strie seinerzeit in einem besorgniserregenden 
Ausmaß zurückging. Aber es ist wesentlich, 
d aß das gerade Ibei der Industrie nicht der 
Fall  ist ,  ist sie doch der Hauptträger in der 
Produktivität. 

Die Bruttoinvestitionen pro Kopf der B e
völkerung l agen 1 968 zum Beispiel in Oster
reich bei 9500 S hinter acht europäischen 
Staaten, die aber von vornher,ein eine g anz 
andere, bessere, höhere Ausstattung aufwie
s en. Zum Vergleich nur die Schweiz mit 
1 8.000 .s und Deutschland mit 1 3 .500 S. 

Die gezielten wirtschaftspolitischen Maß
nahmen ab 1966 im Sinne des s(}genannten 
Koren-Planes haben die Investitionstätigkeit 
stark angekurbelt, und 1 97 1  werden sie etwa 
18 Milliarden erreichen. 

Wozu führte das aber auch, meine Damen 
und Herren? Daß - ich h abe es ,bereits er
wähnt - durch erhöhte Produktivität die 
Masseneinkommen wesentlich steigen konn
ten, andererseit's in diesen Jahren ansdleinend 
die Unternehmensgewinne und der Steuer
ertrag daraus zurückgingen; durch die wirt
schaftspolitisch gezielten und von diesem 
Hause einstimmig beschlossenen Maßnahmen ,  
w,ie Strukturverbesserungsgesetz, vorzeitig-e 
Abschreibung diverser Rücklagen für nicht 
entnommene Gewinne und so weiter. 

Es handelt sich hier um keine Steuer
g eschenke, wie m an oft und gern von Ihne n  
hört, sondern u m  eine Steuerverschiebung . 

Der Steuerertrag wird dem Finanzminister, 
wie Sie 197 1  und auch 1 972 sehen, in ver
stärktem Maße zufließen. 

Der Herr Finanzminister sollte sich gerade 
im Wissen um diese Zusammenhänge hüten, 

die mühsam aufgebaute Industriegesinnung, 
das Investitionsklima durch unkluge B emer
kungen oder gar Maßnahmen negativ zu be
einträchtigen. 

Nodl eine kleine Betrachtung über d i e  Be
lastbarkeit. Vor einigen Wochen hörte ich den 
Herrn Abgeordneten Blecha ,im Rundfunk zur 
Demokratisierung des Bundesheeres die For
derung aufstellen : Motivierung des Präs enz
dieners, wobei Bledla wörtlich erklärte : wie 
es in der Wirtschaft schon selbstverständlidl 
ist. 

Ich danke Ihnen, Herr Kollege Blecha. Sonst 
hören wir es von Ihnen d en Kreisen der Wirt
schaft gegenüber auch gern anders. Aber Sie 
haben völlig recht. 

Wir motivieren in der Wirtschaft. Die Mit
bestimmung, wie Ihr Schlagwort lautet, ist viel 
weiter, als Sie es wahrhaben möchten. An die 
25.000 sogenannte Manager als Unternehmens
leiter, welche nicht auch gleichzeitig E i g en
tümer sind, aber gerade die größeren Betriebe 
führen, und viele weitere Tausende leitende 
Mitarbeiter bis zum Meister bestimmen den 
Ablauf unserer Wirtschaft mit. Sie s chaffen 
die Entscheidungsgrundla.-gen mehr, als Sie 
offensichtlich annehmen, meine Damen und 
Herren ! 

Aber däs heste Manag,ement nützt nichts, 
wenn die zwei wesentHchen Produktrionsfak
toren \in unser,en Betrieben, näml,ich Arbeit 
und Kapital, Mang'elwar,e werden oder in 
einem disproportionalen Verhältni,s zuein
and,er ,stehen, zum ,einen, weH Z·ehntausend,e 
unser,er besten Arbeivskräfte aus den 'bereits 
erwähnten Gründen tim Ausland arbeiten, zum 
anderen, weil di,e Kapitalbildung gegenüher 
dem Ausland diskriminiert ist. !Die Zahlen 
habe ich .bereits -erwä\hnt, Beispiele gibt es 
im benachharten Ausland genug, ,zum Beispiel 
di'€ Flucht von über 400 Betl1ieiben ,aus den 
Niederlanden nach Belgien. Das geht j etzt 
dir-ekt an unserer Grenze nach Bayern vor sich, 
wo die Grenzzone in Bayern zur Industrie
zone erklärt wurde mit allen möglichen Be
günsUgungen wirtschaftspolitischer und 
steuerpoliloischer Art. Wir können die Augen 
nicht vel'schlließen und gLauben, unserer Wirt
smaft über die Maßen Belastungen zumuten 
zu können, und dabei ,auch nom di'e in der 
westlichen Welt völlig einmal'ige Tatsache 
verschweig'en, daß über 23 Prozent unserer 
Industri,e 1m Ei'gentum der ,R:epubJiik öster
reich ,sind. 

Meine Damen und Herren ! Der Mensch steht 
auch in der Wirtschaft im Mittelpunkt. Auch 
der Mensch und der UnternehmeIlJsloeiter. 
Wenn die Ertrag,sbasi's so ,eng list, d aß - wie 
wir es j etzt aus Deutschland wi'ssen - diese 
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Menschen, wie wir oft g'enug hören, heute 
die echt Ausgebeuteten sind und di'e 60, 70, 
90 Wochenstund,en bis zum Herzinfarkt ,arbei
ten, sold,aß dJie Unternehmermüdigkeit - auch 
ein Schlagwort - eintI'litt, dann fehlt dieser 
Wirt.schaft der dynamiische Impuls. 

In ,einer Zeit ra!Santen technologischen Fort
'schrHtes wüd das Ri,siko der InvesHtionen 
immer größer. Ich selbst habe, wenn ich 
Ihnen das sagen kann, dri,e sogenannt,e 
"modernste" Anlage für e,inen unserer Be
triebe gekauft. Als sie nach elf Monaten im 
Werk endlich hetIiiebshereit war, war sie 
längst nicht mehr modern. Ich habe selbst 
in meinen Betriehen neue Konstruktionen ent
wiek,eIn lassen und da/bei schon Millionen ver
loren. 

H; c.::r Ilieg,en d'i'e bereits erwähnte'll Funktio
nen des Gewinnes und Ides Higenkapätal-s. Je 
fortsduitHicher eine W:irtschaft, ein Betrieb 
ist, je mehr er teure For-sehung und Entwick
lung betreibt, desto mehr ,braucht er den Pol
ster des Etigenk,apital's, was nur aus Gewinnen 
geschaffen werden kann. Das li'st auch die ein
Zlige Sich'erheit für unsere Dauerarbeitsplätze. 

Daher sollte die Frage nicht, wie man da!S 
e,in bißchen ,suspekt oft hört, lauten: Was hat 
der Betrieb -schon gewonnen, was 'hat er ,für 
einen Gewinn 'gemacht?, ,sondern: Hat d,er Be
trieb genug Gewinn gemacht, um 'seine Auf
g,a'ben erfüHen zu können? 

öst'E!rreichdsche Bevölkerung w,erden, wenn 
diese Vorla,g'e so durchgehen sollte. 

Meine sehr ge:elhrten Henen ! Nicht Preis
bremsen, wie ich neuerlich gelesen halbe, sind 
eingebaut, sondern Preisschleusen halben Sie, 
Herr Finanzmini-ster, ,geöffnet, und zwar aHein 
filit dem sogenannten Verschmutzung'seffekt, 
durch die unbeflli,edigende Entlastung der Vor
räte, durch die Nichtentl astung der Albinv-etSti
tionen. (Abg. Dr. T u  1 1: 1s t das die erste 
Lesung zur Mehrwertsteuer?) Die hohe Inve
stitionssteuer Isoll Ihnen gegenüber der mini
malen Vorratsentlastung MilHarden bringen, 
vom Satz von 16 Prozent, Herr Dr. Tull, der 
dem Finanzminister um 2 bis 3 MiUia·rden 
mehr br.ingen -soll, 'ganz zu schweigen. Soll 
vielleicht so dioe große Steuerreform aussehen? 
(Zwischenruf des Abg. Dr. T u  1 1 .) 

Herr Dr. Tull ! Ich fas,se also zusammen. 
(Abg. Dr. T u  1 1: Der ERP-Berichtl) Der hängt 
eng zusammen I Ich hoffe, Sie haben das ibe
griffen, daß Fremdfinam�ierung, Eig,enfinanzie
rung u'lld 'So 'W,eiter eng mit ,alldem zusammen
hängenl Ich hoffe, auch Sie haben daJS begrif
f'en. 

Ich fa,s'se al,so zusammen : Die Wlirtschaft 
hat die Konjunktur für stärk'ste Investitions
tätigkeH genutzt. D adurch ,entstand ein star
ker, ein üb erdJimensionilerter Kapit,albedarf. 
Durch die -beinahe schon konfiskatoriische Be
ste'ue·rung w,ird nicht nur der Abwanderung 
unserer be'sten Arbeitskräfte Vorschub ge1ei-

Oder umg,ekehrt : Wenn der St.aat mit 's'ei- stet, sondern e,s wird auch die Sellbstfinanzie
ner Wirtschafts- und Steuerpolitik nicht rung v'eI1hindert, sodaß Kapital von ·außen 
motJivli'ert, sondern im Geg,enteH GeWlinn- und zwangsläufig zugeführt werden muß. Da das 
Eigenkapitalbildung diskriminiert, dann wir'd sog,enannte Risikosparen, also Be te Higungen , 
d,iese W'irtschaft immer statischer werden, Aktioensparen und 'so weiter, in Ost>enelich vor 
undynamisch, ,sie wird riosi'koarm, wenig fort- allem auch wieder durch die ,steuerLiche Dis
schroittlich. Bedenken Sie das - ,ich wollte kI'liminierung unterentWlickelt eflscheint, wird 
das vor allem dem !Herrn 'Finanzmini'ster Fremdkapital elingesetzt, was zur V,ersehul
sagen -, meine Herren von der tSozialitsHlschen dung unserer Wirtschaft führte. 
Seite ! 

Am aUerweni'gsten mit Dir,igismus, mit 
NiveUismus und Eingriffen von außen, wie 
Sie offensichUich Mit:bestimmung gern ver
standen wissen wollen, Iwerden Sie d�e Dyna
mik, den Fortschritt und die Produktivität 
unserer Wütsch,a'ft und damit den steig:enden 
Wohl'stand fördern. In diesem Sinne sollte der 
Herr F<inanzminister s·eine Meinung, daß es 
mit der Bel,astung auch nicht -so schlecht sei, 
sehr wohl überlegen und noch einmal über
denken. 

Offensichtlich war diese Meinung seine 
Gmudlinde bei der Reg-ierungsvorlage zur 
Mehrwertsteuer. Sie tst beim ersten Durch
bHcken eine große Enttäuschung für dJie Wirt
schaH, nicht minder für andere Zweige. Es 
wird auch ,eine große Enttäuschung für die 

Die Wirt.schaftspolitik muß daher zwangs
läufi,g eine Palette von Kredit- und Zins'en
zuschußmögLichkeiten bieten, und da,zu zählt 
unter anderem auch der ER:P-Kredit. Da die,sem 
aiber keine neuen Mittel zufließen, klafft die 
Lück.'e zwi,sch'en Finanzbedarf und Kreditmög
lichkeiten immer kr,ass,er auseinander, und 
'dies bedingt wirtscha1tspol'itische Maßnahmen 
di,eser Regierung, welche einerse'its die Stär
kung der Eigenkapitalbildung unserer Wirt
!Schaft förde'rn und ander,ersetits die Finanzie
rung,smöglichkeiten dynamisch den Ansprü
ch'en einer hoch technisierten und industriaU
'sierten Wdrtschaft anpa,ss-en müssen. Diese 
Maßnahmen vermissen W1ir. 

Ich sage Ihnen auf :Basis der Ihnen s,eihr 
genau 'bekannten. KennZliffern der Wirtschaft, 
aber insbesondere aud1 aus meiner zwanzig-
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j ährigen praktischen Kenntnis mitten in der 
Wirt,schaft, in den Betrieben, als Unt'ern€ih
mensleiter und ruicht abstrahiert vom Men
schen: W.ir haben den Zenit der Belastbarkeit 
der Wirtschaft und d,er ö-steueich:ischen Be
völkerung, insbesonder,e auch der psychologi
schen Belas tbarkeit, bereits überschr·itten. 
Danach ,sollten S�e di'e Wlirt'schaftspolitik und 
die SteuerpoUtik ausrichten. 

Da in den nächsten Ta.gen der Vater d'er 
sozialen Marktwirtschaft, Profes·sor Ludwig 
Erhard, 15 J ahre wird fZwischenruf: Schicken 
Sie ihm ein Glückwunschtelegramm!), paßt 
sicherlich zum Abschluß eines ,seiner bekann
ten Worte, Herr Dr. Tull : Die beste Sozi·al
politik ist immer noch eine aktiVie Woirt'schafts
poNtrk! (Beifall bei der OVP.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich der 
Herr Staatssekretär Dr. Veselsky. Ich erteile 
es ihm. 

Wegfall der ERP-Oberkreditgrenze von 
10 Millionen Schilling, die neuerlidle Dotie
rung für die Schaffung von Ersatzarbeitsplät
zen in Kohlenbergbaugebieten mit insgesamt 
1 00 Millionen Sdlilling, die Verdoppelung der 
Mittel für Kommunalbank- und Investitions
kredit-AG und die konjunkturpolitisdl er
wünsChte Verlagerung der Kreditvergabe auf 
die zweite Hälfte des ERP-Geschäftsj ahres. 

Damit war tatsächlich der Einsatz des ERP
Fonds zugleich struktur- als auch konjunktur
politisCh. Ich darf darauf hinweisen, daß es 
erstmals gelungen ist, die für Zwecke der 
SChaffung von Ersatzarbeitsplätzen vorgese
henen Kreditmittel auch tatsäChlidl zu ver
geben, d a s  heißt auch tatsächlidJ. Ersatz
aI1beitsplätze zu sdlaffen. 

Meine s ehr verehrten Damen und Herrenl 
Für das Geschäftsja<hr 1 97 1 /72 ist oie Bundes
regierung bemüht, die Aktion zur Schaffung 
von Ersatzarbeitsplätzen in Kohlenbergbau
gebieten fortzuführen. Staatssekretär im Bundeskanzleramt Doktor 

Veselsky: Herr Präsident! HOihes Haus! Die 
heutige Diskusslion Ülber den J ahresbericht und Sie s etzt darüber hinaus mit dem neuen 

Jahresahschluß 1 910/71 des ERP-Fonds sollte ERP-Jahresprogramm einen regionalpoliti

Anlaß ,geben, etwas an die Zeit zurückzuden- schen Akzent und einen strukturpolitischen 

ken, als Europa von den USA im Rahmen der Akzent für den ländlichen Raum. 

Marshallplanhilfe unterstützt wurde, den Wie
deraufbau zu bewältigen. In Dankbarkeit 
blicken wir also auf diese Unterstützung zu
rück, die uns auch heute noch in die Lage 
versetzt, aus dem revolvierenden Fonds etwa 
1 ,3 Milliard e n  Schilling j ährlich der Wirtschaft 
wieder zuzuführen und damit die Wirtschaft 
aufs neue zu b e fruchten. 

In diesem Zusammenhang darf ich an jene 
Stelle der Regierungserklärung erinnern, in 
der darauf hingewiesen wurde, daß nunmehr 
Europa und damit audl OsterreiCt� in eine 
neue Situation insofern gebracht ist, als sich 
Europa und damit audl Osterreich der Verant
wortung gegenüber den weniger entwickelten 
Staaten stärker bewußt werden sollte, und 
daß es gerade am Beispiel der Marshallplan
hilfe eine Orientierung überlegen könnte. 

Ich möchte diese Gelegenheit auch damit 
verbinden, den D ank an die Mitglieder der 
ERP-Kredit-Kommission auszusprechen und 
insbesondere audl an die 28 Mitarbeiter, die 
im Rahmen der ERP-Geschäftsführung tätig 
sind. 

Die Bunde sr egierung war im GesChäftsjahr 
1970/7 1 des ERP-Fonds bemüht, dem Gesetzes
auftrag Rechnung tragend, diesen Fonds kon
j unkturpolitisch und strukturpolitisCh zugleich 
einzusetzen. 

Es wurde bereits in der Debatte darauf 
hingewiesen, daß die Akzente dieses J ahres
programms etwa die folgenden waren : Der 

Ich darf darauf hinweisen, daß es selbst
verständlich niCht möglich ist, das Volumen 
der ERP-Kredite auszuweiten, weil sich der 
Fonds ebe n  nur mehr von den Rückflüssen 
se�bst wieder speist. 

Mit Ermächtigung des Herrn Handelsmini
sters Dr. StaribaCher mödlte ich eine Klar
stellung treffen, und zwar betreffend die 
BURGES. (Zwischenruf.) Seit wann? - Weil 
ich nicht ressortzuständ,ig bin. 

Es wurde in der Diskussion g,esagt, daß 
die BURGHS -schon vorher fuIliktioniert hätte. 
Dem w ar a llerdings nidlt 'so, denn mit April 
1 970 wurde die BURGES-Aktion ,bekanntliCh 
durch den Herrn Handel,sminist'er Mitterer 
einge st-ellt,  und es bedurfte des 2. Budget
überschreHungsgesetzes :di,eser Re'gierung, die 
BURGES wi·eder auf die Beine zu steUen. 

Im Rahmen dieses 2. Budgetüiber-schreitungs
g'esetzes wurden 25,8 MiHioIlieIl SChHling für 
Gewerbe und 3,8 Millionen SdliUing für Frem
denverk-e'hr zur Verfügung gestellt, ,al,so ins
gesamt rund 30 MiUionen SchilLing. Es wurde 
darauf hing'ewiesen, daß es e'inen ,sehr großen 
Uberhang der Kr,editnachfrage, ·gemesSoen an 
d'en Mögl1idlk,eit1ell, dies-e Kreditnachfrage zu 
beffliedig'en, gab. Allerding·s lstimmte die Zahl 
nicht ganz. Es wurde von 'einem 40fach,en 
Ubephang im Bereidl des Fr,emdenv-erkehrs 
ge,sproch'en, tatsächlich war dieser Uberhang 
allerding,s groß, er -betrug jedoch nur da's Dre'i
einhalbfache. AI,so statt 1 50 MHlionen Schil-
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Hng, die zur Verfügung standen, 'betrug die 
Nachfrage 540 Millionen SdriUing. 

Ich darf !i,agen, daß die Regierung bemüht 
sein wiro, diesen UbeI1hang in e iner Weise 
finanzieren zu helfen, daß dem Fremdenver
kehr opt'imal wird gedient sein können. 

Dazu eine weüere KlarsteIlung : Es wurde 
erklärt, daß 'eine Kürzung der Kredite .im Be
mich des Verike'hr,s vorgenommen worden war. 
Das stimmt rricht. Für den Verk:elhrSlbereich 
standen ebenso 60 MiUionen Schilling zur 
Verfügung wie e-in Jahr zuvor. - Ich danke 
schön. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident: Zum Wort ist niemand mehr ge
meldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Wünscht der Herr Berichterstatter das 
Schlußwort'? - Nein. 

W<ir kommen nunm:e'hr zur A tb s t 1  m-
m u n go 

finanzierung des Bundes 197 1 .  Im Anhang ist 
eine Empfehlung für den Herrn Bundesmini
ster für Finanzen betreffend Fragen der Um
schuldung von Auslandskrediten enthalten. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat den 
Finanzschuldenbericht 1 97 1  am 1 8. Jänner 
1972 d er Vorberatung unterzogen. Nach Wort
meldungen der Abgeordneten DDr. König, 
Dr. Sdlmidt, Lanc und Dipl.-Ing. Dr. Zittmayr 
sowie des Bundesministers für Finanzen Dok
tor Androsch wurde einstimmig beschlossen, 
dem Hohen Hause die Kenntnisnahme dieses 
Berichtes zu empfehlen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt so
mit als Ergebnis seiner Beratung durch mich 
den A n  t r a g, der Nationalrat wolle den Be
richt des Bundesministers für Finanzen gemäß 
§ 1 2  Abs. 4 des Postsparkassengesetzes 1969, 
BGBl. Nr. 458, betreffend Finanzschulden
beridlt 1 971  der Osterreichischen Postspar
kasse (III-9 der Beilagen) zur Kenntnis neh-

Ich bitte jene Damen und Herren, di,e dem men. 
Antrag des BeI1ichterlStatters betitreten, 'den 
vorlioegenden Bericht zur Kenntnis zu nehmen, Falls Wortmeldungen vorliegen, bitte i ch, 
,sich von den Sitzen zu eIfueben. - Das ist General- und Spezialdebatte unter einem ab
e i n  ,S t i m  m i g -a n g e  n 0 m m e n. 

7. Punkt: Bericht des Finanz- und Budgetaus
schusses über den Beridlt des Bundesministers 
für Finanzen (111-9 der Beilagen' gemäß § 12 
Abs. 4 des Postsparkassengesetzes 1969, BGBI. 
Nr. 458, betreffend Finanzschuldenberidd 1911 
der österreichischen Postsparkasse ( 153 der 

Beilagen) 

zuführen. 

Präsident: Es ist beantragt, General� und 
Spezialdebatte unter einem durchzuführen. 
Wird dagegen ,ein Einwand erhoben? - Es ist 
dies nicht der Fall. Wir gehen daher in die 
General- und Spezialdelbatte ein, die unter 
einem vorgenommen wird. 

Zum Wort gemeldet i st der Herr Abge
ordnete Dr. Stix. Ich erteile es ihm. 

Präsident: Wir gelangen nun zum 7. Punkt Aibgeordneter Dr. Stix (FPO) : Herr Präsi-
der Tagesordnung: Bericht des Finanz- und dent l Hohes Hausl  Der vom Herrn Bundes
Budgetausschusses über den Bericht des Bun- minister für Finanzen vorgelegte Finanzschul
desministers für Finanzen betreffend Finanz- denbericht 1971  des Staats'5chuldenausschusses 
schuldenbericht 1971  der Osterreichischen verdient Anerkennung hinsidltlich seiner sehr 
Postsparkasse. übersidltlichen Gliederung und seiner instruk-

Berichterstatter ist der Herr Albgeordnete tiven Darstellung. 

Mühlbacher. Ich bitte ihn, zum Gegenstand zu Ich möchte keineswegs eine umfassende 
berichten. Stellungnahme dazu abgeben, sondern mit 

Berichterstatter Mühlbacher: Herr Präsidentl 
Ihrer Erlaubnis einige wichtige Teilaspekte 
zu dem Problem der kurzfristigen und lang-Hohes Haus ! Der Bunde,sministe,r für Finanze'n 

hat am 9. De'zembe,r 1 971  den Foinanzschulden
berkht 1971  der OsteneidUsch'en Postspar
kasse dem Nationalrat vorgelegt. Dieser Be
richt enthält nach ,einem Vorwort D arstellun
gen der Schuldengeibarung 1970, der Schulden
geb arung im ersten Quartal 1971 sowie eine 
Vorischau auf den weiteren Finanzje�rungsbe
darf des Bundes, eine Schilderung der inter
nationalen Zlinsenentw.icklung und der inlän
dischen Anle!iher,oodäten ,  weiters ,eine Unter
suchung üoer die Ergiebigkeit des Kapital
marktes 1970 ,sowie eine Vorschau auf die 
Ge.JdkapitalbHdung 197 1 /72 und schließlidl 
Empfehlungen zum Zinsniveau und zur Rest-

fristigen Staatsverschuldung herausgreifen. 

Es ist seit dem Jahre 1964 eine beunruhi
gende Verlagerung von den Bundesanleihen 
zu Bundesschatzscheinen im Gange. Ich 'greife 
nur die Zuwachsraten auf diesem Sektor in 
den letzten Jahren {heraus. Während es 1968 
gegenüber dem Vorjahr bei den Schatzschei
nen einen Zuwachs von 681 Millionen Sdlil
ling gab, erreichte der Zuwachs 1969 1 ,7 Mil
liarden Schilling, 1970 1 ,4 Milliarden Schil
ling und 1971  knapp 1 ,9 Milliarden Schilling. 
Während die gesamte Finanzschuld von 1969 
auf 1970 um 8 Prozent zugenommen hat, nah
men die Sdlatzscheine um 22 Prozent zu. 
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Die neuesten Zahlen , die uns der Herr 
Finanzminister ergänzend zu diesem Finanz
schuldenbericht bekannt·gegeben hat, zeigen, 
daß sich da nichts geändert hat, denn von 
1970 auf 1971 hat der Zuwachs bei den 
Schatzscheinen wieder 22,8 Prozent betragen, 
während die GesamtfinanzsdlUld praktisch 
stagnierte, das heißt sogar um 0,6 Prozent ab
nahm. Würde diese Entw icklung der kurzfri
stigen Staatsverschuldung /Weitergehen, dann 
würde ihr Anteil bis 1 975 ,b ereits 40 Prozent 
ausmachen. Diese Zahl ergibt sich aus der 
achtprozentigen Variante der Vorschau des 
Beirates für Wirtschafts- und Sozialfragen. 

Das erste und bedeutendste Problem dieser 
kurzfristigen Staatsverschuldung im Wege der 
Begebung von Schatzscheinen sind die Ti!
gungsspitzen. Während 1 97 1  die Tilgung für 
Schatzscheine "noch" bei 2 Milliarden Schil
ling lag, liegt sie für 1 972 bereits bei über 
3 Milliarden Schilling , d as ist also eine volle 
Milliarde Schilling mehr. 

Auch hier nennt die Vorschau eine sehr 
beunruhigende Zahl. Im Zeitraum 1 97117'5 
müßten die Tilgungen von 5,8 Milliarden 
Schilling auf 10,7 Milliar den Schilling prak
tisch verdoppelt werden, um den Nettozu
wachs der Staatsschuld in der Größenordnung 
von nur 1 Milliarde Schilling zu halten. Zu 
diesem Zeitpunkt würden die Tilgungen be
reits drei Viertel des gesamten Bruttodefizits 
ausmachen. Wir halten das für einen absolut 
nicht vertretbaren Weg. 

es zwei Gründe. Der eine Grund wurde schon 
kurz gestreift. Er liegt darin, daß Anleihen 
eine echte Kaufkraftumwidmung darstellen 
und daher zunächst konjunkturpolitisch nicht 
inflatorisch wirken. 

Der zweite sehr wichtige Gesichtspunkt ist 
die gleichmäßige Tilgung, die eine konsoli
dierte langfristige Staatsschuld ermöglicht. 
Diesbezüglich pflichten wir Freiheitlichen der 
Empfehlung des Staatsschuldenausschusses 
bei, der auch darauf hinweist, daß Tilgungs
spitzen nach Möglichkeit zu vermeiden sind. 
Die kurzfristige Staatsschuld muß langfristig 
konsolidiert werden. 

In diesem Zusammenhang erhebt sich 
natürlich die Fage, was der Kapitalmarkt her
gibt. Und da sind wir der Meinung, daß man 
die Möglichkeiten des erfreulicherweise sehr 
rasch wachsenden Kapitalmarktes in Oster
reich bisher nicht in konjunkturgerechter 
Weise genügend ausgeschöpft hat. 

Ich erinnere mich an eine jüngst vor Wirt
schaftstreibenden abgegebene Erklärung des 
Herrn Bundeskanzlers Dr. Kreisky, wobei er 
sagte, der Staat habe sich bewußt zurückzu
halten, er wolle nicht den Kapitalmarkt durch 
seine Anleihen blocki e ren. Das Motiv, das der 
Herr Bundeskanzler da geäußert hat, ist zwei
fellos lobenswert, abe r  es geht an der Realität 
insoweit vorbei, als der Kapitalmarkt weit 
ergiebiger ist, als man das vorhergesehen 
hatte und als man das ausgenützt hatte. 

Man hat allein im letzten Jahr die Geld-
Das zweite Problem, das sich bei der kurz- kapitalbildung um 5 ,5 Milliarden Schilling 

fristigen Finanzierung der Staatsschuld im unterschätzt. Sie ist tatsächlich mit fast 30 Mi!
Wege der Bundesschatzscheine ergibt, ist der liarden Schilling eingetreten anstatt der ge
meines Erachtens gegebene inflatorische Effekt. schätzten 24 Milliarden Schilling. 

Nun hat der Herr Bundesminister für Finan
zen die Meinung vertreten, daß bei einem 
Vergleich Schatzscheine einerseits, Bundes
anleihen andererseits d e r  inflatorische Effekt 
unerheblich ist. 

Dem kann ich nicht ganz beipflichten, denn 
es ist eine gesicherte Erkenntnis der moder
nen Geldtheorie , daß Geldschöpfung nicht nur 
bei der Notenbank, sondern im gesamten 
Banksystem unter bestimmten Umständen 
stattfindet. Da Schatzscheine einen Teil der 
zweiten Liquidität im B anksystem darstellen, 
bedingen sie meines Era chtens einwandfrei 
unter gegebenen Umständen einen inflatori
schen Effekt, den die Anleihe nicht hat. 

Wir sind daher der Auffassung, daß in Zu
kunft, und zwar so rasch als möglich, der 
Schwerpunkt von der kurzfristigen Staats
verschuldung zur langfristigen Konsolidierung 
verlagert werden müßte. Wir reden der Um
schuldung auf Anleihen das Wort. Dafür gibt 

Jeder, der in der Wirtschaft tätig ist, weiß 
aus praktischer Erfahrung, daß die letzten 
Anleihen in Osterreich, ganz gleich, wer sie 
begeben hat, überzeichnet wurden und daß 
es im Dezember manchen Firmen sehr schwer 
möglich war, noch die Anleihen zu bekommen, 
die sie von Gesetzes wegen benötigten, wenn 
sie jenes Wertpapierdepot anlegen wollten, 
das der Deckung der Abfertigungsrücklage 
dient. 

Vom Kapitalmarkt her beurteilt bestehen 
also gar keine Bedenken gegen eine Verlage
rung des Schwerpunktes von der kurzfristigen 
auf die langfristige Staatsverschuldung. 

Um den Kapitalmarkt zu beleben, wird man 
sich freilich einiges einfallen lassen müssen. 
Es geht ja da nicht nur um die Anleihen, 
sondern es geht um die Aktie, die in Oster
reich immer noch diskriminiert ist. Ich will 
aber darauf heute in Anbetracht der fortge
schrittenen Zeit nicht näher eingehen. 
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In diesem Zusammenhang muß auch auf die 
große Sparfreudigkeit der Bevölkerung hinge
wiesen werden. Das kann m an als Wirtschaft
ler mit einem Verständnis für soziale Belange 
nur mit einem lachenden und zugleich mit 
einem weinenden Auge betrachten. Denn die 
Masse der kleinen Sparer erhält für ihre Spar
konten nach wie vor nicht mehr als j ene 
3,5Prozent Sparzinsfuß, die im Dez·ember 197 1  
i m  neuerlich verlängerten Habenzinsfuß
abkommen Ibestätigt wurden. W-enn es auCh 
niemand in dieser Form ausspriCht, so wird -es 
doch stillsChweigend praktiziert: j ene still
sdl:weigende Ausnützung der Unerfahrenheit 
breiter Bevölkerungs- und Sparerkreise in 
Geldangelegenheiten. Ich meine, d aß das Aus
nützen dieser wirtschaftlich unerfahrenen Be
völkerung-skreise - hier Sparzinssatz 3,5Pro
zent, da eine Geldentwertungsrate um 5 Pro
zent ! - unsozial ist. 

Der theoretische Weg wäre eine Anhebung 
des Eckzinssatzes j darüber ließ·e sich viel 
reden. 

Ein praktischer Weg ist es, für das An
leihesparen viel mehr zu werben, eine Er
ziehungsarbeit dafür auch beim kleinen Sparer 
zu leisten, daß er angesichts dieser nun einmal 
vorhandenen Geldentwertungsrate seinen 
Spargroschen am besten -dadurch schützt, daß 
er auf die höherverzinslichen Wertpapiere 
umsteigt. Die wichtigste Voraussetzung dafür 
ist �ber, daß auf dem Kapitalmarkt ein g e
nügendes Ange!hot solcher Anleihen vorhan
den ist. 

Fazit aus dieser Situation: Wenn der rote 
Finanzminister grünes Licht für die Sch,wer
punktverlagerung von der kurzfri'stigen 
Staatsverschuldung auf die langfristige gibt, 
begrüßen wir .das. (Beifall bei der FPO.) 

Präsident: Als nächster Redner kommt der 
Herr Abgeordnete Dr. König zum Wort. 

Abgeordneter DDr. König (OVP) : Herr Prä
sident ! Hohes Haus ! Ich möchte miCh mit zwei 

leider 'seitens der Regierungsfraktion nicht die 
Zustimmung gegeben. 

Der heute vorliegende StaatsschuldenberiCht 
zeigt nun die Richtigkeit und die Notwendig
keit einer solchen Maßnahme. 

Meine Damen und Herren ! Dieser Bericht, 
der d as Datum vom 9. Dezember 1971 trägt 
- er ikam allerdings schon im September ins 
Haus - und der erst j etzt, im Jahre 1 972, 
behandelt werden kann, stellt praktisdl, so 
wertvoll die AIIbeit ist, historiosehe Ziffern dar, 
die für die aktuelle Einschätzung und Beurtei
lung der Lage keinerlei Aussagewert mehr 
haben können. 

Es hat der Herr Klubobmann der Regie
rungspartei zu Beginn der Budgetdebatte hier 
das Bekenntnis zu erweiterten Kontrollrech
ten für die Opposition abgelegt. An dieses 
Bekenntnis, das hier abgelegt wurde und an 
dem wir nicht zweifeln 'Wollen, woUen wir 
Sie, meine Herr,en, heute erinnern. Wir glau
ben daher, daß jetzt, abseits des Druckes der 
Behandlung des Budgets, Gelegenhe it sein 
wird, diese Frage neuerlidl zu überdenken. 
Wir haben daher diesen Antrag neuerlidl als 
Entschließungsantrag eingebracht. Ich darf ihn 
verlesen: 

E n t s c h l i e ß u n g s a n t r a g  

der Abgeordneten DDr. roönig und Genos
sen betreffend Vierteljahresbericht über die 
Inanspruchnahme ,der U'berschreitungs
ermächtigungen laut Bundesfinanzgesetz 
und die Entwicklung der Staatsschulden. 

Der Nationalrat wolle beschließen : 

Der Bundesminister für Finanzen wird 
aufgefordert, dem Nationalrat spätestens 
zwei Monate im nachihinein einen Viert,el
j ahreS/bericht über die Inanspruchnahme der 
Uberschreitungsermächtigungen gemäß Arti
kel III Abs. 5 des Bundesfinanz'gesetzes für 
das Jahr 1972 sowie Ü'ber die Entwicklung 
der Staatsschulden vorzulegen. 

Der Herr Finanmlinister hat anläßlich der 
Schwerpunkten befassen, die aus dem gegen- Diskussion dieses Berichtes im Finanz- und 
ständlichen Finanzschuldenbericht hervor- Bud-getausschuß gemeint, das hätte wenig 
gehen. Aussagewert, weil in manch·en Quartalen 

Wie Ihnen erinnerlich sein wird - ,zumin
dest den Mitgliedern des Finanz- und Budget
ausschusses -, haben wir im Finanz- und 
Budgetausschuß bereits den Antrag gestellt, 
der Finanzminister möge vierteljährlich Aus
kunft über den Stand der Inanspruchnahme 
der Uberschreitungsermächtigungen nach 

Artikel III Abs. 5 und über den Stand der 
Staatsschulden geben. Wir haben einen gleich
lautenden Antrag in der Budgetdebatte hier 
im Hause wiederholt. Diesem Antrag wurde 

nichts zu berichten wäre. 

Herr Minister!  Die OVP hat seinerzeit die 
gesetzlichen Voraussetzung-en geschaffen, da
mit dieser Finanzschuldenbericht jährlich ins 
Haus kommen kann. Die Erfahrung hat ge
zeigt, daß . . .  (Zwischenrufe bei der SPO.) 
Jawohl, die Erfahrung hat gezeigt, daß das 
zwar ein wertvoller IBericht ist, aber daß er 
zu spät kommt. Ich 'Clarf hier einen ganz un
verdächtigen Zeugen aus Ihren Reihen zitie
ren, es ist der Abgeordnete Lanc, der selbst 
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an Sie die Frage gerichtet hat, ob es denn 
nicht möglich wäre, den Bericht so z eitgerecht 
ins Haus zu bringen, daß er wenigstens noch 
vor dem Sommer behandelt werden könne. 
Er hat weiters hinzugerugt, d aß seiner Mei
nung nach auch zu diesem Zeitpunkt die Pro
gnoseerstellung, die dem Bericht bei'geschlos
sen rst, möglich sein müßte. 

Idl glaube, es müßte sich bei einigermaßen 
gutem WiHen Mer ein Weg finden 1 1l's,goen, di'ese 
viertelj älhrlichen Berichte dem H ause zu 
geben. Selbst wenn Sie, Herr Mini ster, der 
Meinung sein sollten, '<laß das der Opposition 
keine Ibesonderen Möglichkeiten bietet ,  glaube 
ich, ist das kein Grund, daß Sie d i ese Ihre 
Einschätzung zum Anlaß einer Ablehnung 
machen. 

Wir j edenfalls wollen - und das sage ich 
mit aller Deutlichkeit und ohne Emotion -
heute und hier an Hand dieses einfachen An
trag-es, der nichts anderes will, als der Oppo
sition die Möglichkeit der Einsichtnahme und 
damit die Voraussetzung für eine Kontrolle 
zu geben, den Wahrheitsbeweis für das Ange
bot Ihres Klubobmannes, den W ahrheits
beweis für die Bereitschaft, tatsächlich die 
Kontrollmöglidlkeiten der Opposition zu ver
bessern. (Beifall bei der OVP.) 

Der zweite Schwerpunkt, mit dem ich mich 
auseinandersetzen möchte, ist das von den 
Sozialisten immer wieder gebraudlte Schlag
wort von dem Schuldenmachen der Volkspar
tei, von den Schulden, die 50 drückend wären, 
daß man 'so viele andere Dinge nicht durch
führen könne, weil diese Regierung nun die 
Schulden abtragen müsse. 

Meine Damen und Herrenl Ich glaube, daß 
es interessant ist, in diesem Zusammenhang 
etwa die Äußerungen des Herrn Bundeskanz
lers zu zitieren, der in der Regierungserklä
rung - Seite 25 - gesagt hat, daß das Ziel 
der Bundesregierung in der Budgetpolitik 
darin bestehe beziehungsweise bestanden 
habe,  nach einer Eskalation der Budgetdefi
zite früherer Jahre einen Konsolidierungspro
zeß einzuleiten. 

Also jetzt müsse die Bundesregierung kon
solidieren. Audl der Finanzminister hat er
klärt: "Es ist bekannt, daß die Bundesregie
rung bei ihrer Amtsübernahme den Gesun
dungsprozeß einlei ten mußte." "In den letz
ten Jahren", fuhr er fort, "hatte der Anteil 
der Gesamtschulden am Bruttonationalpro
dukt ständig zugenommen." 

Wollen wir diese Erklärungen doch e inmal 
einer kritischen Prüfung unterziehen und 
sehen, ob si,e di'eser ,standhaHen. Di,ese Bun
desregierung ist anläßlich der Preisdebatte 

nidlt müde geworden, darauf hinzuweisen, 
daß es nicht auf die absoluten W erte ankäme, 
sondern auf die Position Osterrei chs im inter
nationalen Vergleich. Ich glaube,  es ist nur 
redlidl, wenn dasselbe Kriterium, derselbe 
Maßstab, den Sie in der Frage der Preispolitik 
anlegen, nunmehr auch von Ihnen auf die 
Fragen der Staatsschulden angelegt w ird. 

Wie sieht es hier aus? Oste rreich liegt, 
was den Anteil der Staatsschulden am Budget
ausgabenrahmen anlangt, an e rster Stelle ,  
das heißt, es hat den niedrigsten Anteil an 

Budgetausgalben an Staatsschul den, nämlich 
42,5 Prozent. Sogar die B undesrepublik 
Deutsdlland hat mit 43,5 Prozent um ein Pro

zent mehr. Andere, wesentlich reichere Län
der aber, wie '<lie Schweiz, haben 70 Prozent. 
Die Niederlande haben 101 , und auch Schwe
den, das !habe ich überLesen, h a t  78 Prozent. 
Reich,e Länder, die nie -einen Krieg h atten ! Im 
glaube ,  daß hier 'im internationalen Vergleich 
Ost,effieich eine durchaus sehenswerte Position 
einnimmt. 

Audl wenn der Herr Finanzminister gemeint 
hat: Der Anteil der Staatsschulden am Brutto
Nationalprodukt - die zweite Bezugsgröße -
hätte sich so verschlechtert ; auch hier lie'gt 
Osterreich in der Spitzengruppe mit 1 1 ,5 Pro
zent Anteil der Staatsschulden am Brutto
nationalprodukt; gegenüber Schweden etwa 
mit dem doppelten, nämlim 22,3 Prozent. Ich 
glaube, dieser internationale Vergleich zeigt 
deutlicher als alles andere, daß Osterreich 
hier mit 'seiner Staatsverschuldung einen 
Spitzenplatz, aber einen Spitzenplatz im posi
tiven Sinn, in Europa einnimmt. 

Herr Finanzminister! Sie lachen, aber das ist 
doch ein Zeichen, daß es bislang tatsächlich 
hier im Vergleich zu den übrig1en europäi
sdlen Staaten eine Politik g,egeben h at, die als 
vorbildlich bezeichnet werden muß. (Beifall 
bei der OVP.) Wenn Sie mir vielleicht ent
gegenhalten werden, daß dennoch die absolute 
Zahl der Staatsschuld in den l etzten Jahren 
gestiegen ist, dann mödlte ich Ihnen hier eine 
kritische Wertung auch dieses Faktums von 
einer Stelle geben, die zweifellos nicht in den 
Gerum kommt, in irgendeiner Weise der 
Opposition nahezustehen. 

Es ist der OECD-Bericht, der für das Jahr 
1 970 heraus'gekommen ist und f.eststellt - idl 
möchte es zuerst inhaltlich erläutern und dann 
zum Beweis auch vorlesen -, daß gerade 
durch die - ich ergänze : von der OVP-Regie
rung - in den Jahren 1967 und 1968 durch
geführte antizyklische Budgetpolitik mit ver
stärkten Investitionen die Voraussetzungen 
joener Konjunktur und j enes Wirtschaftswachs-
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tums gelegt wurden, von denen Si-e, Herr 
Minister, heute profitieren. 

Er sagt nämliidJ. wörtlich: Zusammenfa,s
send k ann gesagt werden, daß die wirtschaft
lichen Erfolge Osterreichs im internationalen 
Vergleidl während des dem gegenwärtigen 
Konj unkturaufsdlwung vorangegang-enen 
ZeHraumes recht gut wa'Ien. Dies ,ist zum T,eH 
der erfolgreichen Preis- und Einkommenspoli
tik Osterreichs zuzuschreiben. Ferner hat sich 
erwiesen, daß die Investitionsausgaben der 
öffentlichen Hand in antizyklischer Weise er
folgten. - Also die Investitionsspritz'e,  v-er
bunden mit einer Erhöhung der Staa:ts
schuld - mit 'einer r,elativ ,ger.ing:en, wie wir 
im internationalen Vergleich teststeUen konn
ten - 'hat folgerichtig Jene Konjunktur be
wirkt, von der Sie heute, Herr Minister, profi
Heren. 

Wenn Sie ehrlich sind, Herr Minister, dann 
haben Sie das ja auch eingestanden. Ich habe 
Sie im Finanz- und Budgetausschuß ,gefragt, 
wie Sie j ene Ziffern betrachten, die auf Seite 1 5  
des Staatsschuldeniberichtes von der Postspar
kas'se ausgewies,en wurden. Hier steht nämlich 
für das Jahr 1 972 ein maximales Nettodefizit 
von 4 Milliarden. Da Sie in Ihrer Budgetre de 
selbst von 4, 1  Milliarden gesprochen haben, 
haben Sie damit die Grenze dieses maximal 
zulässigen Nettodefizits erreicht. Wenn das 
Konjunkturausgleichs"Budgets teilweise oder 
zur Gänze in Kraft gesetzt wird, überschrei
ten Sie aber diesen maximal zulässigen Rah
men wes entlich. Sie haben geantwortet: Ja, 
dann ist das sicher eine Uberschreitung, aber 
dann ist es nobwendig, weil man nur dadurch 
die KonjuIl!ktur wi eder ankurtbeln kann und 
die Arbeitsplätze sichern kannl - Sehen Sie, 
gen au das hat die Volkspartei, die Regierung 
Klaus, vor Ihnen getan, das war die Grund
l age der Konjunktur, der Sie 'sich heute er
freuen, und nicht das Schuldenmachen, von 
dem Sie jahrelang in der Propaganda behaup
tet ha'ben, daß es Ihnen j etzt auf den Kopf 
fallen würde. (Beifall bei der OVP.) 

Herr Minister!  Sie haben auch stolz d arauf 
hingewiesen, daß es Ihnen -gelungen ist, die 
Staatssdluld gewissermaßen zu stoppen, die 
Erweiterung zu stoppen, s ogar um 294 Mil
lionen zu senken. Ich habe Ihnen im Finanz
und Budgetausschuß d asselbe b ereits in der 
Frage vorgehalten, was hier der AJbgeordnete 
Stix ausgeführt hat, daß nämlich die kurz
fristige Verschuldung sehr stark angestiegen 
ist. Sie haben darauf hingewiesen, daß man 
das Ihrer Meinung nach nicht isoliert von der 
Inlandsverschuldung her sehen könne, sondern 
daß man Ionlands- und ' AusLandsschulden dn 
ihrer Gesamtheit betrachten müsse, und hier 
hätte sidl nun ,eine -Minderung um 294 Mil-

lionen als e ine durchaus erfreuliche Entwick
lung ergeben. Ganz abges·ehen davon, daß das 
mit dem Problem der kurz- und langfristigen 
Versdluldung aber schon ·gar nichts zu tun 
'hat, ist auch dieses Gleichbleiben der Staats
schuld ja doch sehr einfach erklärbar. Sie 
haben ,zunächst ·einmal, das ist legitim, an 
der Aufwertung des Schillings beziehungs
weise an der Abwertung des Dollars verdient. 
Ich möchte mir bei dieser Gelegenheit die 
Frage nach den Gewinnen des Bundes insge
samt aus der Schilling-Aufwertung und Dollar
Abwertung erlauben, und hätte audl gerne 
von Ihnen die korrespondierenden Ziffern der 
Verluste der Nationalban'k aus den Währungs
reserven aus dem ,gleidlen Anlaß, weil ja nur 
das dann den echten Saldo und damit das 
edlte Ergebnis er·gilbt. 

Sie haben noch ein we iteres vergessen hin
zuzufügen, und ich ·glaube,  das ist für die 
Osterreicher von 'ganz besonder,er Bedeutung. 
Es ist sicher erfreulich, wenn es dem Finanz
minister möglidl ist, 780 IMillionen Sdlilling 
Kredite vorzeitig zurückzuzahlen. Sie h aben 
nach dem Motto : Tue Gutes und rede dar
über ! , nach dem Motto der Werbewirtschaft 
das auch fleißig ausgeschlachtet. Aber, Herr 
Minister, diese vorzeitioge Rückzahlung geht 
ja zurück auf eine exorbitante Steuerprogres
sion, die Sie nicht bereit waren zu mildern, 
auf eine Inflationsdividende, die Sie kassieren, 
und von der Sie das 'bezahlen. Wenn das aus 
einem erhöhten Produktivitätszuwachs käme, 
wäre nichts .einzuwenden, wir müßten Sie 
dafür belobigen. Wenn es aber aus einer be
sonders drückend und immer härter werden
den Steuerlast der Bevölkerung resultiert, 
dann bedeutet es nichts anderes, als 'daß das, 
was an Lasten durch die Anleihen auf meh
rere Generationen verteilt werden sollte, nun 
auf dem Umweg über die Steuerprogression 
neuerlich e iner Generation, nämlich jetzt der 
aktiven Generation, ohne 'das sie ausweichen 
kann, abgezwungen wird. (Beifall bei der 
OVP.) Und das, Herr Minister, ist eine Poli
Hk, die sidl vielleicht kurzfristig als populär 
verkaufen läßt, die a:ber letzten Endes nicht 
darüber :hinwegtäuschen kann, daß sie eine 
Politik des Nehmens ist, um auf der anderen 
Seite geben zu können; etwas, was wir j a  
immer behauptet haben, daß nämlich niemand 
mehr gehen kann, als er in der Lage ist, vor
her auch einzunehmen. Und ein Schelm wäre , 
der mehr verspridlt, als er zu geben in der 
Lage ist. 

Herr Minister! Ich glaube, hier wäre mehr 
Offenheit und audl die Bereitschaft zu einer 
offenen Darlegung der Verhältnisse am Platz. 

Sie haben, Herr Mini1ster, mir zug,esagt, daß 
ich den Stand der Verwaltungssdlulden noch 
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von Ihnen sduiftlich bekomme. Idl kann also r egierung wichtige Funktionen ausü'be n :  
j etzt die Gesamtrechnung nicht anstellen. Dr. Weihs, Dr. Staribadler und Dr. Androsch. 
Abe r  ieh glaube, daß bereits diese Ausführun
gen "gezeigt haben, wie notwendig es ist, daß 
die Opposition, wenn sie einigermaßen die 
ihr n ach der Verfassung zustehende Aufga!be 
der Kontrolle durchführen will, auf zeit
gerechte Informationen angewiesen ist. Ich 
darf heute den Appell an Sie, Herr Minister, 
wiede rholen : Sperren Sie sidl nidlt dieser 
Information ! Stimmen auch Sie zu, uns viertel
j ährli ch  die Informationen zu geben, die wir 
in unserem Entschließungsantrag verlangen. 
Vor allem ein Appell an den nodl nidlt an
wesenden Klubobmann: Stehen Sie zu Ihrem 
Wort, Herr Klubobmann, das Sie namens Ihrer 
Fraktion abgegeben habenl Ge"ben Sie der 
Opposition 'hier, in einem kleinen Bereidl die 
von Ihnen grundsätzlich zugesa1gten Kontroll
möglichkeiten. Nur dann werden wir aus den 
Taten und nicht bloß aus oden Worten die ehr
liche Bereitschaft auch erkennen können. (Bei
fall b ei der OVP.) 

Präsident: Der von dem Herrn Abgeordne
ten Dr. König und Genossen eingebrachte Ent
s chl i eßungsantrag ist genügend unterstützt 
und s t eht daher mit zur Verhandlung. 

Als nächster Redner kommt der Herr Abge
ordne t e  Lanc zum Wort. Bitte. 

Abgeordneter Lane (SPO) : Herr Präsident! 
Hohes Haus ! Heute steht zur Debatte der 
Finanzschuldenbericht 1 97 1 ,  der vom Staats
schuldenausschuß bei der Osterreichisdlen 
Postsparkasse erstellt und dem Parlament zur 
Berichterstattung und Kenntnisnahme vorge
legt worden ist. Dieser StaatssdlUldenberidlt, 
meine Damen und Herren, geht auf eine 
Änderung des Postsparkassengesetzes zurüCk, 
die im Jahre 1 96g einvernehmlidl, also be
schlossen von der damals alleinregierenden 
OVP wie auch von den beiden damaligen 
Oppositionsparteien FPO und SPO, durchge
führt worden ist. 

Der damals zur Schaffung eines modernen 
Postsparkassengesetzes und in diesem Gesetz 
zur Einsetzung des neuen Instruments eines 
Staatsschuldenausschusses geschaffene parla
menta rische Unterausschuß hat in Abweichung 
der d amals von der OVP-Regierung vorge
legten Regierungsvorlage für ein neues Post
sparkassengesetz oder, wenn Sie wollen, in 
Erweiterung zu dieser Vorlage die Initiative 
dazu e rgriffen, daß sich überhaupt heute der 
österreichisdle Nationalrat mit der Frage der 
Staatsschuld auf Grund eines Gutadltens, das 
die Fachleute im Staatssdluldenausschuß aus
gearbe itet haben, befassen kann. Es waren 
damals im Unter ausschuß nicht weniger als 
drei Abgeordnete, die heute in der Bundes-

Dieser Bericht, den :heute der österreichis ch e  
Nationalrat berät, ist daher ein Dokument 
und ein jährlich wiederkehrendes Dokument 
konstruktiver seinerzeitiger Oppositionspoli
Hk der Sozialisten in diesem Hause zwischen 
1 966 und 1 970. 

Knapp vor dem zweiten Jahrestag der 
Oppositionspolitik der Usterreidlischen Volks 
p artei muß man leider sagen, daß diese P arte i  
e inen Nachweis einer ahnlidl konstruktiven 
Konstruktionspolitik bisher schuldig geblieben 
ist. Und zum Thema Staatssdlulden und 
Staatsschuldenverwaltung und vor allem 
Finanzschuld des Bundes fällt der Osterrei-
mischen Volkspartei nichts anderes ein als 
d as, was wir heute vom Herrn Abgeordneten 
DDr. König gehört haben. Nidlt immer ist  
n omen omen. Es war beileibe nicht ein Königs
g edanken, Herr A!bgeordneter, den Sie heute 
hier mit diesem Entschließungsantrag auf 
e inen vierteljährlichen Finanzsdluldenbericht 
d es Bundes vorgebradlt haben. Wir haben 
im Finanzausschuß bereits mit Ihnen s ehr 
e ing,ehend als  sozialistisdle Abgeordnete übe r  
dieses Thema diskutiert. Wir haben Ihnen 
d ort erklärt, warum das de facto sinnlos ist. 
I ch  will hier nicht darauf eingehen, daß j a  
der gesamte Bundeshaushalt, die gesamte 
Haushaltsverwaltung, mithin auch die Finanz
schuldenverwaltung auf die Jährlichkeit ab
g estellt ist und daß ja alle Zwischenberichte 
h i er an sidl schon einmal in ihr,er Auss a'ge
fähigkeit problematisch sind. Und, ich mödüe 
es ganz offen sagen, ich habe an den Ge
sichtern Ihrer Kollegen von der eig enen 
Fraktion im Finanzausschuß, als Sie dort mit 
di eser - ich will sie nicht näher werten -
"Idee" gekommen sind, deutlidl abgelesen, 
d aß es diesen fast peinlich war. 

Das hat Sie aber nicht gehindert, heute 
di esen Antrag hier wie'Cler einzubringen. Das 
ist sicherlidl Ihr ,Problem, Herr Abgeordneter 
Dr. König. Albe r  das Argument, das Sie hier 
nun neuerlich !für diesen EntschHeßungsantrag 
auf einen Vierteljahresberidlt zur Finanz
smuldenverwaltung des Bundes vorgebracht 
haben, daß nämlich der gegenwärtig zur Dis
kussion stehende Finanzschuldenbericht 1 97 1  
s o  spät zur Behandlung geht, dieses Argument 
ist Ihnen ja 'schon im Ausschuß d.eutlich 
widerlegt worden. Auch das hat Sie nicht 
gehindert, es wieder hier vorzubringen. kber, 
Herr Abgeordneter Dr. König, ich sel'bst habe 
dort gesagt : Man kann versuchen, den jähr
lichen B ericht, wenn es tedlnisch möglich ist, 
früher dem Parlament zuzuleiten. Damit wird 
die Diskussion darüber aktueller, und dafür 

21. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 59 von 63

www.parlament.gv.at



1596 Nationalrat XIII. GP - 2 1 .  Sitzung - 2 1 .  Jänner 1 972  

Lane 
ist ohne weiter·es auch unsere Fraktion zu 
gewinnen. 

Wir haben Ihnen aber im Ausschuß darüber 
hinaus, Herr Kollege Dr. König, eindeutig 
erklärt, daß hier ein Bericht vom Finanz
minister zugeleitet, vom Staatsschuldenaus
schuß ausgearbeitet, auf Grund des geltenden 
Postsparkassengesetzes vorgelegt wird und 
daß, wenn man von dieser Regelung und von 
diesem j ährlichen BerichtrhytJhmus abgehen 
will, man ja sinnvollerweise das Postspar
kassengesetz abändern müßte. Denn es han
delt sich Ihier nicht um irgend einen Willkür
akt des Finanzministers, Iwarum dieser Bericht 
j ährlich vorgeIgt wird, sondern der Finanz
mini·ster handelt im Auftrage des Gesetz
gebers. Und wenn der Gesetzgeber einen 
anderen Auftrag erteilen will, dann muß er 
eben einen entsprechenden Beschluß in Geset
zesform fassen. Entsmließungsanträge ver
mögen, nach meiner Kenntnis der Geschäfts
ordnung des Nationalrates, nach der Kenntnis 
der Verfa'ssung nicht gesetzliche Auflagen 
abzuändern oder gar zu konterkarieren. 

Audl auf dieses Argument sind Sie über
haupt nicht eingegangen, sondern Sie haben 
hier einfach mit dem Papier eines Entschlie
ßungsantrages, eines abgetakelten Entschlie
ßungsantrages noch einmal vor der Fernseh
k amera gewunken, um der Offentlidtkeit 
glaubhaft zu machen, daß es hier wirklich um 
ein echtes Pro'blem geht. In Wirklichkeit 
wollen Sie 'sich da nur irgenein Federchen 
an den Hut stecken. Ich glaube, meine Damen 
und Herren - das sage ich mit aller Deut
lichkeit -, dazu ist das österreichische Parla
ment und seine Arbeitszeit nicht da. (Beifall 
bei der SPO.) 

Wir sind für Information der Opposition. 
Die Opposition - egal ob die eine oder die 
andere Partei - hat im Finanzausschuß auf 
jede Frage, die dort an den Finanzminister 
gestellt worden ist und mr die er schon das 
Ziffernmaterial zur VeIfügung hatte, die Ant
wort erhalten. Sie haben, um die Diskussion 
über die Staatssdmldenentwicklung zu aktua
lisieren, auch vom Finanzminister !bereits die 
Ziffern des Jahres 1 97 1  - mit Ausnahme 
des Standes der Verwaltungsschulden vom 
Jahresende 1 97 1  - wenige Wochen, nicht 
einmal drei Wochen nadl dem Ende dieses 
J ahres erhalten. Da wollen Sie von Infor
mationsmangel und Informationslücke reden! 
Das ist doch nichts anderes, als leeres Stroh 
gedroschen. Daß wir hier nicht mitmachen, 
das müssen Sie uns konzedieren. (Beifall bei 
der SPO.) 

Meine Damen und Herren! Die Umschich
tung von Auslands- auf Inlandssdluld, die 

im Staatssdmlden'bericht 1 970 zum Ausdruck. 
kommt und die sich, wie der nächste Bericht 
zeigen wird, 1 97 1  tendentiell fortsetzt, war 
bedingt durch die in- und ausländisch,e Kapi
talmarktsituation. Ich möchte in diesem Zu
sammenhang vor allem darauf hinweisen, daß 
wir durch den Staat'sschuldenausschuß in 
seinem Bericht über das Jahr 1 970 auch Emp
fehlungen zur Kenntnis gebracht erhalten, die 
er der StaatsschuldenvellWaltung, der Finanz
verwaltung für das Jahr 1 97 1  gegeben hat. 
Ich darf als Parlamentarier - unabhängig 
davon, daß ich auf ·den Bänken der Partei sitze,  
die diese Regierung unterstützt - sagen, daß 
es erfreulich ist, daß diese Regierung, daß 
die Finanzverwaltung dieser Regierung und 
daß der Finanzminister den Empfehlungen, 
die der ,staatsschuldenausschuß für 1 97 1  aus
gesprochen hat, auch gefolgt ist. 

Ich darf hier nur als ·Beispi,el eine der dr ei 
Empfehlungen nennen. Der Staatsschulden
ausschuß erklärt in seiner Empfehlung 1 9 . 1  
auf Seite 2 9  d e s  BeriChts : "Im Interesse der 
Aufrechterhaltung eines stabilen Zinsniveaus 
und um jeder,zeit auf nicht vorhersehbare 
Änderung·en auf dem österreichischen Kapital
markt reagieren zu 'können, sollte sich der 
Bund bei ausländischen Finanzierungsinsti
tuten - auch um den Preis einer Bereit
stellungsprovision - KreditIinien 'sichern. 
Hinsichtlich des Ausmaßes der allenfalls .ein
zugehenden Auslandsschuld sollten die wäh
rungspolitische Vertretbarkeit und die Belast
barkeit des inländischen Kapitalmarktes be
rücksichtigt werden." Das 'ist geschehen. Das 
Resultat in der Entwicklung des Zinsniveaus 
zeigt eine Durchschnittsrendite der Bundes
inlandsverschuldung im J ahre 1 970 von 
7,42 Prozent und 1 97 1 ,  in dem Jahr, auf das 
sich die Empfehlung bezieht, von 7,45 Prozent. 
Das Zinsniveau ist also in ·einer damals fest
zustellenden internationalen Zinssteigerungs
tendenz durch die sinnvolle Staatsschulden
verwaltung und durch die sinnvolle Finanz
verwaltung im Inland zum Nutzen auch der 
anderen, die auf dem Kapitalmarkt Osterreichs 
Geld aufnehmen, und mithin audl unserer 
österreichischen Wirtschaft, praktisch g,ehalten 
worden. 

Ich könnte diese Beispiele noch mit den 
Empfehlungen 2 und 3 fortsetzen, möchte es 
aber bei  diesem einen Beispiel, das für die 
anderen stehen soll, bewenden lassen und 
mich noch einem Argument im Zusammen
hang mit der Zinsenentwicklung und dem 
Einfluß der Staatsschuldenverwaltung auf 
diese Entwicklung ibefassen, das der Herr 
Abgeordnete Dr. Stix vorgebracht hat. Er 
meinte, ganz generell scheine ihm die Ent
wicklung der kurzfristigen Staatsverschuldung 
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per Schatzschein nicht sinnvoll zu sein, und er 
trat t-ür eine überwiegend langfristige, also 
über Anleihen erfolgende Verschuldung der 
Republik Ost erreidl auf dem inländisdlen 
Kapitalmarkt ein . 

Meine Damen und Herren ! Es gibt in der 
Frage der Fristigkeit der Staatsverschuldung 
nimts a·bsolut Smledltes und nidlts absolut 
Gutes. Es ist j a  audl nidlt irgeneinem skur
rilen Denken zuzusdlreiben, daß sidl der 
Staat von j eh e r  in versdliedener Fri'Stigkeit 
versmuldet hat. Das ist nidlt gesdlehen, weil 
irgendwer in Sdlatzsdleine oder ein anderer 
in eine Anleihenversdluldung v·erliebt ge
wesen wäre oder gar verliebt ist. Die kurz
fristige Verschuldung, die im Berichtsjahr, 
also im Jahre 1970, überproportional ange
stiegen ist, ist d arauf zurückzuführen, daß das 
Zinsniveau für neu einzugehende Versdlul
dungen - das w ar zur Ausfinanzierung des 
von der OVP präliminierten Defizits not
wendig - hoch war und es daher unsinnig 
gewesen wäre , sidl in dieser Periode anders 
als kurzfdstig zu verschulden, denn diese 
kurzfristige Versmuldung ermöglimt es, bei 
Sinken des Zinsniveaus dann entspredlend 
umzusteig,en. Bei einer langfristigen Versmul
dung wäre das unmö'glich. 

Meine Damen und Herren! Im glaube, daß 
so besehen der B eridlt 1970, aber audl die 
seither eingetretenen und im Finanzaus'sdluß 
vom Bundesminister für Finanzen dargestellte 
Finanzschuldenentwicklung des Bundes im 
Jahre 1 97 1  ein Beweis für die riChtige Finanz
verwaltung der Regierung Kreisky ist und im 
wahrsten Sinne des Wortes goldridltig war. 

Im möchte bei dieser Gelegenheit alb er 
noCh eines erwähnen: Zum ·ersten 'Mal - so
weit mir die Ziffern zur Verfügung gestanden 
sind - seit dem Jahre 1959 wird es auf 
Grund der Anga'ben des Herrn Bundesmini
sters für Finanzen im Finanzausschuß im 
Jahre 1971  nicht nur keine Erhöhung des 
absoluten Standes der Finanzsdlulden der 
RepubHk Osterreich geben, sondern eine Sen
kung um fast 300 Millionen Schilling. Audl 
hier gilt , was i ch  an anderer Stelle gesagt 
habe : Es ist das weder etwas absolut Gutes 
nodl etwas absolut Schledltes, sondern die 
Senkung des Gesamtsdluldenstandes der Re
publik in einem Jahr der Hochkonjunktur ist 
eine wahrhaft konj unkturgeredlte Finanz- und 
Schuldenpolitik des Bundes, und deswegen 
freut uns die erstmals seit 1959 nadlweisbare 
Tatsadle der Se nkung des StaatssChulden
standes im ersten Jahr, in dem sowohl Bud.get 
als audl Budgetvollziehung in die politische 
Kompetenz der Regierung Kreisky fallen. Das 
unterscheidet sich wohltuend von der Staats-

finanz- und Staatsschuldenpolitik, die die 
Osterreidl i s che Volkspartei zwischen 1966 und 
1970 'gemacht hat ! (Bei/all bei der SPO.) 

Weil  abe r im Aussdluß auch um die Ent
wicklung der Verwaltungsschuld gefragt wor
den ist, mödlte idl nur sagen: Der Verwal
tungssdluld enstand in den Jahren, in denen 
die OVP all ein regiert hat, hat sidl - jeweils 
am Jahresende - auf 3,4 bis 4,3 Milliarden 
Schilling belaufen. Im ersten Finanzverwal
tungsjahr e iner sozialistischen Regierung hat 
sich dieser Verwaltungsschuldenstand von 
3,6 Milliarden Sdlilling Ende 1969 auf nur 
mehr 1 ,8 Milliarden im Jahre 1970 reduziert. 
Das war audl nimt gerade unwesentlich für 
die Liquiditätslage unserer österreichisChen 
Wirtschaft, über deren Angespanntsein gera.de 
die rechte Hälfte dieses Hauses immer wieder 
in lautes Wehklagen ausbridlt. Audl hier ein 
neuer Aufbrudl in eine vernünftige Finanz
und Staat'sschuldenpolitik der Regierung 
Kreisky ! (Beifall bei der SPO.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet ist der Herr 
Abgeordne t e  Dr. König . 

Abgeordneter DDr. König (OVP) : Hohes 
Haus! Die Ausführungen des Herrn Abge
ordneten Lane zwingen mich dazu, Ihre Auf
merksamkeit noch zwei Minuten in Anspruch 
zu nehmen. 

Herr Kollege Lane, ,es sdleint Ihrer Auf
merksamkeit ,entgangen zu sein, daß unser 
Antra·g sidl nidlt nur auf die Staatsschulden, 
sondern auch auf die Inanspruchnahme der 
Ubersdlreitungsermädltigungen für den Fi
nanzminister bezieht, die immerhin nadl 
seinen eigenen Angaben die Kleinigkeit von 
1 ,5 Milliarden Sdlilling ausmachten. 

Kollege Lane ! Sie können ,sagen, d�e Oppo
sition steht nidlt zu d,er von ihr selb-st ange
botenen Kontrollmöglichkeit. Sie können 
sa'gen, Ihr FinanzmiIl!ister hat Sie v·erhalten, 
selbst von dem Vor,schl ag abzurücken, den Sie 
im Finanz- und Bud'Q'etaussdluß g,emacht 
haben, daß nämlidl ,sdlon viel früher, vor dem 
Sommer, der Beridlt vorgeLegt und audl ver
handelt wird. Sie 'können audl sag:en, Ihr,er 
Meinung nach ist das für Sie kein 'iIl!ter,essan
ter Beridlt, der vierteLjährlich erfolgt. Si,e ge
winnen daraus nidlts. 

Was wir ab er nicht ,zur Kenntnis nehmen, 
ist, daß die Regierungspartei der Opposition 
vorschreiben möchte, ,was sie unter Informa
tion und Kontrollredlten versteht. (Beifall 
bei der OVP.) Sie werden in den Zeitungen 
lesen können , daß etwa in Deutschland auch 
der Stand der Sdlulden zum 30. Juni, in Groß
britannien zum 3 1 .  März und in Italien gleiCh
falls zum März veröffentlicht wird. Es ist also 
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gar nicht so ungewöhnlich, vierteljährliche 
Veröffentlichungen zu verlangen. 

Und das zweite Argument, man müßte das 
Postsparkassengesetz ändern, .geht auch da
neben. Es ist nämlich nicht notwendig, das 
Postsparka'ssengesetz zu ändern, weil doch 
wohl der Herr Finanzminister selbst in der 

Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung 
über den Entschließungsantrag der Abgeord
neten DDr. König und Genossen betreffend 
Vierteljahresbericht über die Inanspruch
nahme der Uberschreitung.s·ermächtigungen 
laut BundesfinaJI1zgesetz und die Entwicklung 
der Staats'schulden. 

Lage sein wird, zu wissen, wie hoch die von Ich bitte j ene Damen und Herren, die diesem 
ihm aufgenommenen Schulden sind und wie Entschließungsantrag ihre Zustimmung geben, 
hoch sich die in Anspruch g,enommenen Er- sich von den Sitzen zu erheben. - Das ist die 
mächtigungen, sprich Umschichtungen, bewe- Minderheit, a b g e l  e h n t. 
gen. 

,Meine Damen und Herren! Sie können sich 
vom Wahrheitsbeweis lfür die angebotenen 
KontroUbefugni'sse für die Opposition heute 
nicht drücken, es gilt für Sie heute, hier dazu 
zu stehen oder Ihr,en eigenen Klubdbmann zu 
desavouieren. Nur an dieser Haltung, meine 
Damen und Herren, werden wir die Ernst
hafti gkeit dieser Ihrer Ankündigungen mes
sen. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident: Als nächster hat sich der Herr 
Bundesminister Dr. Androsch zum Wort ge
meldet. B itte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister für Finanzen Dr. Androsch: 
Herr Präsident! Hohes Hausl Ich werde e,s sehr 
kurz machen, ich will mich nur nicht dem Vor
wur·f aussetzen, eine Frage nicht beantwortet 
zu haben. 

Herr Abgeordneter Dr. König hat sich 
bereits im Finanz- und Budgetausschuß nach 
dem Stand der Verwaltungsschulden erkun
digt. Ich habe i'hm eine schriftliche Information 
zugesagt. Sie bekommen diese noch, aber ich 
möchte Ihnen di,e Information heute hier schon 
geben. 

Ende 1 966 betrug ,die Verwaltungsschuld 
3397 Millionen Schilling, Ende 1 967 3563 Mil
lionen, Ende 1968 4355 Millionen, Ende 1 969 
361 8  Millionen, Ende 1970 1 8 1 9  Millionen 
Schilling. 

Diese Zahlen sind den Rechnungsabschlüs
sen, die dem Hohen Haus vorliegen, zu ent
nehmen. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident: Zum Wort ist niemand mehr 
gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der 
Herr Berichterstatter wünscht das Schlußwort. 

Berichterstatter Mühlbacher (Schlußwort) : 
Als Berichterstatter trete ich dem Entschlie
ßungsantrag Dr. König nicht bei. 

Präsident : Wir kommen nunmehr zur A b
s t i m  m u n g. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die dem 
Antrag des Berichterstatters b eitreten, den 
gegenständlichen Bericht zur Kenntnis zu neh
men, sich von den Sitzen zu erheben. - Das 
ist e i n  s t i m  m i g a n g e n  0 m m e n. 

8. Punkt: Bericht des Finanz- und Budget
ausschusses über den Antrag 11 A (11-3 der 
Beilagen) der Abgeordneten Mondl und Ge
nossen, betreffend die Einsetzung eines Unter
suchungsausschusses zur Prüfung aller Vor
kommnisse im Zusammenhang mit Flugzeug
ankäufen des Bundesheeres ( 154 der Beilagen) 

Präsident: Wir gelangen nunmehr zum 
8. Punkt der Tagesordnung : Einsetzung eines 
Untersuchungsausschusses zur Prüfung aller 
Vorkommnisse im Zusammenhang mit Flug
zeugankäufen des Bundesheeres. 

Ich ersuche den Herrn Berichterstatter Jung
wirth um seinen Bericht. 

Berichterstatter Jungwirth: Herr Präsident! 
Hohes Haus! Die Abgeordneten Mondl und 
Genossen haben in der 2. Sitzung der laufen
den Gesetzgebungsperiode des Nationalrates 
am 5. November 1 971  den obgenannten Initia
tivantrag im Nationalrat eingebracht und 
folgendermaßen begründet :  

Der Nationalrat hat in der XII. Gesetz
gebungsperiode einen Untersuchungsausschuß 
zur Prüfung aller Vorkommnisse im Zusam
menhang mit Flugzeugankäufen des Bundes
heeres eingesetzt. Die ser Untersuchungsaus
schuß hat intensive Beratungen geführt, 
konnte aber infolge der vorzeitigen Beendi
gung der Gesetzgebungsperiode einen ab
schließenden Untersuchungsbericht an da's 
Plenum des Nationalrates nicht mehr erstatten. 
Da die sozialistische Parlamentsfraktion der 
Meinung ist, daß die Arbeiten dieses Unter
suchungsaus'sdlUsses fortgesetzt und abge
schlossen werden sollen und da dies aus 
Gründen 'C.ler Geschäftsordnung des National
rates nur durch die neuerliche Einsetzung 
eines Untersuchungsausschusses mit der glei
chen ThemensteIlung erreicht werden kann, 
stellen die unterzeichneten Abgeordneten den 
nachstehenden Antrag. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat diesen 
Initiativantrag in seiner Sitzung am 18 .  Jänner 
1 972 in Anwesenheit des Bundesministers für 
Finanzen Dr. Androsch der Vorberatung unter
zogen. 
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Jungwirtb 

Einstimmig wurde beschlossen, dem Hohen 
Hause die Anna'hme des Antrages der Abge
ordneten Mondl und Gen o s sen zu empfehlen. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Finanz- und Budgetaussdluß somit den A n
t r a g, der Nationalrat wolle besdlließ·en: 

"Gemäß § 33 Abs. 1 d e s  Bundesgesetzes 
vom 6. Juli 196 1 ,  B GBl. Nr. 178, betreffend 
die Geschäftsordnung des Nationalrates, wird 
ein Untersudlungsausschuß zur Prüfung aller 
Vorkommnisse im Zusammenhang mit Flug
zeugankäufen des Bundesheeres eingesetzt. 
Dieser Untersuchungsaussdluß besteht aus 
zehn Mitgliedern, und zwar aus fünf Abge
ordneten der SPO, vier Abgeordneten der 
OVP und einem Abgeordneten der FPO." 

Ich bin ferner ermächtigt, dem Hohen Haus 
den Antrag zu unterbreiten, falls Wortmel
dungen vorliegen, General- und Spezial debatte 
unter einem abzuführen. 

Präsident: Zum Wort ist niemand gemeldet. 
Wir kommen somit zur A b s t i m  m u n g. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die dem 
Antrag des Berichterstatters beitreten, gemäß 

§ 33 Abs. 1 des Bundesgesetzes vom 6. Juli 
196 1 ,  BGBl. Nr. 178, b e treffend die Gesdläfts
ordnung des Nationalrates, einen Untersu
chungsausschuß zur Prüfung aller Vorkomm
nisse im Zusammenhang mit Flugzeugankäu
fen des Bundesheeres - bestehend aus zehn 
Mitgliedern, und zwar aus fünf Abgeordneten 
der SPO, vier Abgeordneten der OVP und 
einem Abgeordneten der FPO - einzusetzen, 
sich von den Sitzen zu erheben. - Das ist 
e i n  s t i m  m i g a n g e n  0 m m e n. 

Die Tagesordnung ist erschöpft. 

Die n ä c h s t e Sitzung berufe ich für 
Mittwoch, den 2. Feber, um 1 1  Uhr mit folgen
der Tagesordnung ein : 

Beridlt des Finanz- und Budgetaussdlusses 
über den Bericht des Bundesministers für 
Finanzen (III-4 der Beilagen) betreffend Haf
tungsübernahmen des Bundes im 1 .  Halbjahr 
1 97 1  ( 1 52 der Beilagen) . 

Diese Sitzung wird mit einer Fragestunde 
eingeleitet. 

Die Sitzung ist g e s c h i  0 s s e n. 

Schlu.f3 der Sitzung : 17 Uhr 40 Minuten 

Drudifehlerberichtigung 

Im Protokoll der 15.  Sitzung vom 16 .  Dezember 197 1 soll auf Seite 1 155, rechte 
Spalte, zweiter Absatz, die beim Druck ausgebliebene siebente Zeile w i e  folgt lauten : 

mission bereits tätig, in deren Aufgaben-

österreichische Staatsdruckerei . L61 1 0212 
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